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üiffiörohtei OB
Zur Entwicklung der KPD und SED

(Nachdruck eines Textes der ehemali­
gen kommunistischen Gruppe "Sparta­
kus" aus dem Jahre 1967)

E i n Thema beherrscht heute in I Weg immer mehr in r e v i s i o-
zunehmendem Maß die gesamte I
Auseinandersetzung zwischen den
Marxisten-Leninisten und den mo­
dernen Revisionisten in der ille­
galen KPD Westdeutschlands und
erfaßt darüber hinaus immer
größere Kreise von Arbeitern, In­
tellektuellen, Studenten und Ju­
gendlichen:

Wird die DDR von den moder- .
nen Revisionisten aller Länder |
— mit den Revisionisten der So­
wjetunion an ihrer Spitze —
verraten und verkauft?
Welche Rolle spielen die moder­
nen Revisionisten der SED in
der DDR?
Welche Auswirkungen hat diese ,
reaktionäre Entwicklung der
DDR für die gesamte politische
Situation in Deutschland und
darüber hinaus in ganz Europa?'
Wie wirkt sich diese negative
Entwicklung auf die Arbeiter­
bewegung in Westdeutschland
und insbesondere der KPD aus?

Voller Sorge wird von allen dem
Marxismus-Leninismus verbunde­
nen Genossen in Westdeutschland
der heute eindeutig revisionistische
Weg der DDR und seine Auswir­
kungen insbesondere auf West­
deutschland verfolgt. Daß dieser

nistischer — d. h. reformisti­
scher und letzten Endes kapita­
listischer — Richtung verläuft,
darüber gibt es keinen Zweifel.
Die Tatsachen sprechen für sich.
Ausgehend von dieser Feststellung
wundert es keinen Genossen, daß
der revisionistische Kurs unse­
rer Partei — der KPD in West­
deutschland — nur eine nahezu
zwangsläufige Folge dieser dege­
nerierten Entwicklung der SED in
der DDR ist. Schließlich weiß jeder
um die starken Verbindungen die­
ser beiden Parteien, die durch die
Bedingungen der Illegalität ~ in
Westdeutschland bestimmt nicht
schwächer geworden sind.
Es herrscht also bei fast allen Mar­
xisten-Leninisten Westdeutschlands
darüber Klarheit, daß der gesamte
moderne Revisionismus die DDR
verrät und verkauft, daß damit der
gesamte moderne Revisionismus ein
gewaltiges Hindernis und eine gro­
ße Gefahr für ein künftiges sozia­
listisches Deutschland ist Darüber
hinaus herrscht Klarheit darüber,
daß die modernen Revisionisten in
der SED und der KPD den gesam­
ten Parteiapparat beherrschen und
weitestgehend den Kurs dieser Par­
teien und damit unserer Partei be­
stimmen. Weitestgehende Ünklar- 
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heit herrscht dagegen über die wah­
ren und tiefen Ursachen die­
ser revisionistischen Entwicklung in
der KPD und SED.

Diese mangelnde Kenntnis der
Würzeln des Revisionismus in der
gegenwärtigen Entwicklung in
Deutschland ist natürlich auf große
ideologische Schwächen in der
Avantgarde der deutschen Arbei­
terklasse zurückzuführen, einer
schon beinahe traditionellen Unter­
schätzung der revisionistischen Ge­
fahr in der deutschen Arbeiterbe­
wegung.
Diese ideologische Schwäche, ver­
stärkt durch sehr starke bürger­
liche Umwelteinflüsse und ver­
bunden mit einem ausgeprägten
Wunschdenken, erzeugt selbst bei
dem Marxismus-Leninismus treu
verbundenen Genossen illusionäre
Vorstellungen über die gegenwär­
tige und künftige Rolle der SED in
der DDR. Viele ehrliche Genossen
können und wollen es einfach nicht
wahrhaben, daß die revisionisti­
sche Entwicklung in der DDR und
die Entartung der SED mehr als
nur eine vorübergehende Erschei­
nung sind. Sie wollen es einfach
nicht wahrhaben, daß der Revisio­
nismus in der DDR und auch im
gesamten Parteiapparat der KPD
in Westdeutschland bereits tiefe
Wurzeln geschlagen hat.
Wollen wir aber die Gefährlich­
keit und den ganzen Umfang der
revisionistischen Seuche erkennen.
müssen wir zu den Wurzeln
vordringen. Nur so können
wir auch die Auswirkungen mit
aller Aussicht auf Erfolg und mit
unserer ganzen revolutionären
Leidenschaft bekämpfen und aus­
rotten. Unterlassen wir das, dann
überlassen wir den modernen Re­
visionisten — der 5. Kolonne der
Imperialisten in den Reihen der

Arbeiterklasse — das Feld. Das
aber wäre gleichbedeutend mit
Verra^ an den Prinzipien des Mar­
xismus-Leninismus, Verrat an der
Partei Karl Liebknechts,
Rosa Luxemburgs und Emst
Thälmanns. Das hieße die Ar­
beiterklasse ohne Führung und
ihrer stärksten Waffen beraubt
sich selbst zu überlassen und
.würde darum letzten Endes Kapi­
tulation vor dem US-Imperialismus
und seinen deutschen Lakaien be­
deuten.
Versuchen wir also zu den Wurzeln
des modernen Revisionismus in
Deutschland und insbesondere in
der DDR vorzudringen.

Verteidigen wir den Marxismus-
Leninismus! Verteidigen wir die
DDR und ihre sozialistischen Er­
rungenschaften, solange es noch et­
was zu verteidigen gibt! Eröffnen
wir die Diskussion und damit un­
sere Offensive gegen die revisioni­
stischen Bastionen!

„Wer nur die Lichtseiten sieht
und die Schwierigkeiten nicht
wahrnimmt, der wird nicht er­
folgreich für die Erfüllung der
vor der Partei stehenden Auf­
gaben kämpfen können.“

Mao Tse-tung, „Uber Ko­
alitionsregierung“ (24. April 1945).

Deutschland hat in seiner Ge­
schichte große revolutionäre Erhe­
bungen erlebt und nicht wenige
hervorragende Revolutionäre her-

ier Weg räer
ist ii mit
Wengen «a Vmi
gegilisM



vorgebracht. Mit großem Stolz
können wir darauf verweisen, daß
die Schöpfer des wissenschaftlichen
Sozialismus — Marx und En­
gels — Söhne Deutschlands wa­
ren. Die Geburtsurkunde des wis­
senschaftlichen Sozialismus — das
Kommunistische Manifest — war
zugleich das erste entscheidende
und bedeutende Dokument der
deutschen Arbeiterbewegung.

Me diese hervorragenden Bei­
spiele, die sich in einer nahezu
endlosen Kette fortsetzen ließen,
können aber nicht die Tatsache
verdecken, daß in der gesamten
deutschen Geschichte alle großen
revolutionären Erhebungen mit
Niederlagen endeten und
diese Niederlagen sehr oft
durch Verrat und Versagen der
Führungskräfte verursacht wur­
den.

Wir können natürlich nur ganz
kurz, zum besseren Verständnis
der gegenwärtigen Situation, einen
kleinen historischen Rückblick
versuchen.

Der Große Deutsche Bauern­
krieg endet mit einer Niederlage
durch «das Versagen und den Ver­
rat des gerade entstehenden Jun­
gen deutschen Bürgertums.
Deutschland wird um Jahrhun­
derte in seiner gesamten Entwick­
lung zurückgeworfen.

Die Revolution des deutschen
Bürgertums beginnt 1848 er­
folgreich und endet mit einer ent­
scheidenden Niederlage durch den
Verrat ^des entstehenden kapita­
listischen Großuntemehmertums.
Aus Furcht vor der deutschen
Arbeiterklasse die bereits organi­
siert auftritt, schließt es mit dem
feudalistischen Staat und dessen
Junkern einen fakt — sie werden
zu „Schlotbaronen“.

Die Einheit Deutschlands wird
nicht auf revolutionärem Wege er­
kämpft, sondern auf kaltem mili­
tärischem Machtweg von „oben“
1870 erreicht.

Die ersten größeren Arbeiter­
organisationen in Deutsch­
land waren durchaus keine revolu­
tionären Organisationen. Es waren
Gewerkschaften und der rein re­
formistische „Allgemeine Deutsche
Arbeiterverein“ von Ferdinand
Lassalle. Selbst als die SPD.
gegründet von Wilhelm Lieb­
knecht und August Bebel, die
politische Bühne betritt, gleicht sie
trotz eines mehr oder weniger mar­
xistischen Programms einem Wahl­
verein.

Von Anfang an macht sich im
Schoße der alten SPD revisionisti­
sches und reformistisches Gedan­
kengut breit, das noch stärker
wird, als sich diese Partei mit den
Lassalleanern auf dem Vereini­
gungsparteitag In Gotha 1875
„vereinigt“. Marxens Programm­
kritik spricht Bände. Daß sich in
dieser Partei die Stammväter des
klassischen Revisionismus, wie
Eduard Bernstein und Le­
gi en, breitmachten, kann schon
niemand mehr wundem.

Unter völliger Verkennung der
ökonomischen und sozialen Wur­
zeln des Revisionismus wurde die­
ser, trotz Lenins Warnungen, selbst
von den besten Vertretern der
deutschen „Linken“ in der Partei
nur in seinen Auswüchsen und an
der Oberfläche durch Diskussionen
bekämpft Das geschah so lange, bis
es zu spät war. 1914 brach die
II. Internationale zusammen und
mit ihr die letzten, kaum noch vor­
handenen Reste einer revolutio­
nären Arbeiterpartei in Deutsch­
land. Der Revisionismus hatte ge­
siegt — die deutsche Arbeiterklasse 
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wurde als Schlachtvieh verkauft
und war ohne revolutionäre Füh­
rung. . . , -
1918 schlugen die Fluten der
Oktoberrevolution nach
Deutschland. Es gab eine akute
revolutionäre Situation, aber keine
starke, den revolutionären Anfor­
derungen entsprechende Führung.
Es fehlte eine bolschewistische
Partei mit ihren stählernen und
erfahrenen Kadern. Die November­
revolution wurde von den Revisio­
nisten bewußt fehlgeleitet und ver­
raten. Sie endete mit einem
Scheinsieg.

Die Gründung der KPD war
die notwendige — aber leider ver­
spätete Konsequenz aus dem
Verrat der Revisionisten. Die
Gründung einer neuen revolutio­
nären Partei ist und bleibt das
Verdienst von Karl Lieb­
knecht und Rosa Luxem­
burg, die dafür auch ihr Leben
lassen mußten. Daß die Gründung
dennoch sehr spät — fast zu spät —
erfolgte, bewies die mangelhafte
Nutzung der revolutionären Nach­
kriegsepoche bis 1923. Daß es mög­
lich war, revolutionäre Kämpfe
erfolgreich zu führen, bewies Ernst
Thälmann im Hamburger Auf­
stand. Der Aufstand blieb jedoch
isoliert — auch die KPD versagte
unter der rechten Führung von
Brandler und Thalheimer.

Erst danach entwickelte sich die
Partei durch lange Kämpfe unter
der Führung von Ernst Thälmann
zu einer wirklichen Partei neuen
Typus, zu einer leninistischen Par­
tei. Diese Partei errang große Er­
folge — Insbesondere zur Zeit der
Weltwirtschaftskrise von 1928 bis
1933.
Aber als dann der Faschismus
die Macht ergriff, versagte auch
diese zahlenmäßig stärkste Sektion 

der III. Internationale außerhalb
der SU. Sie hatte den Faschismus
in seinem ganzen Wesen und seiner
ganzen Gefährlichkeit nicht er­
kannt. Hier konnte man nicht mehr
abwarten, hier galt es zu kämpfen
— notfalls auch zu unterliegen,
erneut zu kämpfen — mit allen
zur Verfügung stehenden Mitteln.
Nichts dergleichen geschah, die
ersten zaghaften Versuche eines
politischen Widerstandes waren
bald im Blut erstickt und Tausende
deutscher Kommunisten wander­
ten in die KZs und ließen ihr
Leben. So auch der beste Sohn der
deutschen Arbeiterklasse — Ernst
Thälmann.

Zwar kämpften viele Tausende
deutscher Kommunisten weiter und
setzten ihr Leben im Kampf gegen
den Faschismus ein. Sie kämpften
in Spanien, in der Widerstandsbe­
wegung in Deutschland und an
fast allen Fronten des II. Welt­
krieges. Sie vermochten aber nicht,
das deutsche Volk von seinen fa­
schistischen Verführern zu trennen
und diese Verbrecher auf revolu­
tionärem Wege zu beseitigen. Die
Revisionisten hatten gute Vorarbeit
geleistet, große Teile der Arbeiter­
klasse ideologisch entwaffnet und
sie zusammen mit Massen von ent­
täuschten Mittelständlern und
Bauern in die Arme der Faschisten
getrieben.
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1945: Zerschlagung des (Mschen tai-
Faschismus ohne maßgebliche Mitwirkung

des deutschen Volkes
Der deutsche Nazi-Faschismus —
als Ausdrude der größten Macht­
entfaltung des deutschen Imperia­
lismus — kapitulierte 1945 bedin­
gungslos. Seine Militärmaschine
und sein Staatsapparat lagen zer­
schmettert am Boden.

Die deutsche Wirtschaft war zwar
auch stark angeschlagen, aber ins­
besondere die mächtige und eng
mit dem US-Kapital verflochtene
Chemieindustrie hatte eigenarti­
gerweise die Bombenteppiche und
in Westdeutschland auch die
Kriegshandlungen ganz gut über­
standen.
Die Ideologen des deutschen Im­
perialismus, die sich in chauvinisti­
schem Nationalismus schier über­
schlugen, waren in die Geschichte
der deutschen Nation als die größ­
ten nationalen Bankrotteure einge­
gangen. Dasselbe hätte man auch
von den klassischen Revisionisten
sagen müssen, die dieselbe Rolle ja
im I. Weltkrieg gespielt und dem
Faschismus Zutreiberdienste ge­
leistet hatten.

Die Voraussetzungen für einen
Neubeginn auf völlig verän­
derter Grundlage hätten also «ehrt
günstig sein müssen. |
Aber war der deutsche Imperlalis- I
mus und seine Ideologische Basis '
im Volk wirklich zerschlagen?
Eine Tatsache tat, daß sogar große
Telle der deutschen Arbeiterklasse
bis 5 Minuten nach 12 noch den
Durchhalteparolen der Nazis folg­
ten. Die nicht durch Bomben zer­
störte Rüstnngslndustrie funktio­
nierte bta zum Schluß, und nur
wenige deutsche Soldaten wagten

ohne Befehl die Waffen wegzuwer­
fen. Günstigenfalls konnte man bei
großen Teilen dea deutschen Vol­
kes von Verzweiflung und
enttäuschter Hoffnung über nicht
eingelöste Versprechungen von sel­
ten der Faschisten sprechen.

Der deutsche Staatsapparat war
zwar weitgehend zerschlagen. Der
deutsche Staat aber sollte, so wie
es Stalin versprochen hatte, als
eine Einheit bestehen bleiben.
Das Potsdamer Abkommen
sah die Aufteilung in 4 Besatzungs­
zonen nur als eine vorübergehende
und grundsätzlich nicht die Ein­
heit Deutschlands berührende Er­
scheinung, vor. Das Potsdamer Ab­
kommen hat — laut Urteil vieler
Völkerrechtler — auch heute noch
für Deutschland verfassungsähn-
Uchen Charakter und hätte bei
konsequenter Anwendung in ganz
Deutschland eine wahrhaft demo­
kratische Entwicklung auf revolu­
tionärer Grundlage eingeleitet, es
hätte die schon lange fällige bür­
gerliche Revolution vollenden und
darüber hinaus das deutsche Volk
einen großen Schritt voranbringen
können.

Gerade dieses Kapitel ist für die
revisionistischen Anbeter des
„friedlichen Weges zum Sozialis­
mus“ sehr lehrreich. Liefert uns
doch die jüngere deutsche Ge­
schichte und ihr Produkt — die

— das beste Anschauungs­
material. was auch die beste ge­
schriebene Verfassung, und der
schönste Vertrag wert sind, wenn
das Volk nicht mit revolutionärer
Entschlossenheit dahintensteht.
War das aber der Fall?

Nein! — Trotz aller Bemühungen
der gerade erst wieder zugelasse­
nen KPD war es nicht möglich,
diese notwendige Volksbewegung
in den westlichen Besatzungszo­
nen zu entfachen. Die KPD war
und blieb die einzige Partei, die
diesen Versuch unternahm, um ge­
genüber den imperialistischen Be­
satzungsmächten vollendete Tat­
sachen zu schaffen. Der Sieg über
den deutschen Faschismus war
eben nicht vom deutschen Volk
selbst unter maßgeblicher Mitwir­
kung seiner Arbeiterklasse errun­
gen worden, sondern durch die
Waffen der Roten Armee und der
in der Anti-Hitler-Koalition ver­
einigten Völker. Trotz allen Hel­
denmutes deutscher Kommunisten,
trotz all ihrer Opfer blieb der An­
teil des deutschen Volkes an seiner
Befreiung vom Faschismus sehr,
sehr gering. Das gilt es, nüch­
tern und klar zu erkennen, wollen
wir uns nicht selbst und unserem
Volk etwas vormachen.

Von der SBZ zur DDR
Die imperialistischen Besatzungs­
mächte im Westen Deutschlands
gingen sofort nach ihrer Etablie­
rung unter Führung des US-Im-
perialismus dazu über, das impe­
rialistische System zu retten. Sie
kümmerten sich einen Dreck um
das Potsdamer Abkommen. (Küm­
mern sich denn jemals Imperia­
listen um irgendwelche Abkom­
men, die ihnen nichts nützen?)
In der damaligen Sowjetisch Be­
setzten Zone (SBZ) wurde, ent­
sprechend Stalins Anweisungen,
konsequent das Potsdamer Abkom­
men verwirklicht und auf dessen
Grundlage ein wahrhaft demokra­
tischer Umwandlungsprozeß einge­
leitet.
Es galt, den Faschismus und damit
das imperialistische System zumin­

dest in diesem Teil Deutschlands
mit seinen Wurzeln auszurotten.
Welchen Anteil hatte die deutsche
Arbeiterklasse und ihre führende
Partei — die KPD — bei der Lö­
sung dieser Aufgabe?

Die Reihen der KPD hatten sich
1945 stark gelichtet. Er waren nicht
die schlechtesten Genossen, die
gleich Ernst Thälmann ihr Leben
hatten lassen müssen. Diejenigen
deutschen Kommunisten, die den­
noch überlebten, waren nicht sehr
zahlreich. Vor allen Dingen kamen
sie aus einer anderen Welt zu
ihrem Volk zurück. Sie kamen aus
der Welt der Zuchthäuser und
KZs, aus der Welt der Strafkom­
panien und aus der Welt der im
eigenen Land Verfolgten und Ge­
hetzten. Sie kamen aus der Welt
der Emigration und des Kampfes
gegen ein verbrecherisches, faschi­
stisches System, das von der Mehr­
heit ihres Volkes gestützt wurde.
Sie kamen also aus einer Isolierung
von ihrem eigenen Volk, das zu
großen Teilen willig einem ver­
brecherischen System gedient hatte.
Auf den Schultern dieser Kommu­
nisten lastete nun die gesamte
Verantwortung für die Gestaltung
eines neuen, sozialistischen
Deutschlands. Denn, daß nur ein
sozialistisches Deutschland eine
Wiederholung der verbrecheri­
schen Vergangenheit unmöglich
machen konnte, war ihnen mehr
als jedem anderen klar.
Die Chance war da, sie durfte
nicht — wie schon so oft in der
deutschen Geschichte — ungenutzt
verstreichen.
Gestützt auf die bewaffnete Macht
der Roten Armee wurde in der
damaligen SBZ das Potsdamer Ab­
kommen verwirklicht. Unter dei
Führung deutscher Antifaschisten
mit der KPD als Motor, wurde
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zum ersten Male in der deutschen
Geschichte eine umfassende I n-
dustrie- und Bodenreform
durchgeführt. Die Schlotbarone
wurden entmachtet. Damit wurde
die entscheidende, führende Schicht
der deutschen Kapitalisten und
Junker, die den deutschen Impe­
rialismus verkörperte, zumindest
in einem Teil Deutschlands aus
ihren Machtpositionen entfernt.
Alle entscheidenden Schlüsselposi- .
tionen in Staat, Wirtschaft und 1
Verwaltung sowie das gesamte po­
litische Leben mußten neu gestal­
tet und von neuen Kräften besetzt
werden. Diese Aufgabe fiel in der
SBZ vor allen Dingen den alten,
bewährten deutschen Arbeiterfunk­
tionären zu — insbesondere aber
den Kommunisten. Obwohl
dem eigenen körperlichen Zusam­
menbruch sehr nahe, packten sie zu '
und übernahmen die Verantwor­
tung. Ihr Ziel war aber die einheit­
liche sozialistische deutsche Re­
publik. Diesem Ziele glaubten sie
sich häher denn je, als sich die
KPD mit der SPD In der dama­
ligen SBZ zur SED vereinigte.
Diese historisch notwendigen
Schritte in der SBZ und ihre Er­
folge beunruhigten natürlich in
starkem Maße die in- und auslän­
dischen Imperialisten in ihrem
eigenen Machtbereich. Sie taten
alles in ihren nicht unbeträcht­
lichen Kräften Stehende, um ein
Ubergreifen dieser Entwicklung auf
Westdeutschland zu verhindern und
— wenn möglich — die Entwick­
lung in der SBZ aufzuhalten, zu
stören oder gar rückgängig zu
machen.
Das von Viktor Agartz einige
Zeit vor seinem Tod inspirierte
Buch „Verraten und verkauft“ be­
weist auch für einfältige Gemüter,
wie insbesondere die U S -1 m p e-'
r i a 1 i s t e n im Bunde mit den an­

deren — einschließlich den deut­
schen — Imperialisten vor keinem
verbrecherischen Mittel zurück­
schreckten, um ihre Positionen zu
retten. Insbesondere gelang es
ihnen, in der SPD und den Ge­
werkschaften nahezu alle Schlüs­
selpositionen mit ihren eigenen
Agenten und Werkzeugen zu be­
setzen. Das geschah so massiv, daß
man das in der Arbeiterbewegung
verbreitete Schimpfwort „Agent"
in diesem Zusammenhang schon
nicht mehr im übertragenen Sinn
anwenden kann. Sogar in die
Reihen der KPD in Westdeutsch­
land schleusten sie nicht wenige
dieser gedungenen Werkzeuge ein.
Diese kriminellen Elemente in den
Reihen der Arbeiterbewegung ha­
ben diese Stellungen in West­
deutschland nicht nur behalten,
sondern bis zu Ministerposten
ausgebaut.

Zuvor aber verhinderten sie die
Einheit der deutschen Arbeiter­
klasse auf revolutionärer Grund­
lage in den westlichen Besatzungs­
zonen, verhinderten die demokra­
tische Umgestaltung der Westzonen
und sicherten den aus- und in­
ländischen Imperialisten ihre Posi­
tionen ab bzw. halfen ihnen bei
deren neuerlicher Festigung.
Als die Imperialisten erkannten,
daß die Entwicklung im östlichen
Teil Deutschlands in absehbarer
Zeit nicht aufzuhalten war, da die
von Stalin geführte Sowjetunion
als Garant hinter dieser Entwick­
lung stand, schritten sie zur
Spaltung des deutschen Staates,
der deutschen Wirtschaft und des
deutschen Volkes.
Der Weg der Spaltung mit dem
versklavenden Marshall-Plan als
materielle Grundlage ist markiert

d‘e Bi’Zone> Tri-Zone,
Währungsreform, Ausrufung der
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BRD, NATO und EWG. Maßgeb­
liche Werkzeuge waren insbeson­
dere die Verräter und Agenten in
den Reihen der Arbeiterklasse —
in der SPD und den Gewerk­
schaften.
Indem die Imperialisten die BRD
als Sperriegel und zugleich als
Angriffsbasis gegen das ge­
samte sozialistische Lager aus­
bauten, hofften sie zugleich, den
östlichen Teil Deutschlands, in
dem die von Kommunisten ge­
führte deutsche Arbeiterklasse die
Geschicke lenkte, von seiner natür­
lichen Rohstoffbasis abzuschneiden,
auszuhungem und zur Kapitulation
zu zwingen.
Tatsächlich entstand für eine lange
Periode eine schwierige Situation
in der damaligen SBZ, die durch
die offene Sabotage hineinge­
schleuster oder angeworbener
Agenten und Diversanten noch ver­
schlimmert wurde. Es bedurfte der
ganzen Anstrengung aller Kräfte
und insbesondere der damals noch
starken und unverbrüchlichen Soli­
darität des einheitlichen und ge­
schlossenen sozialistischen Lagers.
Es _gab also in Deutschland eine
sowohl in nationaler wie auch in

internationaler Hinsicht ausge­
sprochene Klasser.l'ampfsltuation.
Da zu dieser Zeit der Geist des
Marxismus-Leninismus noch alle
kommunistischen und Arbeiterpar­
teien erfüllte, die sich hinter das
Banner der von Stalin geführten
und darum noch revolutionären
KPdSU scharten, wurde diese
schwierige Situation auch gemei­
stert :
Im Osten Deutschlands entstand
aus der antifaschistisch-demokra­
tischen Ordnung der erste Arbei­
ter- und Bauernstaat auf deut­
schem Boden — die DDR.
Die DDR war im Klassenkampf —
durchaus nicht friedlich
— entstanden: als Basis für ein
künftiges einheitliches und sozia­
listisches Gesamtdeutschland. Die­
sen ehrenvollen Kampfauftrag
wird die DDR jedoch nur erfüllen
können, wenn sie ihren Klassen­
charakter wahrt. Verliert die DDR
aber ihren Klassencharakter, dann
verliert sie auch jeden Führungs­
anspruch im Kampf für eine ein­
heitliche deutsche sozialistische
Republik und sinkt auf die Stufe
eines kleinen deutschen Separat­
staates zurück und begeht damit
nationalen Verrat.

ßl M - EEWH iss IE&MIOT
Dor moderne Revisionismus hat in der DDR tiefe sozial­

ökonomische und historische Wurzeln

Hat die DDR in der Vergangenheit
vielen Schwierigkeiten getrotzt und
sich allen Angriffen und Sabotage­
versuchen von seifen der Imperia­
listen in einem mehr oder weniger
offenen Kampf widersetzt, so droht
ihr jetzt eine viel tückischere Ge­
fahr aus den eigenen Reihen, aus
dem eigenen Hinterland —
der moderne Revisionismus. Daß
der moderne Revisionismus heute 

wie ein Polyp in der DDR nahezu
alle Bereiche in Partei, Staat, Wirt­
schaft und Verwaltung erfaßt hat,
darüber gibt es leider keinen Zwei­
fel mehr. Leider gibt es aber nicht
wenige Genossen, die das zwar
auch erkennen, die Ursache aber
einzig und allein in der revisio­
nistischen Entwicklung der KPdSU
sehen. Sie sehen die revisio­
nistische Entwicklung in der DDR
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nur als eine mehr taktische Kom­
promißlösung an, um sich nicht in
einen totalen ideologischen Gegen­
satz zur revisionistischen KPdSU
zu begeben, der sofort wirtschaft­
liche. militärische und politische
Konsequenzen nach sich ziehen
würde. Sie kennen die Verhältnisse
in der DDR und glauben, sie wäre
zu schwach, um diesen Kampf zu
überleben. Sie glauben also das
„kleinere Übel“ wählen zu müs­
sen und wollen im übrigen abwar­
ten, um die DDR „ökonomisch stär­
ken“ zu können.

Ganz davon abgesehen, daß solch
ein Weg zur totalen Kapitu­
lation führt, beruht diese Argu­
mentation doch auf einer totalen
Mißachtung der Gefahren, die
der deutschen Arbeiterklasse aus
den tiefen historischen, ökonomi­
schen und sozialen Quellen des
speziellen klassischen deutschen
Revisionismus drohen. Wir haben
versucht, am Eingang dieses
Briefes auf einige dieser Quellen
hinzuweisen. Viel besser und
gründlicher ist es jedoch bei
Lenin nachzulesen und kann
nicht oft genug studiert werden.
Eine noch größere Unkenntnis be­
steht jedoch über die Quellen
des modernen Revisionismus in der
DDR, deren Ursprung zumeist in
der jüngeren Geschichte zu suchen
sind und wiederum ständig neue
Quellen des modernen Revisionis­
mus gebären.

Machen wir also den Versuch,
wenigstens einige dieser Quellen
aufzuspüren, offenzulegen und
Dämme dagegen zu errichten. Sie
zum Versiegen zu bringen dürfte
schon schwerer sein — aber auch
das muß uns eines Tages gelingen.

Eingangs zeigten wir, welche
schwierige Situation 1945 in der
damaligen SBZ vorherrschte. Wir 

zeigten, welche Aufgaben die Par­
tei in der damaligen Lage lösen
mußte und wie überbeansprucht
und gering an Zahl die entschei­
denden Kader der ersten Stunde
waren. Eine echte Revolution von
unten hatte es nicht gegeben. Diese
Kader lebten in einer fortschritt­
lichen Ideenwelt, die nicht die
Ideenwelt der meisten Menschen
ihrer Umgebung war. Sie waren
also gewissermaßen ideologisch iso­
liert. Da es überall an Kadern jeder
Art mangelte, mußten viele reak­
tionäre Kräfte von geringerer Be­
deutung auf ihren Posten bleiben,
und nicht wenige hatten schon nach
kurzer Zeit die Situation erfaßt
und „stellten sich um“. Es war die
große Stunde von Karrieri­
sten und anderem Gesindel, das
sich schnell an die Rockschöße der
Sieger hing. Nicht wenige haben
inzwischen in der DDR beachtliche
Positionen — im wahrsten Sinn
des Wortes — erklommen.
Audi die Vereinigung von KPD
und SPD zur SED hatte nicht
nur positive Wirkungen. Der
„Sozialdemokratismus“ hatte Ein­
zug in die Partei gehalten. Viele
Sozialdemokraten waren in ent­
scheidende Schlüsselpositionen ge­
rückt. Noch gefährlicher aber war
das große Heer der vielen kleine­
ren Funktionäre, die zwar gegen­
über dem Marxismus-Leninismus
Lippenbekenntnisse ablegten, aber
ansonsten wie eh und je emsig und
fleißig reinsten Pragmatismus pfleg­
ten. Sie hatten den ganzen oppor­
tunistischen. reformistischen und
letzten Endes auch revisionisti­
schen Ballast mitgebracht.
Da die meisten und besten Kom­
munisten in verantwortliche Posi­
tionen gerückt waren, anderseits
viele ganz reaktionäre und faschi­
stische Elemente ihre Positionen
räumen mußten, ging in der Arbei­
ter- und Bauernklasse der dama­

1 1

ligen SBZ ein Umstruktuie-
rungsprozeß vonstatten. Gute
Revolutionäre gingen in die Ver­
antwortung und wurden von ihren
Aufgaben fast erdrückt, kamen aus
der Isolierung und isolierten sich
wiederum. Reaktionäre Kräfte wur­
den zur „Bewährung“ in die Ar­
beiter- und Bauernklasse gedrückt,
ihr Einfluß wirkte sich verheerend
aus — wie der 17. Juni 1951 be­
wies.
Zur gleichen Zeit ging In ganz
Deutschland ein gewaltiger Um«
Schichtungsprozeß vonstatten, der
ohne Beispiel war, die gesamte
Sozialstruktur veränderte
und sich im Klassenkampf auswir­
ken mußte. Millionen von Um­
siedlern aus den Gebieten öst­
lich der Oder und Neiße kamen
auch in die damalige SBZ, mitsamt
ihren ganzen Ressentiments gegen
die Rote Armee, Polen- und Tsche­
chenhaß im Rucksack. Zudem ka­
men sie aus den rückständigsten
Gebieten des ehemaligen Deutschen
Reiches und gehörten zumeist zur
bäuerlich-kleinbürgerlichen Bevöl­
kerung, die besonders an ihrem
Besitz hing, und nun ebenfalls
hauptsächlich in die Arbeiterklasse
hineingepumpt wurde. Durch die
Bodenreform wurden hunderttau­
sende deutscher Landarbeiter zu
Kleinbesitzern und entwickelten
bäuerlich-kleinbürgerliches Den­
ken. Zur gleichen Zeit kehrten Mil­
lionen ehemaliger Soldaten der
faschistischen Wehrmacht an ihre
Arbeitsplätze zurück. Jahrelang hat­
ten sie als Besatzungssoldaten an­
dere Völker unterdrücken geholfen.
Viele waren oft unmittelbar an
Verbrechen beteiligt, und fast alle
waren der faschistischen „Herren-
rassen-Theorie" erlegen gewesen.
Einem normalen Arbeitsleben wa­
ren sie weitgehend entwöhnt, und
auch die militärische Disziplin der
Faschisten war in der letzten Zeit 

stark gelockert gewesen, so daß
man ohne weiteres gerade bei die­
sen Menschen von einer gewissen
Verwilderung sprechen
konnte.
Eine weitere, zahlenmäßig in die
Millionen gehende Gruppe, stellten
die Heimkehrer und insbe­
sondere die sog. „Spätheimkehrer“
aus der Sowjetunion dar. Die
Masse von ihnen kam mit starken
antisowjetischen, d. h. antikommu­
nistischen Ressentiments beladen
nach Hause. Heute wissen wir, daß
manche ihrer Kritiken nicht canz
unberechtigt waren und praktisch
schon die künftige revisionistische
Entwicklung ankündigten. Daß
schon damals deutliche Anzeichen
einer weitverbreiteten Korruption
in der Sowjetunion sichtbar wur­
den und manch einen redlich den­
kenden deutschen Kriegsgefange­
nen abstieß, wissen wir heute alle,
und das spricht nicht unbedingt ge­
gen diese Menschen.
Anders war es jedoch mit den soge­
nannten „Antifa-Leuten“ aus
den Kriegsgefangenen-Lagem der
Sowjetunion. Mit diesen Menschen
war der Versuch gemacht worden,
aus faschistischen Söldnern „Anti­
faschisten“ zu machen. Ein sehr
löbliches Unterfangen und in Ein­
zelfällen sogar mit Erfolg. Aber
wirklich nur in einer verhältnis­
mäßig geringen Anzahl von Fällen
— wenn wir uns nicht an Zahlen
und formalen Willenserklärungen
berauschen wollen. Mit falschen
Mitteln und Methoden wurde eine
gute Sache ins Gegenteil verkehrt.
Die heutige revisionistische Ent­
wicklung in der Sowjetunion und
der DDR wurde in diesen Lagern
schon vorweggenommen.
Wer formale „fortschrittliche“ Wil­
lenserklärungen abgab, sich „anti­
faschistisch“ gebärdete und zudem
noch sein Arbeitssoll übererfüllte.
bekam schnell neben den Sonder-



Prämien den Status eines ,,Anti­
faschisten verliehen. Mit diesem
Status begann er sich aber grund­
legend von allen andpren Kriegs­
gefangenen zu unterscheiden. Er
hatte jetzt den Zugang zu all den
vielen kleinen Funktionen der La­
gerverwaltung, konnte Brigadier
werden und brauchte auf jeden
Fall nicht mehr selbst schwer zu
arbeiten. Zudem bekam er Sonder­
zuteilungen an Verpflegung, Klei­
dung und viele andere Möglich­
keiten, sich materielle Vorteile zu
verschaffen. Seine Überlebens­
chancen unter den oft sehr harten
Lebensbedingungen im Lager
wuchsen. Das hatten natürlich sehr
schnell gerade diejenigen unter den
Kriegsgefangenen erkannt. die
wenig charakterfest, aber dafür um
so beweglicher in ihrer „Anpas­
sungsfähigkeit“ waren: Also im
wesentlichen kleinbürgerliche und
bürgerliche Kräfte, die sich im
Faschismus und im faschistischen
Militärapparat genauso „angepaßt“
hatten. Sie hatten in den Lagern
bald alle „Machtpositionen“ inne
und stellten auch die Masse der
„Schüler“ auf den „Antifa-Schu­
len". Während sie in den Lagern
selbst sehr oft einen regelrechten
Terror entwickelten, waren sie auf
den „Antifa-Schulen“ natürlich die
reinsten Musterschüler. Auf diesen
Schulen selbst wurde mit rein
scholastischen Lehrmethoden der
unmögliche Versuch unternommen.
Marxismus-Leninismus aus der
Retorte zu züchten. Die besten Ge-
d>chtnisakrobaten und „Meinungs­
forscher“ schnitten mit den besten
Noten ab und eröffneten sich da­
mit die Chance, anschließend die
nächsthöhere Stufe einer Schule zu
erklimmen — bis zur zentralen
Antifa-Schule in Moskau oder gar
ah Lehrer. Damit waren sic dem
Lager entronnen und hatten sich
.-.f 'hzcitig die Startlöcher für eine
Karnere in Deutschland gegraben.

Warum müssen wir heute nach so
vielen Jahren diese Tatsachen noch
einmal in die Erinnerung zurück­
rufen?
Einfach deshalb, weil diese Ele­
mente heute massenweise, zu Tau­
senden und Abertausenden, auf
allen Ebenen und in nahezu allen
Schlüsselstellungen der DDR und
auch der KPD in der BRD anzu­
treffen sind. Sie stellen die Masse
der Kader, wurden unter Verlet­
zung der innerparteilichen Demo­
kratie sogleich nach ihrer Rückkehr
als hauptamtliche Kräfte in den
Parteiapparat kooptiert und stan­
den sehr oft in ihrem ganzen Leben
noch keinen Tag an der Maschine.
In der DDR wirkte sich das noch
besonders verheerend aus, weil
diese Kräfte ihren ganzen A r-
beitsstil, ihre scholastischen
Lehrmethoden für die gesamte
DDR und auch für die KPD der
BRD allgemeinverbindlich mach­
ten. So ist es in der DDR ganz
„normal“, daß derselbe Schüler
oder Student, der in der Gesell­
schaftskunde eine „Zwei“ oder gar
eine „Eins“ nach Hause bringt, der
in einer öffentlichen Diskussion
sich ungeheuer „fortschrittlich“ ge­
bärdet, in seinem Privatleben
und in den persönlichen Gesprä­
chen sich völlig bürgerlich gibt und
das in extrem entgegengesetzten
Auffassungen zum Ausdruck
bringt. Große Teile der Jugend
sind bereits im großen Maße kor­
rumpiert und leben ständig in
einer ideologischen und geistigen
Schizophrenie. Sie sind natürlich
der beste Nährboden, das beste
Mistbeet, auf dem der moderne Re­
visionismus prächtig gedeihen
kann.

Lassen wir es mit diesen Aufzäh­
lungen zunächst bewenden. Wir
wissen auch, daß die Ursachen für
diese Erscheinungen zum Teil weit
zurückreichen, teils objektiver Art 
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sind und zu einem großen Teil der
DDR durch massiven ökonomischen,
politischen und militärischen Druck
— insbesondere von den Revisioni­
sten der Sowjetunion — aufge­
zwungen worden sind. Sicher war
die revolutionäre Basis im Volk zu
keinem Zeitpunkt so stark oder
nur annähernd vergleichbar mit
jener der VR China oder der VR
Albanien. Für diese Ausgangslage
können wir natürlich weder die
SED noch die ulbrichtsche Füh­
rungsgruppe allein verantwortlich
machen. Wofür man sie aber ver­
antwortlich machen muß, das ist,
daß sie diesen Zustand noch ver­
schlimmerten, daß sie nichts
Entscheidendes taten, um die revo­

lutionäre Basis zu erweitern und zu
stärken, daß sie die Partei auf den
Weg des Revisionismus, auf
den Weg der Isolierung vom
Volk und auf den Weg der Kor­
ruption gebracht haben. Wir
müssen sie auch dafür verantwort­
lich machen, daß sie in Erkenntnis
ihrer isolierten Lage durch Nach­
trabpolitik und Hinwendung zu
den ideologisch zurückgeblieben­
sten Schichten ihre „Massenbasis“
erweitern wollten.
Ja, man kann sagen, sie sind dabei,
das Mistbeet, auf dem der moderne
Revisionismus so prächtig gedeiht,
zu hegen und zu pflegen und noch
ganz neue Sorten und Abarten des
Revisionismus zu züchten.

S WM* EWfcwMta
„Ein Kommunist soll offenher­
zig, ehrlich und aktiv sein, das
Interesse der Revolution muß
ihm teurer sein als sein eigenes
Leben, er hat seine persönlichen
Interessen den Interessen der
Revolution unterzuordnen, er
soll immer und überall an den
richtigen Grundsätzen festhalten
und einen unermüdlichen Kampf
gegen alle falschen Ideen und
Handlungen führen, um so das
kollektive Leben der Partei und
die Verbindung zwischen Partei
und den Massen zu festigen; er
muß sich mehr um die Partei
und um die Massen kümmern
als um die eigene Person, mehr
um die anderen Menschen als
um sich selbst. Nur dann kann
er als Kommunist angesehen
werden.“
Mao T s e - tun g, „Gegen den 

Liberalismus“ (7. September
1937).

Jedem Marxisten-Leninisten ist
klar, daß nach dem Sturz der
Bourgeoisie und der Änderung der
Besitzverhältnisse, die schwierig­
sten Probleme erst noch gelöst
werden müssen. Die Etappe des
Sozialismus, die Etappe der Dik­
tatur des Proletariats ist in jedem
Falle notwendig, und in ihr muß
der neue Typ eines Menschen ent­
stehen, der frei von jedem Egois­
mus den Kommunismus gestalten
kann. Bis es jedoch so weit ist, ist
die Frage „Wer — Wen“ noch
nicht endgültig entschieden, wird
der Klassenkampf unter veränder­
ten und schwierigeren Bedingungen
sich sogar noch verstärken.

In dieser Etappe des Sozialismus
herrscht auch noch das Verteilungs­
prinzip: „Jeder nach seinen Fälug-
keiten — Jedem nach seiner Lei­
stung." Jede primitive „Gleich­
macherei“ würde sich in dieser
Etappe schädlich auswirken und zu 



einer Hemmung der Entwicklung.
zu Anarchie führen.
Aber noch gefährlicher als jede
Linksabweichung ist es, diese für
die Etappe des Sozialismus richti­
gen Prinzipien formal, lebens­
fremd und ihres revolutionären In-

rungen gestellt. Um die Massen
und besonders die Jugend mitzu­
reißen, muß man selbst vor Lei­
denschaft brennen, ein Vorbild an
Opferbereitschaft, Mut und Prin­
zipienfestigkeit sein.
An einen Kommunisten in der

halts beraubt, rein pragmatisch,
ohne revolutionäre Zielrichtung an­
zuwenden.
Entscheidend für die Festigung
des Sozialismus und für die Er­
reichung des Endzieles — des Kom­
munismus — ist die Schaffung
eines völlig neuen Menschen,
erfüllt mit einem völlig neuen
Bewußtsein. Das Bewußtsein
entwickelt sich jedoch nicht von
selbst. Gilt diese Binsenweisheit
grundsätzlich für alle Länder, so
für Deutschland und die DDR in
besonderem Maße. Wie man dieses
neue sozialistische Bewußtsein auf
revolutionärer Grundlage ent­
wickelt und ob es überhaupt ge-;
lingt, das hängt ganz und allein |

DDR müßte man in jeder Hinsicht
höhere Ansprüche stellen
als an jeden beliebigen anderen
Bürger. Ein Funktionär in der
DDR, ganz gleich auf welcher
Ebene, müßte sich auszeichnen
durch Bescheidenheit, zugänglich
für jede Kritik und selbstkritisch
gegenüber der eigenen Person und
den eigenen Handlungen, er müßte
ständig von den Massen lernen.
ohne sich von den negativen Strö­
mungen unter den Massen unter­
kriegen zu lassen. Aber auch diese
negativen Strömungen müßte er
real und nüchtern zur Kenntnis
nehmen und mit großer Entschlos­
senheit und Überzeugungskraft be­
kämpfen.

der Praxis

jedem Funk-
und er muß

vom Zustand der Vorhut der Ar­
beiterklasse, von ihrer kommunisti­
schen Partei ab. Das hängt aber
auch von jedem Kommunisten ab,
der in seiner Person schon den
neuen, künftigen Menschen ver- ■
körpern muß. Er muß Leitbild und
Vorbild insbesondere der Jugend
sein. Das gilt für jeden Kommu­
nisten jeden Landes. Das gilt aber
in besonderem Maße für einen
Kommunisten eines sozialistischen
Landes, denn er trägt eine noch
größere Verantwortung, sein Ver­
sagen wirkt sich noch verhängnis­
voller aus. Und das gilt noch mehr
für einen deutschen Kommu­
nisten, der in ganz besonderem
Maße die Schwerkraft des gesam­
ten schon erwähnten Ballastes
seiner Geschichte und seiner Um­
welt überwinden muß. Hier in un­
serem Land — ganz Deutschland —
werden an den einzelnen Kommu­
nisten besonders hohe Anforde-

Wie sieht es aber in
der DDR aus?
Tatsächlich wird von
tionär viel verlangt,
auch viel leisten. Tatsäcl lieh sind
auf ökonomischem Gebiet große

? Fortschritte erzielt worden, und es
werden in Zukunft vielleicht noch
größere erzielt werden. Dafür sorgt
schon die erweiterte, moderne tech­
nologische Basis. Schließlich hat
die BRD oder Japan ebenfalls eine
schnelle, sprunghafte ökonomische
Entwicklung durchgemacht, und
man kann diese Länder wohl kaum
als sozialistisch bezeichnen. Von
den Managern in den kapitalisti­
schen Ländern wird auch viel ver­
engt, wollen sie ihre einmal er­
klommenen und erboxten Positio-
nen erhalten.

Nnr behaupten die Revisionisten in
der DDR, daß sie den S o z i a I i s -
mns aufbauen und ihre Privile­
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gierten, ihre Manager deshalb so
viel bekommen und auch zu bean­
spruchen haben, well es dem sozia­
listischen Verteilungsprinzip ent­
spreche. Das ist aber auch fast das
einzige, was die „sozialistischen
Manager" von den kapitalistischen
unterscheidet.
Wie lebt solch ein „sozialisti­
scher“ Manager in der DDR, der
zumeist wichtiger Partei-, Wirt­
schafts- und Verwaltungsfunktio­
när in einer Person ist?
Nachdem das Dienstmädchen (die
gibt es auch dort noch) ihm das»
Frühstück bereitet hat, verläßt er
seine Villa oder Komfortwohnung.
Die Wohnungen werden in der
Regel beigestellt, kosten wenig, sie
sind für diese speziellen Zwecke
besonders komfortabel angelegt,
befinden sich zumeist in einer be­
sonderen Lage in einer Umgebung,
in der ebenfalls nur ähnliche Woh­
nungen zu finden sind. Auf ihn
wartet in der Regel ein Dienst­
wagen mit Chauffeur, während sein
eigener Wagen seiner Frau, jeinen
Kindern bzw. seinem eigenen
Wochenende vorbehalten bleibt.
Zwar arbeitet er dann sehr inten­
siv, aber sein Arbeits- und Erleb­
nisbereich unterscheidet sich auch
in nichts von dem eines kapitalisti­
schen Managers.

Die Frauen dieser Männer sind
zumeist noch bürgerlicher. Die
wenigsten arbeiten Zumeist „be­
schränken“ sie sich auf den Haus­
halt und die „Pflege eines kulti­
vierten Lebens“ sowie auf „Reprä­
sentationspflichten“. Andere wie­
derum sind selbst Manager, und
noch öfter findet man den Typ, der
so eine Art Sekretär zur Verwal­
tung der Interessen des Mannes
bzw. der Familie ist.
Die Gehälter mit allen anderen
finanziellen Einkünften betragen
natürlich das Mehrfache — oft 

sogar das 10- bis 20fache
eines Arbeitereinkommens. Früher
kaufte man seine Lebensmittel und
Bedarfsartikel in internen Läden
mit speziellen Ausweisen — mit­
unter etwas verschämt. Heute ge­
schieht das ganz offen in den
„Exquisit“- Läden. Dort kann
man sämtliche Spitzenprodukte der
DDR, die sonst nur für den Export
bestimmt sind, kaufen. Dort gibt
es aber auch sämtliche Produkte
aus dem kapitalistischen Ausland.
Theoretisch kann dort natürlich
jeder kaufen — vorausgesetzt, er
hat das nötige Geld für die stark
überhöhten Preise oder Devisen.
Da die Privilegierten . zusammen­
wohnen, sind natürlich die Schulen,
Kindergärten und sonstige soziale
und kulturelle Einrichtungen in
ihrer Umgebung besonders aus­
erlesen. Schließlich sitzen sie ja
an der Quelle des Einflusses und
der Beziehungen — und für die
Jugend — insbesondere die eige­
nen Sprößlinge — ist natürlich
nichts zu schade. Wie die Privile­
gierten der zweiten Generation, die
unter den angeführten Bedingun­
gen aufwachsen, aussehen und was
sie anrichten werden, sich das vor­
zustellen, dazu bedarf es nicht mehr
allzuviel Phantasie.

Damit aber nicht genug. Den Feier­
abend verbringen diese „Herr­
schaften“ standesgemäß in entspre­
chenden Klubs, die für spezielle
Zwecke existieren, eine sehr „ge­
pflegte Atmosphäre“ besitzen und
nur für „Mitglieder“ bestimmt
sind. Natürlich stehen außerdem
entsprechende Bars u. ä. Einrich­
tungen zur Verfügung, die jedem
westlichen Vergleich standhalten.
Darüber hinaus besitzen diese „So­
zialisten“ ihre Wochenendhäuser,
ihre Segel- oder Motorboote und
haben auch sonst noch genügend
Gelegenheit, ihren oft nicht billi­
gen „Hobbys“ zu frönen.



So „wertvolle“ Menschen müssen
erhalten und gepflegt werden.
Schließlich „sorgt man sich um
den Menschen“ — insbesondere
wenn er zu den Privilegierten ge­
hört. Darum gibt es speziell für sie
eigene Krankenhäuser. Sanato­
rien und Urlaubsstätten — damit
sie ja nicht mit dem „gewöhn­
lichen“ Volk in Berührung kom­
men. Aber auch da gibt es noch,
entsprechend der Stellung in der
Hierarchie, Abstufungen. Für die
ganz Privilegierten gibt es dann
noch extra Stätten, die im Aus­
land, zumeist in der Sowjetunion
liegen.

Selbst aus dem höchst alarmieren­
den Ereignis des 17. Juni 1951
wurde keine ernsthafte Lehre ge­
zogen. Wo wäre die DDR ohne
Rote Armee geblieben?

Natürlich hatten die US-Imperia-
listen mit Hilfe der deutschen Im­
perialisten und ihren Lakaien, ins­
besondere vom Ost-Büro der SPD,
diesen konterrevolutionären Putsch
geplant und organisiert. Was hin­
derte aber die führende Partei der
Arbeiterklasse in der DDR — die
SED — daran, jederzeit mit dieser
Möglichkeit zu rechnen, sich auf
revolutionärer Grundlage eng mit
den Massen zu verbinden und die
revolutionäre Wachsamkeit zu er­
höhen? Wer konnte sie daran hin­
dern, genauestens über das Füh­
len und Denken der Massen orien­
tiert zu sein und die Gefahr schon
so frühzeitig zu erkennen, daß sie
im Keim erstickt werden hätte
können? Tatsächlich wurde die
Partei und der Staatsapparat völlig
überrascht — sie waren von
den Massen total isoliert und
konnten sich aus eigener Kraft
nicht mehr halten. Das ist schmerz­
lich festzustellen — aber eine durch
die Ereignisse bewiesene unum­
stößliche Tatsache.

Spätestens nach diesen Ereignissen
hätten grundsätzliche Änderungen
erfolgen müssen. Eine umfassende
Kulturrevolution unter den
Bedingungen der damaligen Ver­
hältnisse in der DDR wäre not­
wendig gewesen, um getreu den
Prinzipien des Marxismus-Leninis­
mus die Partei auf revolutionärer
Grundlage zu erneuern und von
allen schädlichen Elementen zu
säubern. Mit dieser Partei und
ihren dann wirklich sich selbstlos
aufopfernden revolutionären Ka­
dern hätte man die Arbeiterklasse
und das ganze Volk revolutionie- .
ren müssen, sich auf wirklich revo­
lutionärer Grundlage mit ihm so
verbinden müssen, wie die „Kno- •
chen mit dem Fleisch“. Nur so wäre
es möglich gewesen, vor allen Din­
gen die Jugend zu gewinnen und
zu guten Revolutionären zu erzie­
hen.

Die Entwicklung nahm aber einen
anderen Verlauf.

Die Partei begab sich auf die Linie
der faulen Kompromisse, auf die
Linie der Nachtrabpolitik.
Darüber täuscht auch nicht hin­
weg, daß die Partei sich zunächst
von den schlimmsten Kapitulanten
trennte. Man schaute gebannt wie
ein schlachtreifes Kaninchen auf
die mit Dollarhilfe prosperierende
BRD. Man sah nur noch die Lösung
aller Probleme in der Lösung der
ökonomischen Frage. Die
ideologischen und politischen Fra­
gen wurden immer mehr durch die
Überbetonung der ökonomischen
Fragen in den Hintergrund ge­
drängt. Das Prinzip des materiel­
len Anreizes wurde so hochgezüch­
tet und als „sozialistisches Lei­
stungsprinzip“ so weit getrieben,
daß die Korrumpierung
großer Teile des Volkes schon zur
Tatsache geworden ist. Natürlich 
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ging die Rechnung der modernen
Revisionisten nicht ganz auf. Große
Teile der Bevölkerung und insbe­
sondere die jungen und im Ar- -
beitsprozeß stehenden Menschen
wurden sehr schnell ein Opfer die­
ser im Grunde genommen konter­
revolutionären Orientierung. Sie
folgten dem Prinzip des materiel­
len Anreizes auf ihre Weise und
strömten in Massen in die kapita­
listische Bundesrepublik. In weni­
gen Jahren waren es über 3 Mil­
lionen. Die Masse von ihnen war
selbst nach ihren eigenen und den
Aussagen der westdeutschen
Staatsbehörden einzig und allein
dem „ökonomischen Anreiz“ ge­
folgt. Sie versprachen sich in der
BRD im Moment eben größere ma­
terielle Vorteile. Sie waren also
korrumpiert — aber von
wem? Nicht wenige unter ihnen
gehörten zu den enttäuschten jun­
gen Menschen, die oft in den ersten
Jahren des sozialistischen Auf­
baues in der DDR begeistert mit­
gemacht und auch Opfer auf sich
genommen hatten. Sie waren im
Grunde genommen von der „Ent­
artung des Sozialismus“ in der
DDR enttäuscht, beteiligen
sich in der BRD sehr oft aktiv an
den Kämpfen der Arbeiterbewe­
gung und der Studenten und zäh­
len sich selbst zu einem großen Teil
zur sogenannten „heimatlosen Lin­
ken“. Waren alle diese ehemaligen
DDR-Bürger in der Vergangenheit
für die Arbeiterklasse in der BRD
eine ernste Belastung und drückten
ihr Niveau noch mehr, so hat sich
das inzwischen gewandelt und zum
Teil ins Gegenteil verkehrt.

Anders die Auswirkungen in der
DDR selbst. Der große Abfluß ar­
beitsfähiger Bevölkerung bewirkte
eine Umschichtung der ge­
samten Bevölkerungsstruktur zum
Nachteil der DDR und führte in der 

letzten Konsequenz zu einer kata­
strophalen wirtschaftlichen Lage.
Die Revisionisten drohten in den
eigenen Schlingen gefangen zu wer­
den. Sie sahen nur noch einen
Ausweg — den Bau der
Mauer. Es gibt für einen auf­
rechten Marxisten-Leninisten
kaum ein beschämenderes Beispiel
in der deutschen Geschichte, daß
sich ein „Arbeiter- und Bauern­
staat“ auf deutschem Boden durch
eine Mauer im buchstäblicher.
Sinne des Wortes isolieren muß,
damit ihm seine eigenen Arbeiter,
Bauern und Studenten nicht fort­
laufen.
Natürlich wirkte sich der Mauer­
bau in ökonomischer Hinsicht sehr
vorteilhaft aus und wird sich auch
in Zukunft so auswirken. Natür­
lich streben die Menschen in der
DDR genau wie in der BRD nach
materiellen Vorteilen und nehmen
diese tatsächlich auch in steigen­
dem Maße zur Kenntnis. Natürlich
tolerieren sie schon aus diesem
Grunde ihre führende revisioni­
stische Ulbricht-Clique. Was
hat das alles aber mit So­
zialismus zu tun?

Kann man die gegenwärtige Ent­
wicklung in der DDR nur noch als
tragisch bezeichnen, so wird die
Zukunft für manch einen ehrlichen
Kommunisten noch böse Enttäu­
schungen bereithalten.

Inzwischen ist nämlich die zweite
Generation von Technokraten,
„Spezialisten“, Bürokraten und
Apparatschiks herangewachsen.
Und die ist weit schlimmer noch
als die erste Generation — vor
allen Dingen ist sie perfekter und
trägt schon stärkere Züge einer
neuen Klasse. Sie kommen
zumeist von der Schulbank direkt
in ihre Führungspositionen und
haben zum Volk, zur Arbeiter­
und Bauernklasse noch weniger



Verbindung als ihre Vorgänger. Sie
kennen keine Klassensolidarität im
Geiste des proletarischen Interna­
tionalismus, körperliche Arbeit ist
für sie eine „Erniedrigung“ und
für ihre eigene Person auch „un­
ökonomisch“. Für sie zählen nur
Produktionsergebnisse, taktische,
politische Vorteile und nicht zu­
letzt ihre eigenen persönlichen
Vorteile. Sie sind die Träger einer
neuen konterrevolutionären, bour­
geoisen Entwicklung in der DDR
mit neuen Machtbeziehungen zu
den Produktionsmitteln.

Sie können keinen Beitrag mehr
zur Lösung der nationalen Frage
und zum Sieg- des 'Sozialismus in
Deutschland leisten. Ohne ihren
Sturz und ohne ihre Beseitigung
ist der Sozialismus in der DDR für
eine ganz erhebliche Zeitspanne zu­

rückgeworfen. Darüber hinaus sind
sie ein ernstes Hindernis zur Er-
kämpfung eines einheitlichen so­
zialistischen Deutschlands.

Die Arbeiterklasse in der BRD und
alle anderen unterdrückten Schich-
tenjn der BRD sind für sie nur ein
von Fall zu Fall zu benutzender"
außenpolitischer Faktor, um ihre
eigenen machtpolitischen und
egoistischen Pläne zu verwlrk-

I liehen. Wie oft wurden schon auf-
I rechte und gutgläubige west­

deutsche Kommunisten diesen Plä­
nen kaltblütig geopfert. Wie oft
verwechselte schon mancher junge
unerfahrene Genosse, der ihren
Anweisungen blindlings folgte, po­
litische Arbeit mit nachrichten­
dienstlicher Tätigkeit und fügte da­
mit unserer Bewegung großen

: Schaden zu.

Ott ScSlIÄlpaW
raten Cb

Wir wissen, welche Rolle die DDR
in der Vergangenheit als staatliche
Basis für den Sozialismus in ganz
Deutschland spielte. Jetzt gilt es
aber, die gegenwärtige und völlig
veränderte Situation zu er-,
kennen und mit allen Illusionen'
über die DDR aufzuräumen.

Wir Kommunisten in der BRD wis­
sen auch um die sehr starken Bin­
dungen, die es zwischen SED und
KPD gibt. Sehr einseitige Bindun-
genl Daß dabei schon lange die
Prinzipien der Gleichberechtigung
und natürlich auch des proletari­
schen Internationalismus genauso
wie das Prinzip des demokra­

tischen Zentralismus verletzt wor­
den sind, ist uns allen bekannt und
auch durch die Illegalität nicht zu
entschuldigen.

Audi alle Hinweise auf unsere
Illegalität und die vielleicht bald
erreichte Legalität entschuldigen
nicht, daß die ideologische Ausein­
andersetzung mit dem modernen
Revisionismus In der KPD kaum
richtig begonnen hat. „Einheit
um jeden Preis“ ist keine
Einheit Eine legale KPD, die
sic* selbst kastriert hat und dem
Klassengegner erst ihre eigene Un-
gefährllchkeit und Harmlosigkeit
für das bestehende System nach­
weisen muß, Ist völlig überflüssig 
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und sogar sehr schädlich.
Natürlich ist es notwendig, daß die
Marxisten-Leninisten eine neue
Plattform ausarbeiten müssen.
Aber kommt diese von selbst als
„Himmelsgeschenk“? Muß man erst
mit der Auseinandersetzung war­
ten, bis die Plattform da ist?

Wir haben schließlich unsere
stärkste Waffe in Gestalt der
marxistisch-leninistischen Theorie
und vor allen Dingen die Lehre
Mao Tse-tuqgs, die den Mar­
xismus-Leninismus der Gegenwart
verkörpert. Wir haben auch noch
die Deklarationen der kommunisti­
schen und Arbeiterparteien von
Moskau und Bukarest, die den
Revisionismus als gegenwärtige
Hauptgefahr klar beim Na­
men nannten. (Aber auch in die­
sen Deklarationen dürfen einige
Mängel nicht übersehen werden.)
Wir haben aber auch die alten
Dokumente der KPD und auch der
SED, von denen viele noch sehr
brauchbar sind.
Die Marxisten-Leninisten der BRD
müssen zur Offensive übergehen.
Bisher bestand für jeden Mar­
xisten-Leninisten die revolutionäre
Pflicht, konsequent die Positionen
des Marxismus-Leninismus —
seine Reinheit — gegen die
Schlammflut des modernen Revi­
sionismus zu verteidigen. Das wird
auch in alle Zukunft notwendig
sein. Genügt das aber?

Nein!
Es genügt nicht mehr, sich nur in
endlosen Debatten mit eingefleisch­
ten Revisionisten oder korrupten
Apparatschiks herumzuschlagen.
Das hilft höchstens den Revisio­
nisten, jeder Auseinandersetzung 

beschäftigen und sie so letzten
Endes noch vor den revisio­
nistischen Karren zu spannen.
Andererseits gilt es aber, sich vor
Provokateuren, Abenteurern und
getarnten Klassenfeinden zu
schützen. Revolutionäre
Wachsamkeit ist erstes Gebot
— darf aber nicht in engem, muffi­
gem Mißtrauen enden.
Es genügt auf die Dauer nicht
mehr, daß die einzeln auftreten­
den Marxisten-Leninisten sich dar­
auf beschränken, isoliert zu blei­
ben. Auch die ersten kleineren Zu­
sammenschlüsse zu örtlichen Grup­
pen werden in Zukunft nicht mehr
ausreichen. Ebensowenig wird es
in Zukunft genügen, sich nur auf
die Herausgabe des einen oder an­
deren marxistisch-leninistischen
Blättchens — wie es z. B. auch
unsere „Spartakusbriefe“ darstel­
len — zu beschränken.
Was notwendig ist, das ist der Zu­
sammenschluß von Marxisten-Leni­
nisten zu örtlichen Gruppen, in
denen der eine den anderen per­
sönlich kennt.
Dieser Zusammenschluß muß so­
wohl innerhalb wie auch außerhalb
unserer KPD erfolgen. Mögen die
Revisionisten zetern und schreien.
Mögen sie uns „Spalter“, „Frak­
tionsmacher“, „Chinesen“, „Alba­
ner“, „Dogmatiker“ oder „Sektie­
rer“ nennen — wir wissen, wer die
wirklichen Spalter sind und wer
den Marxismus-Leninismus verra­
ten hat. Uns ist die Partei kein
Selbstzweck — und darf es nie wer­
den. Nur eine mit der Theorie des
Marxismus-Leninismus ausge­
rüstete Partei ist ein scharfes
Schwert. Eine revisionistische Par­
tei ist jedoch noch viel weniger
wert als ein alter, abgetragener

Nur durch einen besseren organi­
satorischen Zusammenschluß kann

auf breiterer Front aus dem Wege
zu gehen, die einzeln auftretenden
Marxisten-Leninisten zu isolieren Hut.
und sie unter Umständen noch
durch rein pragmatische Arbeit zu
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es uns gelingen, in die ideologi­
sche Offensive auf breiter Front
überzugehen und den Revisionisten
in- und außerhalb der Partei be­

deutend geschlossener und wir- '
kungsvoller entgegenzutreten.
Bei dieser Auseinandersetzung darf
der Revisionismus in der DDR
nicht geschont werden. Nur durch
unsere konsequente und entschlos­
sene Entlarvung des modernen
Revisionismus in der DDR können
wir auch den Revisionisten in der
KPD entscheidende Schläge ver­
setzen und unsere eigene revolu­
tionäre Position stärken. Gleich­
zeitig leisten wir auf diese Art den
Marxisten-Leninisten in der DDR
die wirksamste Hilfe — verteidigen
somit den Sozialismus in der DDR.
der von der Ulbricht-Clique in der
SED verraten wird.

Darüber hinaus gilt es insbeson­
dere, die Lehren Mao Tse-
tungs schöpferisch auf deutsche
Verhältnisse — insbesondere auf
die Verhältnisse in der BRD — an­
zuwenden. Es gibt genügend legale
Möglichkeiten, sich mit den Lehren
Mao Tse-tungs vertraut zu machen.
Nutzen wir sie!
Dennoch wird all das nicht aus­
reichen, unsere Wirkungskraft ent­
scheidend zu verstärken. Wir
brauchen In der BRD ein großes
überregionales Bindeglied, ein ge­
meinsames Forum. Das kann unter
den Bedingungen der Illegalität nur
eine überregionale Zei­
tung sein. Diese Zeitung muß
entsprechend Lenins Rat unser kol­
lektiver Propagandist, Agitator und
nicht zuletzt Organisator werden.
Dieses gemeinsame Sprachrohr muß
es uns ermöglichen, in gründlicher
und rückhaltloser, offenei Sprache
mit den Revisionisten abzurechnen
und eine neue gemeinsame marxi­
stisch-leninistische Plattform zu er­
arbeiten.

Auf dieser Grundlage aufbauend,
wird es uns möglich werden, zu

prüfen, ob unsere KPD noch zu
retten ist
Danach wird es uns möglich sein,
auf dieser Grundlage eine ent­
sprechende Strategie und da-1
von abgeleitet eine entsprechende
Taktik zu entwickeln.

Viel Zeit dürfen wir nicht ver-
i lieren. Gehen wir darum ans Werk
und beschleunigen wir den ganzen
Prozeß.

Kämpfen wir !

Kämpfen wir für die Reinheit des
Marxismus-Leninismus!

Kämpfen wir für die schöpferische
Anwendung der Lehren Mao Tse-
tungs, des größten Marxisten-Lenr-
nisten der Gegenwart!

Verteidigen wir die DDR gegen
Imperialismus und modernen Revi­
sionismus!

Kämpfen wir für ein einheitliches
sozialistisches Deutschland!

Kämpfen wir gegen den US-Impe-
rialismus und seine treuesten Ver­
bündeten und Statthalter in Europa
— die deutschen Imperialisten!

Greifen wir die Imperialisten an
ihrer Basis an, zerschlagen wir ihre
5. Kolonne in den Reihen der Ar­
beiterklasse — den modernen Revi­
sionismus!

Betrachten wir uns als Teil der
revolutionären Weltbewegung aller
Völker und aller Länder — bewei­
sen wir tatkräftige Solidarität be­
sonders mit dem tapfer kämpfen­
den vietnamesischen Volk!

Kämpfen wir für organisatorischen
Zusammenschluß und für unsere
gemeinsame Zeitung!

21

Bf imJ

Wie die Programme anderer revisionistischer Parteien,
gibt sich das Programm der KPD im vorliegenden Entwurf
ohne weiteres als ein Programm des "italienischen bzw.
französischen Weges", des "friedlichen Hinüberwachsens
in frn Sozialismus" zu erkennen. Von verschiedenen
"grundlegenden demokratischen Reformen" ist in diesem
Programm sehr viel, von Sozialismus selbst hingegen nur
wenig die Rede. In dem entsprechenden Abschnitt II
"Für die Umgestaltung der Bundesrepublik zu einem Staat
der fortschrittlichen Demokratie und des Friedens” befassen
sich von den sechs Unterabschnitten fünf mit Reformen,
jedoch nur einer mit dem "Weg zum Sozialismus”. Kon­
krete Anhaltspunkte über bloße Phrasen hinaus bietet die-'
ser Unterabschnitt kaum. Konkret festgestellt wird ledig­
lich, es würden "die Erfahrungen der demokratischen und
sozialistischen Umgestaltung in der DDR von großem Nutzen
sein" und es würde in einer zukünftigen sozialistischen
Ordnung Westdeutschlands "das Parlament zu einem wirk­
lichen Organ des Volkswillens werden, das auf dem Mehr­

parteiensystem (!) beruht".

Der Programmentwurf der KPD geht davon aus, daß "die
Bedingungen für den friedlichen Weg der sozialistischen
Revolution günstiger" werden, daß demnach ein Programm
des "friedlichen Hinüberwachsens in den Sozialismus"
wachsende Chancen hat. Diese Einschätzung wird im Un­
terabschnitt "Weg zum Sozialismus" so begründet: "Durch
die grundlegende Veränderung des Kräfteverhältnisses in
der Welt, die weitere Schwächung des Imperialismus,
die Festigung des sozialistischen Weltsystems, besonders
durch die Stärkung des sozialistischen Staates auf deut­
schem Boden werden die Bedingungen für den friedlichen
Weg der sozialistischen Revolution günstiger. "

Nun hat sich allerdings seit der Großen Sozialistischen



Oktoberrevolution das Kräfteverhältnis zwischen den
Kräften des Kapitalismus/Imperialismus einerseits und
den Kräften des Sozialismus andererseits grundlegend
verändert. Die Kräfte des Kapitalismus/Imperialismus
nahmen ständig ab und nehmen noch weiterhin ab. Das
heißt jedoch keineswegs, daß damit die Bedingungen
für den "friedlichen Übergang" günstiger geworden sind.
Der Genosse Mao-Tse-Tung sagt dazu: "Wie die Ge­
schichte der Menschheit zeigt, führen stets die hart
vor ihrem Untergang stehenden reaktionären Kräfte einen
letzten Verzweiflungskampf gegen die revolutionären
Kräfte" (Der Wendepunkt im Zweiten Weltkrieg).

Die historischen Ereignisse der letzten 2o Jahre haben
diese Einschätzung vollauf bestätigt. Durch die Verän­
derung des internationalen Kräfteverhältnisses werden
die Imperialisten nicht "vernünftiger", die Bedingungen
für ein "friedliches Hinüberwachsen in den Sozialismus"
keineswegs günstiger. Die Geschichte lehrt im Gegenteil,
daß die Tendenz des Imperialismus, seine Probleme
durch Krieg, Bürgerkrieg, Interventionen und konterre­
volutionäre Staatsstreiche zu lösen, zunimmt, je kriti­

scher seine Lage wird. Je mehr die Imperialisten in die
Enge getrieben werden, desto wahnwitziger gebährden sie sich.

Denken wir nur an die imperialistischen Interventionen in
Laos und Südvietnam (eingeleitet von dem nach Lesart der
Sowjetrevisionisten "vernünftigen" US-Präsidenten Kenne­
dy!), in Griechenland, Santo Domingo. Libanon, Thailand,
Korea, China, Kuwait. An den Indochina- und dann den
Algerienkrieg des französischen Imperialismus. An die
Suez-Krise, an den Überfall des letzten Sommers auf Sy­
rien, Jordanien, und die VAR. An die vom CIA gesteuer­
ten Konterevolutionen in Guatemala, Bolivien, Iran, Grie­
chenland, Indonesien und Ghana. An die gescheiterten
Verschwörungen gegen Kambodscha, Guinea, Kongo-Bra­
zzaville und gegen das sozialistische Kuba (ebenfalls unter
dem Regime des "vernünftigen", "realistischen” Präsiden­
ten John F. Kennedy!). Denken wir an die blutige Unter­
drückung der amerikanischen Neger, der spanischen Arbei­
ter und Studenten. Erinnern wir uns daran, daß die fran­
zösische Reaktion auf dem Höhepunkt der 1 inenpolitischen
Krise Panzer- und Armee-Einheiten in Marsch setzte, die

"Bürgermilizen" mobilisierte und sogar bei den faschisti­
schen Horden der OAS Zuflucht nahm, um das französische
Proletariat einzuschüchtern.

Angesichts dieser geschichtlichen Lehren, angesichts der
Tatsachen unserer unmittelbaren Gegenwart, dienen alle
Spekulationen über ein "friedliches Hinüberwachsen in den
Sozialismus" objektiv nur dazu, die Massen zu entwaffnen,
Illusionen über ihre Lage zu nähren, sie widerstandslos in
die Hand der Konterevolution fallenzulassen - wie in Indo­
nesien, wie in Griechenland, wie 1933 in Deutschland.

Die zweite "Säule", auf der das reformistische neue Pro­
gramm der KPD ruht, ist die opportunistische Haltung ge­
genüber der Sozialdemokratie. Im Programmentwurf wird
zwar ganz richtig festgestellt: "Das deutsche Großkapital
spaltete Deutschland" und "das Großkapital beherrscht
Gesellschaft und Staat”. Jedoch vermissen wir einen Hin­
weis auf die historische Funktion der Sozialdemokratie -im
spätkapitalistischen System.

Die Sozialdemokratie ist seit Jahrzehnten - und Lenin hat
das ausführlich begründet - eine Filiale der Bourgeoisie
innerhalb der Arbeiterbewegung. Obwohl der Mitglieder­
struktur nach "Arbeiterpartei", repräsentiert sie politisch
bestimmte Teile des Bürgertums, besonders auch des Klein­
bürgertums. Diese Schichten haben, solange sie gegen die
halbfeudalistische Monarchie den Kampf um die bürgerli­
che Demokratie führen, auch einen revolutionären Aspekt,
wie etwa die deutsche Sozialdemokratie des 19. Jh. Später
sinken sie dann sehr rasch zum Anhängsel der Reaktion,
zum verlängerten Arm der Konterevolution herab: Die
Menschewiki 1917, die SPD 1918 und in den folgenden
Jahren.

Das Vertrauen breiter Massen in diese pseudosozialistischen
Parteien (zu denen auch die "kommunistischen" Parteien
in Ländern wie Italien oder Frankreich zu rechnen sind)
und ihre Befangenheit in der kleinbürgerlich-reformisti­
schen Ideologie sind eine der wichtigsten Grundlagen der
monopolkapitalistischen Herrschaft. Denken wir daran,
daß es die SPD war, die von der Reaktion nach 1918 auf­
geboten wurde, um das Proletariat zu spalten, einen gro­
ßen Teil der Arbeiterklasse irrezuführen und den Rest 
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brutal zusammenschießen zu lassen. Heute sind sozial­
demokratische Minister z.B. in Westdeutschland und Ita­
lien (dort wenigstens bis vor kurzem) an der regierungs­
amtlichen Verwaltung der Interessen des Monopolkapitals
beteiligt; in anderen Ländern, Skandinavien oder Groß­
britannien, regiert heute das Monopolkapital ausschließ­
lich durch pseudosozialistische Parteien vom Schlage der
britischen Labour Party.

Im Programmentwurf der KPD wird die Rolle der Sozial -
demokratie historisch, gesellschaftlich und politisch iso­
liert betrachtet, als eine Art bedauerlicher Entgleisung
gezielt verschleiert. Das geht so weit, daß an einer
Stelle sogar die Rede davon ist, die Führung der Sozialde­
mokratie hätte nach 1945 "alle Lehren der Geschichte
mißachtet". Als ob es wirklich nur das wäre! Im übrigen
wird die verbrecherische Politik der Sozialdemokratie als
das Ergebnis der Machenschaften einer Handvoll "rechter
Führer" hingestellt. Aber historisch gesehen sind dleF.üh-
rer der Sozialdemokratie, wie wir oben zeigten, immer
und notwendigerweise "rechts". Linke Führer hat es in
der Sozialdemokratie, wenigstens seit der Entartung der
II! Internationale, niemals gegeben; vom Standpunkt ei­
ner kommunistischen Partei aus ist es geradezu selbst­
mörderischer Unsinn, dem von der Sozialdemokratie ver­
führten Teil der Arbeiterschaft zu erzählen, es könnte
vielleicht in Zukunft auch einmal linke SPD-Führer
geben. Genau diese Illusion hält letzten Endes den
rechten Führern der SPD die Mitglieder bei der Stange.

Illusionen muß auch diese Erklärung erwecken: "Jede
Regierung, die bereit ist, eine entschiedene Friedenspoli­
tik zu führen, normale Beziehungen zur DDR aufzunehmen
und die sozialen und demokratischen Ford erungen des
arbeitenden Volkes zu verwirklichen, kann mit der Unter­
stützung und Mitarbeit der KPD rechnen. " Was soll denn
das für eine Regierung sein, die bereit wäre, "die sozialen
und demokratischen Forderungen des arbeitenden Volkes
zu verwirklichen"? Etwa eine Regierung noch zu kürender
"linker" SPD-Führer? Welche Klasse soll diese Politik
durchführen ? Die Arbeiterklasse oder die Bourgeoisie?
Es wäre die Pflicht der KPD gewesen, klar zu sagen, daß
nur eine sozialistische Regierung diese Politik tragen kann; 
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daß nur, wenn die Arbeiterklasse sich die Macht erobert,
ihre sozialen und demokratischen Forderungen erfüllt wer­
den können. Nach Ansicht der KPD jedoch kann eine
solche Politik offenbar auch von einer fiktiven "links"-
sozialdemokratischen Regierung durchgeführt werden,
an der Kommunisten nicht einmal beteiligt sind. Woraus
leitet dann die KPD ihre Daseinsberechtigung her?

Wie wir sehen, beruht das Programm des "friedlichen Hi­
nüberwachsens in den Sozialismus'1 neben anderen auf
zwei grundsätzlichen Illusionen: Illusionen Uber die
Möglichkeiten des friedlichen Weges der sozialistischen
Revolution, also Illusionen über die brutale und wahnwitzige
Aggressivität des Spätkapitalismus. Illusionen aber auch
über die Filiale des Monopolkapitals innerhalb der Arbei­
terbewegung, die Sozialdemokratie. Illusionen über das
System, unter dem wir leben, Illusionen über einen mög­
lichen Ausweg.

Von einem der "Väter" des Revisionismus, dem Renegaten
Kautsky, stammt der Satz: "Und das Ziel unseres Kampfes
bleibt das gleiche, das es bisher gewesen: Eroberung der
Staatsgewalt durch Gewinnung der Mehrheit im Parlament
und Erhebung des Parlaments zum Herrn der Regierung".
Im Programmentwurf der KPD finden wir dieses berüch­
tigte Zitat Kautskys kaum abgewandelt wieder: "Eine von
der Arbeiterbewegung geführte breite außerparlamentari­
sche Volksbewegung wird es als ihre Aufgabe betrachten
müssen, eine fortschrittliche, sozialistische Mehrheit im
Parlament zu erlangen. In einer sozialistischen Ordnung
der Bundesrepublik wird das Parlament zu einem wirkli­
chen Organ des Volkswillens werden, das auf dem Mehr­
parteiensystem beruht. " Derselbe Mechanismus: zunächst
soll durch Gewinnung einer Parlamentsmehrheit die
Staatsgewalt erobert werden, anschließend wird das Par­
lament zum Herrn der Regierung ("zu einem wirklichen
Organ des Volkswillens") umfunktioniert. Was Lenin da­
mals über den Renegaten Kautsky sagte, trifft heute auf
die Renegaten der KPD zu: "Nur Schufte oder Einfalts­
pinsel können glauben, das Proletariat müsse zuerst durch
Abstimmungen, die unter dem Druck der Bourgeoisie,
unter dem Joch der Lohnsklaverei vor sich gehen, die
Mehrheit erobern und können erst dann die Macht ergrei­



fen. Das ist der Gipfel der Borniertheit oder Heuchelei,
das hieße den Klassenkampf und die Revolution durch Ab­
stimmungen unter Beibehaltung der alten Gesellschafts­
ordnung, unter der alten Staatsmacht, zu ersetzen".
(Lenin: Gruß den italienischen, französischen und deut­
schen Kommunisten).

Heute sind angeblich "günstigere" Bedingungen für den "
“parlamentarischen Weg" entstanden; demnach sind die
Theorien Lenins "nicht mehr anwendbar", demnach wäre
heute richtig, was Lenin seinerzeit als Opportunismus
kritisieren mußte. Aber derartige Behauptungen stehen,
wie schon gesagt, mit den Tatsachen und historischen
Erfahrungen nicht im Einklang. In seiner Schrift "Die
proletarische Revolution und der Renegat Kautsky" betonte
Lenin die Bedeutung der bürgerlichen Staatsmaschinerie
(stehendes Heer, Polizeiapparat usw.) für die Frage des
"friedlichen Überganges". Nun haben aber seither die
kapitalistischen Staaten ihren Militär- und Polizeiapparat
noch mehr aufgebläht, technisch perfektioniert, und wir
haben eine große Zahl konterrevolutionärer Bürgerkriege
erlebt. Jeder Versuch, das Parlament ernsthaft zur poli­
tischen Plattform, zum "wirklichen Organ des Volkswil­
lens" zu machen, wird von den Reaktionären unweigerlich
nach wie vor mit Wahlschwindel, Wahlrechtsmanipulati­
onen, Parlamentsauflösung , Parteienverbot oder allsei­
tiger konterrevolutionärer Aktivität beantwortet werden.
Das Verhalten der modernen Revisionisten bleibt daher,
was es auch "vor 3o Jahren "gewesen wäre, nämlich
"waschechter, trivialster Opportunismus"!

In der gesamten Geschichte der Arbeiterbewegung ist noch
keine sozialistische Regierung allein durch Abstimmungen,
ohne bewaffneten Kampf, zur Macht gelangt. Die bisher
einzige gewählte sozialistische Regierung, die des
indischen Bundesstaates Kerala,, wurde seinerzeit inner­
halb weniger Monate von der reaktionären indischen Zen­
tralregierung mit Waffengewalt "aufgelöst". Wo heute
“Sozialisten" auf Grund von Abstimmungen regieren,
dort nur als Kontoristen der Regierung, wie z.B. die bri­
tische Labour-Regierung. In Italien werden gegenwärtig
einige größere Städte von "Kommunisten" regiert oder
mitregiert. Das ändert jedoch absolut nichts an den
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Macht- und Besitzverhältnissen in diesen Städten.

Die gesamte repressive Gesetzgebung bleibt bestehen; die
"Kommunisten" haben nichts weiter zu tun, als diesen
Schandgesetzen zur Durchführung zu verhelfen. In den
Betrieben, an den Universitäten und Schulen regiert die
Bourgeoisie, und die "kommunistischen" Bürgermeister,
Senatoren und Stadträte sind nichts als Sachwalter der
herrschenden Klasse, indem sie für den reibungslosen
Produktionsablauf in diesen Institutionen die nötigen bü­
rokratischen und administrativen Maßnahmen treffen.
Da diese Menschen das Vertrauen breiter Teile der Arbei-
terkl ässe genießen, sind sie für das Monopolkapital von
besonderem Nutzen. Faktisch sind alle diese "kommu­
nistischen" Platzhalter des Monopolkapitals nichts anderes
als Sozialdemokraten, auch wenn sie sich noch einer
pseudorevolutionären Terminologie bedienen, um das

Vertrauen der Massen zu behalten.

Es ist wirklich kindisch und abgeschmackt, anzunehmen,
man könne unter den Bedingungen der bürgerlichen De­
mokratie vom Parlament aus den Monopolkapitalismus
kurzerhand wegreformieren, dem reaktionären Militär,
das Bestandteil der bürgerlichen Unterdrückungsmaschine
ist, "demokratische Führungskräfte" verpassen, die Ju­
gend plötzlich "im Geiste des wissenschaftlichen und ■
gesellschaftlichen Fortschritts" umerziehen lassen, die
bürgerliche LUgenpresse einfach "enteignen" usw.

Lenin sagt zu dieser Frage klipp und klar: "Wenn der
Staat das Produkt der Unversöhnlichkeit der Klassengegen­
sätze ist, wenn er eine über der Gesellschaft stehende
und "sich ihr mehr und mehr entfremdende" Macht ist,
so ist klar, daß die Befreiung der unterdrückten Klasse
unmöglich ist, nicht nur ohne gewaltsame Revolution.
sondern auch ohne Vernichtung des von der herrschenden
Klasse geschaffenen Apparates der Staatsgewalt, in dem
si£h diese "Entfremdung" verkörpert" (Lenin: Staat und

Revolution).

"Jeder Kommunist muß diese Wahrheit begreifen: "Die
politische Macht kommt aus den Gewehrläufen (Mao-
Tse-Tung, Probleme des Krieges und der Strategie).



Vom Standpunkt des Marxismus-Leninismus aus ist ab­
solut klar, daß allein durch Wahlen die Gesellschaft nicht
zu verändern ist. Entscheidend ist nicht dine augen­
blickliche Parlamentsmehrheit, die von der herrschenden

Klasse ohne weiteres liquidiert werden kann. Entscheidend
ist stets die Frage der Macht : welche Klasse herrscht,
besitzt die Produktionsmittel, hat die Staatsgewalt inne.
Das ändert nichts daran, daß der Marxismus-Leninismus
die Teilnahme an Wahlen im Prinzip befürwortet - aber
nicht als Mittel zur Eroberung der Macht, sondern um
"den rückständigen Massen zu beweisen, warum solche
Parlamente es verdienen, auseinandergejagt zu werden".
(Lenin, Linker Radikalismus)

Daß im vorliegenden Programmentwurf der KPD die Frage
der Macht überhaupt nicht gestellt wird, geht schon aus dem
umfangreichen Reformprogramm hervor, das die kümmer­
lichen Darlegungen über den "Weg zum Sozialismus"
schier erdrückt. Welche Partei, welche Klasse soll diese
Reformen verwirklichen? Abgesehen davon, daß es keine
Partei gibt, die überhaupt Träger einer solchen Verände­
rung sein könnte, wären die Reformen, die Hand an die
Positionen des Monopolkapitals zu legen wagten, augen­
blicklich von der Konterevolution liquidiert.

Anscheinend sind sich die KPD-Revisionisten darüber
auch durchaus im klaren. Im Abschnitt "Weg zum Sozia­
lismus" heißt es: "Wir wissen..., daß das herrschende
Großkapital seine Macht und seine Privilegien nicht frei­
willig aufgeben wird, daß die Arbeiterklasse in ihm einem
grausamen, erfahrenen und hochorganisierten Gegner
gegenübersteht, der, wie die Geschichte beweist, vor
nichts zurückschreckt, um seine Herrschaft zu erhalten. "
Dennoch kann nach Ansicht der KPD-Revisionisten das
"friedliche Hinüberwachsen" vollzogen werden: "Der
friedliche Weg der sozialistischen Umwälzung hat ein
solches Übergewicht der Kräfte auf Seiten der Arbeiter­
klasse und des Volkes zur Voraussetzung, das es der Re­
aktion unmöglich macht, gegen die demokratische
Mehrheit des Volkes Gewalt anzuwenden, "

In Wahrheit ist das jedoch'keine Frage des "unmöglich"-
machens. Die reaktionären Kräfte stemmen sichltets 
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mit allerletzter Kraft gegen ihren Untergang und werden
ohne Zögern auch "gegen die demokratische Mehrheit
des Volkes Gewalt anwenden. " Wie groß soll denn die
Mehrheit sein, die eine Konterevolution von vorneherein
unmöglich macht ? Eine ganz andereSache ist es,
die aussichtslos zu machen. Das wird dann der
Fall sein, wenn die Partei der Arbeiterklasse hinreichende
ertschiedene Vorbereitungen zur bewaffneten
Machtergreifung getroffen hat. Die Konterrevolu­
tion wird sich auch angesichts der Aussichtslosigkeit nicht
kampflos geschlagen geben, aber die bewaffnete Arbei­
terklasse wird imstande sein, sie zu vernichten! !
Da die KPD-Führung zu den eifrigsten Nachbetern des
jeweils "letzten Schrei’s" der Moskauer Revisionisten­
clique gehört, darf in ihrem Programmentwurf auch ein
kräftiger Seitenhieb gegen China und andere nicht feh­
len. Nach einigen Worten über Einheit und Geschlossen­
heit" und den "Geist des proletarischen Internationalis­
mus" heißt es weiter im letzten Abschnitt des Programms
(Entwurf):

"Die gemeinsame antiimperialistische Front wird heute
von den Kräften geschwächt, die nicht bereit sind, den
Kampf gegen die imperialistischen Aggressoren gemein­
sam zu führen und die mit ihrem antisowjetischen und
antileninistischen Kurs Spaltung in die Arbeiterbewegung
tragen. Durch ihre abenteuerliche und nationalistische
Politik diskreditieren sie die sozialistische Sache. "

Das ist aber leider auch schon alles, was sie zu dieser
Frage zu sagen haben. Da wird nicht bewiesen oder argu­
mentiert, da wird nicht einmal offen gesagt, gegen wen
man denn da eigentlich so giftig polemisiert. "Antisow­
jetisch", "antileninistisch'', "abenteuerlich" und "natio­
nalistisch" - das wird so hingesagt, ohne daß es in irgen-
einer Weise auch nur ein wenig präzisiert würde. Als ob
ein Kind einen Rosenkranz herunterbetet! Aber natürlich
weiß man, daß hier in erster Linie China, die "Gruppe
um Mao Tse-tung" gemeint ist. Und aus der revisionisti­
schen Literatur lassen sich auch einige konkret erhobene
Vorwürfe herausarbeiten.

Beispielsweise heißt es im Programm der KPD (Entwurf):



"Die gemeinsame antiimperialisische Front wird heute
von den Kräften geschwächt, die nicht bereit sind, den
Kampf gegen die imperialistischen Agressoren gemein­
sam zu führen... ” Diesen Vorwurf hat der Ostberliner
Professor Dr. Josef Schleifstein so präzisiert: "Der anti­
imperialistischen Sache, besonders dem Kampf gegen
die amerikanische Aggression, ist dadurch außerordent­
lich geschadet worden, daß die Führer Chinas jede ge­
meinsame Aktion mit der Sowjetunion zur Hilfe für Viet­
nam abgelehnt haben. Sonst wäre allerdings die mörderi­
sche amerikanische Eskalation niemals möglich gewesen. "
(Marxistische Blätter 6/67)

Da haben wir nun allerdings ein konkretes "Argument"!
Aber bekanntlich handelt es sich bei der sowjetischen Hil­
fe für Vietnam um materielle Lieferungen, z. B. Flugzeu­
ge, Raketen, Flak-Waffen, Kraftfahrzeuge etc. Wenn
die Sowjetunion diese Hilfe ausweiten will, so kann sie
das jederzeit tun; wenn die Sowjetunion freiwillige Helfer
nach Vietnam schicken will, z. B. Pioniere, Fachleute
usw., so kann sie das ebenfalls tun. Die "gemeinsame
Aktion" jedocn ist ein reines Phantom.'gemeinsame Ak­
tion" ist ein Schlagwort, mit dem man beliebig auffah­
ren kann, mit dem sich alles beweisen läßt - man kann
dann sogar ganz frech behaupten "gemeinsame Aktion"
hätte die Eskalation verhindert

Was hätte denn das für eine "Aktion" sein sollen? Eine
gemeinsame militärische Aktion, unmittelbar nach den
ersten Luftangriffen gegen die DRV im August 1964? Oder
zu einem späteren Zeitpunkt? Aber Schleifstein erläutert
im gleichen Atemzug: "Es gab stets Amateurstategen,
die in solchen Situationen eifrig dabei sind, mit * mili­
tärischen Lösungen’ zu spielen, die das Risiko eines Welt­
krieges unerhört vergrößern würden. " - So also nicht!
Wie aber dann?

Seit längerem propagiert die KPdSU ein Treffen aller kom­
munistischen Parteien, auf dem dann angeblich der Kampf
gegen den Imperialismus koordiniert werden soll. Der
Vorbereitung dieses Treffens diente das Budapester Kon­
sultativtreffen im Februar/März 1968. Aber gerade die
sozialistischen Länder, die im Kampf gegen den US- Im­
perialismus an vorderster Front stehen, die seinen ständi­
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gen Kriegsprovokationen ausgesetzt sind, näftilich' Viet­
nam, Cuba, Korea und China, waren auf dem Konsulta­
tivtreffen nicht vertreten. Das beweist klar, was diese
Völker über den Wert der Budapester Konferenz denken.

Die KPD/SED-Revisionisten jedenfalls zogen es vor, das
Fernbleiben der Chinesen, Vietnamesen, Cubaner und Ko­
reaner sowie der meisten anderen kommunistischen Par­
teien Asiens lieber gar nicht erst zur Kenntnis zu nehmen.
Es war auch gar zu peinlich, und eine logische Erklärung
hätte man dem "Fußvolk”, des "einfachen" kommunisti­
schen Parteigenossen, ohnehin nicht geben können. Tat­
sächlich zieht der US-Imperialismus aus der Konfusion im
revisionistischen Lager, aus der Haltung der sowjetischen
Führer einen gewissen Nutzen, selbstverständlich profitiert
der US-Imperialismus von der "weltweiten Zusammenar-
beif'mit den sowjetischen Führern. Dieser Zusammenar­
beit. die soweit geht, daß man einer US-Militärmaschine
mit 214 Soldaten für-den Einsatz in Vietnam an Bord, die
im Juni in sowjetischesHoheitsgebiet eindrang und auf der
Kurileninsel Iturup zur Landung gezwungen wurde, den
Weiterflug zum Mordeinsatz nach Vietnam gestattete,
nicht ohne vorher mit den Gl’ s eine feucht-fröhliche Party
zu feiern. .Nicht ohne Grund wandten sich auch die US-
Imperialisten, anläßlich der Aufbringung ihres Spionage­
schiffes "Pueblo" in Koreanischen Hoheitsgewässern, mit
der Bitte um Vermittlung an die Moskauer Adresse.

Im Lauf der letzten Jahre wurden in Moskau eine ganze
Reihe Politiker empfangen, die für den US-Imperialismus
"vermitteln" wollten, z. B. der britische Premier Wilson,
UN-Präsident U Thant, Tito, Indira Ghandi aus Indien
und zahlreich "Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens",
darunter auch Abgesandte des Vatikan. Nach der israeli­
schen Nahost-Aggression im Juni 1967 bereiste Tito im
Auftrag der sowjetischen Führer die arabischen Staaten,
um auch hier zu Vermitteln.". In der revisionistischen
Presse Westdeutschlands wurde unlängst sogar die Parole
"zwei, drei, viele Taschkents" ausgegeben, als Gegen­
parole zu den "zwei, drei, viele Vietnams" des Revolu­

tionärs Che Guevara.

Was hat es denn mit diesen Taschkenter Gesprächen, um 



die die Revisionisten so gewaltige Reklame machten, auf
sich. Zwar haben diese Gespräche 1965 den Krieg zwi­
schen Indien und Pakistan beilegen können, keineswegs
aber haben sie vermocht, die Frage der Selbstbestimmung
des Volkes von Kaschmir zu lösen. Objektiv haben die
sowjetischen Führer, indem sie das leninsche Prinzip der
gerechten und ungerechten Kriege verwarfen, dem ag­
gressiven Hindu-Imperialismus Schützenhilfe geleistet.

im "Geist von Taschkent" nun möchten die sowjetischen
Führer am liebsten auch das "Vietnamproblem'' gelöst
sehen. Die propagierte "Lösung im Sinne der Genfer Ab­
kommen" ist das konsequente Gegenstück des "Geist von
Tas chkent". Gerade das Genfer Abkommen von 1954
hat jedoch die gegenwärtigen Leiden des vietnamesischen
Volkes hervorgerufen. Damals legte das vietnamesische
Volk die Waffen nieder in der Hoffnung auf "freie Wah­
len innerhalb von zwei Jahren". Aber in Wahrheit leitete
die Diem-Clique nach 1956/57 die Verfolgung aller So­
zialisten, Kommunisten und Patrioten ein. Die zunächst
völlig schutzlosen Widerstandskämpfer mußten nun wie­
der ganz von vorn beginnen mit der Organisation lokaler
Selbstverteidigungsverbände, und es dauerte immerhin
acht Jahre, bis 1965, bis das Volk von Vietnam die Stel­
lungen zurückgewonnen hatte, die 1954 um das Linsenge­
richt leerer Versprechungen verkauft worden waren.

Heute, nachdem auch mehr als eine halbe Million US-
Soldaten nicht imstande waren, diesen Freiheitskampf zu
liquidieren, nachem die Aggressoren mit dem Rücken an
der Wand stehen, möchten sie das Spiel von 1954 wieder­
holen. Einigen Vertretern des amerikanischen Großkapi­
tals, z. B. dem Kennedy-Clan, würde auch eine zeitwei­
lige Beteiligung der FNL an einer "Koalitionsregierung"
akzeptabel erscheinen. "Einzige" Bedingung: das Volk
von Vietnam legt die Waffen nieder. Dann könnten sogar
die Interventionstruppen zurückgezogen werden. Denn die
Positionen des US-lmperialismus in Südvietnam wären
innerhalb eines halben Jahres wiederherstellbar, während
sich natürlich ein Partisanenkrieg nicht nach Belieben an-
und abschalten läßt.

Es ist doch klar: ohne Volksarmee besäße das Volk Süd-
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Vietnams kein Stück Macht, auch wenn der FNL ein paar
Ministersessel eingeräumt würden. Aber das ist genau der
Weg, auf den die Führer der Sowjetunion und der USA
das vietnamesische Volk bugsieren wollen, wenn jetzt
das Genfer Abkommen aus dem Papierkorb geholt wird. •
Das ist genau der "Geist von Taschkent": Hauptsache
Krieg zuende - Selbstbestimmung und nationale Unab­
hängigkeit Nebensache!

Hier haben wir den Grund für das Fernbleiben gerade der
Vietnamesen, Koreaner und Cubaner von dem Budapester
Treffen. Die Völker, die täglich mit dem aggressivsten
Imperialismus der Geschichte konfrontiert sind, wollen
sich nicht "im Sinne des Genfer Abkommens", "im Geist
von Taschkent" abservieren lassen. Sie wissen recht gut,
daß die "gemeinsame Aktion", zu der man sie bewegen
will, Kapitulation vor dem Imperialismus im Weltmaßstab
ist.

Notwendig ist allerdings die unbedingte Einheit aller re­
volutionären Kräfte, die Koordination des weltweiten
Kampfes gegen den Imperialismus gerade im Sinne des
"zwei, drei, viele Vietnam"! Die Revisionisten jedoch,
die jetzt offenbar entschlossen sind, ihr "antiimperiali­
stisches Treffen noch in diesem Jahr stattfinden zu lassen -
notfalls auch ohne die gegenwärtigen Opfer der imperiali­
stischen Aggression - haben eine ganz andere "Einheit"
im Auge.
Wenn man die Propaganda der KPD/SED in den letzten
Monaten betrachtet (und die Äußerungen einiger auslän­
discher "Kommunisten"), so ergibt sich, daß man längst
eine "Einheit" eigener Art hergestellt hat, und zwar mit
Pazifisten, Pseudopazifisten, "aufgeschlossenen" Vertre­
tern der katholischen Kirche, bürgerlichen "Intellektuel­
len" und sogar mit Vertretern des amerikanischen Groß­
kapitals. Da wird freudig berichtet, ein führendes Mit­
glied des Kennedy-Clan habe die Einstellung der Bomben­
angriffe gegen die DRV gefordert, ein bekannter Pazifist
sei "besorgt" über den Vietnam-Krig und ein Abgeordne­
ter der SPD halte Demonstrationen für legitim".

Jeder Marxist-Leninist weiß, welche Gefahr Pazifismus
und Reformismus in der Arbeiterbewegung darstellen.



Aber die Revisionisten sind viel zu aufgeregt, daß wieder
jemand ihr Spiel mitmacht, als daß sie ernsthaft eine Dis­
kussion über Pazifismus und Reformismus eröffnen würden.
Folge: Alleingelassen gerät besonders die Jugend, auch in
der DDR, immer mehr unter den Einfluß von Pazifismus
und Reformismus. Aber wie will man sich gegen diese Er­
scheinungen kleinbürgerlicher Denkweise abgrenzen, wenn
bedenkenlos U Thant, Niemöller, Abendroth, bisweilen ■
gar de Gaulle und der Papst als "Friedenskämpfer" vorge­
stellt werden? Wenn sogar die reaktionärsten Institutionen
unserer Epoche, dem Vatikan, im Programmentwurf der
KPD 'neue Tendenzen" untergejubelt werden, nur weil der
Papst etwas Kritisches über gewisse "Entartungen des Ka­
pitalismus" verlauten ließ?

Die katholische Kirche hat aus leicht einsichtigen Gründen
dem Kapitalismus stets reserviert gegenübergestanden, da
sie ihre ideologische Basis im Feudalismus, in den Milli-
or.enmassen ländlicher Analphabeten hat. Überdies ist der
Vatikan, allen schönen "antikapitalistischen" Reden zum
Trotz, einer der größten Konzernherren der Welt, der über
Fabriken, Bergwerke und Minen sowie über einen ungeheu- •
ren Bodenbesitz verfügt. Die "neuen Tendenzen" sind wirk­
lich ein glatter Hohn auf die unterbezahlten italienischen
Arbeiter in den Fabriken des Vatikan, auf die lateinameri­
kanischen Indios, die unter den Bedingungen der Sklaverei
in den Minen des Vatikan schuften. Aber im Programm
der KPD (Entwurf) ist die Erwähnung dieser "neuen Ten­
denzen" mehr als nur ein "peinlicher Zufall" , ist sie ein
Ausdruck einer völligen Abkeih von den revolutionären
Prinzipien des Marxismus-Leninismus zugunsten der Aus­
söhnung mit Kapitalismus und Feudalismus. Äußerungen
des Pazifismus und Reformismus sollen den Unterdrückten
beweisen , daß ihre Unterdrücker "vernünftiger" gewor­

den, daß die Bedingungen für ein "friedliches Hinüber­
wachsen in den Sozialismus" günstiger geworden seien,
da ja sogar de Gaulle, Niemöller, Indira Ghandi und der
Papst schon halbe Sozialisten seien. Aber so einfach las­
sen sich natürlich die Unterdrückten nicht übers Ohr hauen.
Die italienischen Arbeiter, die Indios, die vom Vatikan
ausgebeutet werden, wissen recht gut, daß es in ihrem
ag ichen Leben auch nach den päpstlichen Enzykliken 
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keinerlei "neue Tendenzen" gegeben hat.

Von "Einheit" reden die Revisionisten gern. Das erinnert
uns an einen Ausspruch Friedrich Engels, der vor fast hun­
dert Jahren erklärte: "Man muß sich durch das Geschrei
nach ’ Einigung’ nicht beirren lassen. Die dieses Wort
am meisten im Munde führen, sind die größten Zwietracht­
stifter. .. " Es sind " die größten Sektierer und die größten
Krakeeler und Schurken in gewissen Momenten die lau­
testen Einigungsschreier. " (Engels an A. Bebel, 20. 6. 1873)

Aber wie ist es wirklich mit ihrer "Einheit"? In den Jah­
ren 1957-60 stellte die Sowjetunion ihre gesamte wirt­
schaftliche Hilfe an China ein, nachem es zu politischen
Differenzen gekommen war. Andererseits hat jedoch die
Sowjetunion im Jahre 1967 verschiedenen reaktionären
Regierungen solche Hilfe geleistet, z, B. an Indonesion,
Iran. Brasilien, Indien, Kongo-Konshasa usw. Die Sow­
jetunion hat Ende 1961 einseitig die Beziehungen zu Al
banien abgebrochen, aber sie unterhält heute Beziehun­
gen zu den USA, Westdeutschland, Indonesien, sogar zu
den griechischen Faschisten. China wird in der sowjeti­
schen Presse aufs übelste beschimpft; das ging so weit,
daß bei uns die "Zeit" und die "Welt" Hetzartikel der
"Prawda" und "Iswestija" genüßlich nachdrucken konn­
ten. Motto: das ist sogar den Russen zuviel... Aber die
reaktionäre Rregierung Burmas wird in der DDR-Presse,
in den Kommentaren des Deutschlandsenders stets als
"revolutionär" verherrlicht, obwohl melir als die Hälfte
Burmas bereits in der Hand der Revolutionäre ist. Als der
westdeutsche Bundeskanzler Kiesinger der "revolutionä­
ren" Regierung Burmas einen Besuch abstattete und dabei
ein Reisanbaugebiet besichtigte, waren mehrere'Kompa­
nien im Einsatz, um das Gebiet zu "säubern" und "abzu­
schirmen". Als "antiimperialistisch" bezeichnete die re­
visionistische Presse die Herren der Kongo und Indonesi­
ens, Mobuto und Nasution-Suharto, obwohl diese ihr Land
Stück für Stück an das amerikanische Großkapital ver­
kaufen. Alle Begriffe werden volkommen auf den Kopf
gestellt, Kommunistische Genossen sind "verbohrt" und
"dogmatisch", der Papst hingegen "aufgeschlossen" und
"um den Frieden besorgt". Indien ist "friedliebend" und
"demokratisch", China hingegen "kriegslüstern" und
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"arbeiterfeindlich". Die Gruppe um Mao Tse-tung" ist
"abenteuerlich", "antisowjetisch" und "chauvinistisch",
der Kennedy-Clan hingegen "vernünftig", "um Ausgleich
bemüht" usw.

Als Kossygin fast unmittelbar nach dem Überfall Israels
auf die arabischen Staaten im Juni 1967 nach Glassboro
eilte, um mit dem Mörder des vietnamesischen Volkes,
Johnson, Geheimverhandlungen zu führen, war der Teu­
felspakt der neuen Einheit perfekt. Nicht nur die Kapi­
tulation der arabischen Staaten vor dem israelischen Ag­
gressor wurde beschlossen, sondern darüber hinaus in bei­
derseitiger Abstimmung der Interessensphären ein Kom­
plott zur Einkreisung der Volksrepublik China ausgeheckt.

Die BILD-Zeitung schrieb damals: "Kossygin und Johnson-
in den Gesichtern der beiden Männer liegen die Sorgen-
falten einer unruhigen Welt. Zwei Männer, zwei Macht­
blöcke ... aber die Welt hofft, daß sich die beiden Gro­
ßen dieser Erde auf einen Kurs einigen: auf den Kurs ei­
nes dauerhaften Friedens ..." (26. 6. 67). Ein freund­
schaftlicher Händedruck mit dem Aggressor, ein Prosit
auf den US-Imperialismus, das ist "friedliche Koexistenz"
nach dem Herzen der Herren Springer und Konsorten.

Abstrakte "Einheit" ist nicht möglich. Es wäre vollkommen
sinnlos, wenn sich jetzt die Marxisten-Leninisten mit
den Verrätern des Marxismus-Leninismus an einen Tisch
setzen, die Augen schließen und auf ein Wunder hoffen
würden. Jeder Kommunist weiß, daß sich mit Renegaten
vom Schlage eines Ruhnau, Schmidt, Wehner, Schiller
usw. keine Einheit herstellen läßt, auch wenn man.'Wo­
chenlang mit ihnen konferieren würde. Ebensowenig ist
Einheit möglich mit jenen, die unbedingt aus der ame­
rikanischen Aggression in Vietnam ein Problem" machen
wollen, auc der israelischen Aggression eine "beidseitig
interessierende Frage", aus dem Dilemma des US-Imp6"
rialismus "die großen Fragen .... vor denen unsere bei­
den Länder und die Welt stehen".

Es gäbe noch manches zum Programmentwurf der KPD
zu sagen, doch lassen wir es bei dem hier aufgezeigten
bewenden. Fest steht, daß dieses Programm, vom Gei- , 

ste des Revisionismus geprägt, offener Verrat am Marxis­
mus-Leninismus bedeutet, daß es das schandbarste Doku­
ment ist, das bisher unter dem Namen KPD erschien. Die
Verfasser dieser Arbeit haben weder das Recht im Namen
Marx, Engels und Lenins, noch im Namen Karl Lieb­
knecht, Rosa Luxemburg und Ernst Thälmann zu sprechen.

Es ist an der Zeit, daß alle Marxisten-Leninisten West­
deutschlands sich sammeln, zusammenschließen und dem
KPD-Programm der Kapitulation vor der Monopolbour­
geoisie, das revolutionäre Programm einer marxistisch-
leninistischen Partei entgegenzustellen.
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"Demokratische
Erneuerung
von Staat und
Gesellschaft

Dies ist die überarbeitete Fassung eines Papiers, das wir
zur Kritik der AMS/Spartakus herausgegeben hatten.

Damals war von der AMS ein umfangreiches Papier, betitelt "Studien­
material Nr. 1", vorgelegt worden, das in konzentrierter Form die
Thesen und Dogmen des modernen Revisionismus zusammenfaßte

Die Broschüre stellt zuerst die Frage des demokrati­
schen Kampfes^, die aber von den Genossen’der "AMS-mit
der Frage der von der DKP-Führung verfolgten "Stra­
tegie der demokratischen Erneuerung von Staat und*Ge­
sellschaft'7 durcheinandergebrächt wird-.

Beim demokratischen Kampf geht es darum, daß das
Proletariat bei seinem Kampf zum Sturz der Kapitalis­
tenherrschaft den Spielraum der bürgerlichen Demo­
kratie ausnutzen und nach Möglichkeit erweitern muß.
Wie Lenin sagt : "Die Demokratie ist im Befreiungs­
kampf der Arbeiterklasse gegen die Kapitalisten von
gewaltiger Bedeutung", denn "eine breitere, freiere,
offenere Form des Klassenkampfes und der Klas­
senunterdrückung bedeutet für das Proletariat eine
riesige Erleichterung im Kampf um die Aufhebung der
Klassen überhaupt. " (Staat und Revolution)

Die AMS scheint aber unter demokratischem Kampf et­
was ganz anderes zu verstehen. Was bedeuten sonst
folgende Aussagen: "Ob die Marxistisch-leninistische
Partei der Arbeiterklasse demokratische Forderungen
aufstellen und ein demokratisches Programm zur Grund­
lage ihrer Politik machen muß, hängt von den historisch
konkreten, objektiven und subjektiven Bedingungen ab,
unter denen die Arbeiterklasse kämpft. "(S. 6 unten) und
"Die Notwendigkeit des demokratischen Kampfes ergibt
sich aus dem Charakter der historischen Situation, in
der wir uns befinden. "(S. 31)

Eben nicht! Die Kommunistische Partei wird grund­
sätzlich demokratische Forderungen aufstellen und
unterstützen! Der demokratische Kampf ist grundsätz-
lich notwendig! Die Kommunistische Partei stellt
grundsätzlich ein demokratisches Programm auf. Üb­
rigens ist die Kommunistische Partei auch die einzige
Partei, die ein demokratisches Programm aufstellt,
weil allein das Proletariat von allen Klassen und Schich­
ten der kapitalistischen Gesellschaft konsequent demo­
kratisch ist.
Wenn die Genossen von der AMS behaupten, daß diese
Fragen von der historischen Situation abhängen, so mei­
nen sie offensichtlich mit "demokratischem Kampf" und
"demokratischem Programm" etwas ganz anderes als
die Kommunisten.
Uns scheint - wir hoffen ehrlich, das richtig zu inter­
pretieren - daß AMS folgendes meint: daß unter gewis­
sen Bedingungen der demokratische Kampf zur Haupt-
seite im Kampf der Arbeiterklasse werden kann, und
daß die Kommunistische Partei unter gewissen Beding­
ungen Programme und Forderungen aufstellen muß, die
völlig oder weitgehend im Rahmen der bürgerlichen
Demokratie bleiben. Diese Interpretation entspricht dem
weiteren Gedankengang der Broschüre.
Bei den Genossen von der AMS scheint ein ziemliches
theoretisches Konfusum zu herrschen, wenn sie von der
grundsätzlichen Frage des demokratischen Kampfes
plötzlich zur spezielleren Frage der bürgerlich-demo­
kratischen Revolution in Deutschland (1848 ) und Ruß­
land ( 1905/1917 ) überspringen ( S. 3 ) oder von der
"demokratischen Erneuerung" ebenso unvermittelt wie­
der beim demokratischen Kampf landen ( S. 31 ). Die
"Strategie der demokratischen Erneuerung" läßt sich
weder mit allgemeinen und ganz banalen Hinweisen auf
'demokratischen Kampf" noch mit historischen Exkursen
zur 48er bürgerlich-demokratischen Revolution belegen.

ALIS esifelt "iga Mül"
In der Broschüre heißt es: "Angesichts der Tatsache,
daß sowohl für den Kampf gegen den Faschismus als
auch für die erfolgreiche sozialistische Revolution die
Aktionseinheit der Arbeiterklasse unabdingbare Voraus­
setzung ist und darüber hinaus das Bündnis der Arbeiter­
klasse mit anderen werktätigen Schichten angestrebt
werden muß, kann es im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht
Aufgabe der Kommunisten sein, den unmittelbaren
Kampf für den Sozialismus zu propagieren. Notwendig
ist vielmehr in der gegenwärtigen Etappe des Kampfes
die Herstellung der Aktionseinheit der Arbeiterklasse



und des Bündnisses der Arbeiterklasse mit anderen
antimonopolistischen Klassen und Schichten im demo­
kratischen Kampf und der Kurs auf die demokratische
Erneuerung, d. h. auf eine entscheidende Veränderung
des Kräfteverhältnisses der Klassen zugunsten der
Arbeiterklasse und ihrer Bündnispartner. " (S .34 )
Richtig ist, daß es ohne Aktionseinheit der Arbeiter­
klasse keine fortschrittlichen gesellschaftlichen Ver­
änderungen geben wird. Falsch ist aber, daß die AMS
ihre Hoffnungen darauf setzen will, "daß die SPD zu
einer Partei wird, die im Bündnis mit den Kommunis­
ten gegen die Monopole kämpft und sich dabei auf das
Volk stützt".
Hätten die russischen Arbeiter darauf warten wollen,
"daß die Menschewiki zu einer Partei werden, die im
Bündnis mit den Bolschewik! gegen den Zarismus
kämpft und sich dabei auf das Volk stützt" und davon
überhaupt die Möglichkeit einer sozialen Revolution
in Rußland abhängig gemacht, so hätte es nicht einmal
die bürgerlich-demokratische Februar-Revolution ge­
geben. Es war im Gegenteil so, daß die Menschewiki
zu einer Partei wurden, die im Bündnis mit der Kon­
terrevolution gegen das Volk kämpfte. Genauso war es
mit der SPD nach der bürgerlich-demokratischen Nov­
emberrevolution 1918. AMS meint aber: "Eine SPD,
die im Interesse der Arbeiterklasse und des Volkes
handelt, kann auch über den demokratischen Kampf
hinaus, im Kampf um den Sozialismus, ein wichtiger
Bündnispartner der Kommunisten sein. ” Worin würde
sich eine "SPD, die im Interesse der Arbeiterklasse
und des Volkes handelt", noch von der Kommunistischen
Partei unterscheiden? Und wozu braucht die Arbeiter­
klasse zwei Parteien, die im Grunde das Gleiche
wollen? Die Erfahrung hat doch gelehrt, daß im Sozia­
lismus für eine selbstständige Sozialdemokratische
Partei kein Platz ist.

In das "Bündnis der Arbeiterklasse mit anderen werk­
tätigen Klassen und Schichten" sind laut AMS-Papier »v .
und DKP-Grundsatzerklärung einzubeziehen: "die
Bauern, die Intelligenz, das Kleinbürgertum und die
nichtmonopolistische Bourgeoisie" (S. 39). Diese
"Klassen und Schichten" sollen eine "Regierung der
fortschrittlichen Kräfte, der Arbeiter und Angestellten,
der Geistesschaffenden, der Bauern und des nichtmono­
polistischen Bürgertums" bilden, die als "politische
Herrschaft des Volkes" bezeichnet wird. (S. 32/33 )
Im AMS-Papier wird argumentiert: "Das neue an der
Klassensituation, die Imperialismus und staatsmono­
polistischer Kapitalismus erzeugen, ist, daß neben
der Verschärfung des grundlegenden Klassengegen­
satzes zwischen Kapital und Arbeit die Interessen aller

Klassen und Schichten in einen unversöhnlichen Gegen­
satz zur Monopolbourgeoisie geraten. Ein Teil von
ihnen, wie die Bauern und Kleineigentümer, werden
durch den Konzentrationsprozess in Industrie und Land­
wirtschaft direkt in ihrer Existenz bedroht und können
als Klasse langfristig nur in einer Gesellschaft über­
leben, in der die Arbeiterklasse die politische Macht
hat. Mit ihnen kann die Arbeiterklasse dauerhaft ein
Bündnis eingehen. ” Und von den "nichtmonopolistischen!'
d. h. kleinen und mittleren Kapitalisten, glauben die
Genossen der AMS, sie könnten "zumindest im demo­
kratischen Kampf Bündnispartner der Arbeiterklasse
sein" (S. 38).

Anscheinend ist diese Situation so "neu", daß Lenin
sie in seiner Imperialismus-Theorie nicht berücksich­
tigen konnte?
Lenin jedenfalls war der Meinung - und zwar gerade
in der Auseinandersetzung mit dem Revisionisten
Kautsky, der damals ähnliche Thesen vorbrachte wie
heute DKP/AMS - : "Da zu den politischen Besonder­
heiten des Imperialismus die Reaktion auf der ganzen
Linie sowie die Verstärkung der nationalen Unterdrük-
kung in Verbindung mit dem Druck der Finanzoligarchie
und mit der Beseitigung der freien Konkurrenz gehören,
so tritt mit dem Beginn des 20. Jahrhunderts in fast al­
len imperialistischen Ländern eine kleinbürgerlich-
demokratische Opposition gegen den Imperialismus auf.
Und der Bruch Kautskys und der weitverbreiteten inter­
nationalen Strömung des Kautskyanertums mit dem
Marxismus besteht gerade darin, daß Kautsky es nicht
nur unterlassen und nicht verstanden hat, dieser klein­
bürgerlichen, reformistischen, ökonomisch von Grund
aus reaktionären Opposition entgegenzutreten“ sondern,
im Gegenteil, sich praktisch mit ihr vereinigt hat. "(Der
Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus ).
Lenin stellte fest: "Das Proletariat kämpft für den
revolutionären Sturz der imperialistischen Bourgeoisie,
das Kleinbürgertum für eine reformistische "Vervoll­
kommnung" des Imperialismus. "( Die proletarische
Revolution und der Renegat Kautsky). Lenin schätzte
ein, daß mit den "schwankenden, unsicheren, unbestän­
digen Zwischenelementen, d. h. das Kleinbürgertum,
die kleinbürgerliche Demokratie im Unterschied zur
Bourgeoisie" ein "dauerhaftes Bündnis" ganz unmöglich
ist ( Der Linke Radikalismus, die Kinderkrankheit des
Kommunismus,. Kap. X).
Lenin war der Auffassung, daß die Arbeiterklasse jedes
sich bietende Bündnis ausnützen, jede Opposition gegen
die herrschende Gesellschaftsordnung unterstützen, vor­
übergehend jeden noch so schwankenden Bündnispartner
akzeptieren müsse. Das war nur möjflich, weil die rus­



sischen Kommunisten in der Arbeiterklasse unbedingte
lÜärheit über"die Lage aller Klassen zueinander und
den schwankenden Charakter der zeitweijigen Bundnis-
pärtne'r erarbeitet hatten. Eben das tut die DKP nicht"
wenn" sie von^älle fortschrittlichen Kräfte”, "dauerhaf­
tes Bündnis" spricht, Banalitäten über den "unversöhn­
lichen Gegensatz" der Kleinproduzenten zum Monopol­
kapital von sich gibt, aber darüber hinwegredet, wie
die Frage der Kleinproduzenten im Sozialismus entschie­
den wird.
Es ist ja wohl ein schlechter Witz, wenn die Genossen
von der AMS behaupten, die Kleinproduzenten "können
als Klasse langfristig nur in einer Gesellschaft über­
leben, in der die Arbeiterklasse die politische Macht
hat.,f (S. 38). Nein, Genossen ! Die Kleinproduzenten
können langfristig als Klasse überhaupt nicht
überleben! Das gehört doch wohl zum ABC des Marxis­
mus! Es ist doch gerade jetzt wieder am Beispiel der
Klassenkämpfe in der VR Polen deutlich geworden, daß
die Existenz einer Klasse kleiner Eigentümer- ( 85% des
bewirtschafteten Bodens im Besitz von Privatbauern! )
auf die Dauer mit der sozialistischen Gesellschaftsord­
nung unvereinbar ist und zu verheerenden Fol­
gen führen muß. Lenin hat darauf hin gewiesen, daß die
Stärke der gestürzten Bourgeoisie "nicht nur in der
Stärke des internationalen Kapitals__ sondern auch in
der Macht der Gewohnheit, in der Stärke der Kl ein Pro­
duktion " liegt, denn "die Kleinproduktion ... erzeugt
unausgesetzt, täglich, stündlich, elementar und im Mas-
senumfang Kapitalismus und Bourgeoisie.11 (Linker Ra­
dikali smus, Kap. II). Lenin spricht hier vom Rußland
des Jahres 1920, von der jungen Sowjetunion Die lang­
fristige Existenz der Kleinproduzenten "als KLasse" ist
nicht nur ökonomisch, sondern auch politisch eine Ab­
surdität.

ASS xfl XSziiiäTger-"SözL£53Bs”
Wie steht es unter efiesen Umständen mit dem "dauer­
haften Bündnis"? Die Genossen von der AMS haben ja
Marx/Engels zur bürgerlich - demokratischen Revolu­
tion und Lenins "Zwei Taktiken der Sozialdemokratie in
der Epoche der demokratischen Revolution" gelesen und
und zitieren ausgiebig daraus, um teilweise haarsträu­
bende Analogien zu ziehen. Sie sehen aber verschämt
darüber hinweg, was Marx. Engels und Lenin zur Frage
des dauerhaften Bündnisses" gesagt haben. Marx und
Engels stellten fest: "Die demokratischen Kleinbürger,
weit entfernt, für <fie revolutionären Proletarier die
ganze Gesellschaft umwälzen zu woUen, erstreben 

eine Änderung der gesellschaftlichen Zustände, wodurch
ihnen die bestehende Gesellschaft möglichst erträglich
und bequem gemacht wird. " Marx und Engels rieten
den Arbeitern zur Unterstützung der bürgerlich- demo­
kratischen Revolution, aber gleichzeitig zum "unver­
hohlenen Mißtrauen gegen dien eu e Regierung":"Sie
müssen neben den neuen Regierungen zugleich eigene
revolutionäre Arbeiterregierungen, sei es in der Form
von Gemeindevorständen, Gemeinderäten, sei es durch
Arbeiterclubs oder Arbeiterkomitees, errichten, sodaß
die bürgerlichen demokratischen Regierungen nicht nur
sogleich den Rückhalt an den Arbeitern verlieren, son­
dern sich von vornherein von Behörden bedroht und
überwacht sehen, hinter denen die ganze Masse der Ar­
beiter steht. Mit einem Worte : vom ersten Augenblick
des Sieges an muß sich das Mißtrauen nicht mehr gegen
die besiegte reaktionäre Partei, sondern gegen ihre
bisherigen Bundesgenossen, gegen die Partei richten,
die den gemeinsamen Sieg allein exploitieren (für sich
ausnutzen) will. Um aber dieser Partei deren Ver­
rat an den Arbeitern mit der ersten Stunde des Sieges
anfangen wird, energisch und drohend entgegentreten
zu können, müssen die Arbeiter bewaffnet und organi­
siert sein. " (Marx und Engels, Ansprache der Zentral­
behörde an den Bund, März 1850). Marx und Engels
sprachen also für die Beteiligung der Arbeiter an
der bürgerlich - demokratischen Revolution, wiesen
aber auf die Notwendigkeit hin, daß sich die Arbeiter
zugleich eigene politische und militärische Machtorgane
schaffen. Von einem "dauerhaften Bündnis" war bei
ihnen keine Rede, vielmehr von "Mißtrauen gegen ihre
bisherigen Bundesgenossen. " Die Geschichte hat ge­
zeigt, daß allein auf diesem Weg die bürgerlich - demo­
kratische in die sozialistische Revolution übergeleitet
werden kann, nicht aber im "dauerhaften Bündnis" mit
den kleinbürgerlichen Demokraten.

Lenin war der Meinung: "Ein Sozialdemokrat darf den
unvermeidlichen Klassenkampf des Proletariats für
den Sozialismus gegen die Bourgeoisie und die Klein­
bourgeoisie, mögen sie auch noch so demokratisch und
republikanisch sein, nie und nimmer vergessen ... Da­
raus folgt, daß unser ’ vereint schlagen' mit der
Bourgeoisie zeitweiligen Charakter trägt, daß wir
die Pflicht haben, ' auf den Verbündeten wie auf den
Feind’ scharf aufzupassen usw. " (Zwei Taktiken der •
Sozialdemokratie in der demokratischen Revolution)

Die Genossen von der AMS haben sich als Feinschmek-
ker bei Marx, Engels und Lenin die "Rosinen" für
ihren Einheits-Brei zusammengesucht, aber alles
unterschlagen, was nicht in ihr Konzept mit 



hinein paßte. .
Hinweise auf ein "dauerhaftes Bündnis der Arbeiter­
klasse mit den Kleinproduzenten wird man bei Marx,
Engels und Lenin nicht finden. Und liegt denn die
Annahme so fern, daß die seltsame These vom ' Über­
leben" der Kleinbürger "als Klasse" sich einfach
daraus erklärt, daß sich die kleinbürgerlichen Genos- .
sen von der AMS einen "Sozialismus" wünschen, in
dem sie als Kleinbürger "überleben" können ? Nein,
sondern das ist die natürlichste Erklärung.

"Politische fefrsshaft des Miss”
im Rahmen der biirgerficleen Demokratie?
DKP/AMS propagieren aber noch über ein bloßes
"dauerhaftes Bündnis" hinaus eine regelrechte
"Regierung der fortschrittlichen Kräfte, der Arbeiter
und Angestellten, der Geistesschaffenden, der
Bauern und des nichtmonopolistischen Bürgertums"
(DKP-Grundsatzerklärung)
Den Kampf für eine derartige Regierung will die DKP
der westdeutschen Arbeiterbewegung als verbindliche
Strategie aufnötigen. Es stellt sich zunächst die Frage
nach dem Klassencharakter einer solchen Regierung.
Sie ist laut AMS "nicht gleichzusetzen mit der Diktatur
des Proletariats" (S. 33 oben ), ist aber auch kein
"besonderes demokratisches Zwischenstadium" zwischen
Diktatur der Bourgeoisie und Diktatur des Proletariats
(S.ll unten). Wenn weder Diktatur des Proletariats
noch Zwischenstadium, was dann? AMS nennt es "die
politische Herrschaft des Volkes" (S. 33 ), meint aber
zugleich, diese Regierung würde sich "völlig im Rahmen
der bürgerlichen Demokratie" bewegen (S. 11 unten). Das
ist seltsam genug. Aber mehr noch: "Die DKP erstrebt
diese Umgestaltung auf der Basis der im Grundgesetz
verkündigten demokratischen Prinzipien und Rechte"
(Grundsatzerklärung der DKP). Falls wir nicht annehmen
wollen, daß "die politische Herrschaft des Volkes" eine
Form der Diktatur der Bourgeoisie sein soll, (was noch
verwirrender wäre!) so ist sie eben doch ein gedach­
tes "Zwischenstadium" zwischen Diktatur der Bourgeoisie
und Diktatur des Proletariats.
Es ist aber auch klar, warum die Genossen nicht zugeben
wollen, daß sie an ein "Zwischenstadium" denken. Sie
haben ein schlechtes Gewissen, weil sie ja bei Dimitroff
gelesen haben: ". . . Die Rechtsopportunisten aber ver­
suchten, ein besonderes 'demokratisches Zwischensta-
diurn zwischen der Diktatur der Bourgeoisie und der
Diktatur des Proletariats herzustellen, um in der Arbei­

terklasse die Illusion eines friedlichen parlamentarischen
Spazierganges aus der einen Diktatur in die andere zu
wecken . . . " (Rede Dimitroffs auf dem VH. Kongress
der KOMINTERN, August 1935 ). Ja eben, und was uns
DKP/AMS als "Strategie" aufdrängen wollen, ist gerade
ein solcher "parlamentarischer Spaziergang". Das "Volk"
soll zuerst per Stimmzettel für eine "veränderte Zusam­
mensetzung des Parlaments" sorgen. Danach sorgt dann
eine "Regierung der fortschrittlichen Kräfte" für die
"Umwandlung" des Parlaments "aus einem Herrschafts­
instrument des Großkapitals in ein Organ der Volksin­
teressen" ( DKP-Grundsatzerklärung). DKP/AMS sehen
gerade über die Faktoren weg, die schon Marx und Engels
als unabdingbare Vorausstzungen für die Führung der
Arbeiterklasse in der bürgerlich-demokratischen Rev­
olution ansahen : Die bewaffnete Macht der Arbeiterklasse
(Arbeitermiliz, Rote Garden ) und die selbstständige
politische Macht der Arbeiterklasse (Sowjets, Räte).
Man mag sich einmal überlegen, was aus der bürgerlich­
demokratischen Februarrevolution in Rußland geworden
wäre ohne die bewaffnete Macht der Arbeiterklasse,
ohne eigene Machtorgane der Arbeiterklasse. Es ist
doch ganz klar, daß nicht einmal die bürgerliche Republik
sich hätte behaupten können, sondern von der Konter­
revolution erdrückt worden wäre. Erst recht hätte nicht
innerhalb weniger Monate die proletarische, sozialistische
Revolution folgen können.

erd Ee§eJs geges die "roteo” Kleinbürger
Man muß die Behauptungen der AMS über das "dauerhafte
Bündnis" der Arbeiterklasse mit den Kleinproduzenten,
über das "Überleben" der Kleinproduzenten'kls Klasse"
und ihr Hinwegreden über den Klassencharakter der
"Regierung der fortschrittlichen Kräfte" im Zusammen­
hang sehen. Man muß weiterhin beachten, daß sie über
die eigenen Machtorgane der Arbeiterklasse als Voraus­
setzung der Führung der Arbeiterklasse in der bürgerlich­
demokratischen Revolution kein Wort verlieren und statt­
dessen aus dem bürgerlichen Parlament ein "Organ der
Volksinteressen" machen wollen. Es wird dann klar, daß
es sich um die Ideologie radikalisierter Kleinbürger han­
delt, die sich den lästigen Druck der imperialistischen
(monopolistischen ) Bourgeoisie vom Hals schaffen wollen,
aber selbst natürlich'hls Klasse überleben" wollen. Weil
sie realistisch genug sind, zu merken, daß sie sich nur
mit Hilfe der Arbeiterklasse die imperialistische
Bourgeoisie vom Hals schaffen können, biedern sie sich
den Arbeitern an und hoffen, daß die Arbeiter mit ihnen
ein "dauerhaftes Bündnis" eingehen. Es ist genau, wie
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Marx und Engels nach der 48er Revolution festetellten :
“Im gegenwärtigen Augenblick, wo die demokratischen
Kleinbürger überall unterdrückt sind, predigen sie dem
Proletariat im allgemeinen Einigung und Versöhnung,
sie bieten ihm die Hand und streben nach der Herstellung
einer großen Oppositionspartei, die alle Schattierungen
in der demokratischen Partei umfaßt, das heißt sie stre­
ben danach, die Arbeiter in eine Parteiorganisation zu
verwickeln, in der die allgemein sozial-demokratischen ’
Phrasen vorherrschend sind, hinter welchen ihre beson­
deren Interessen sich verstecken, und in der die bestim­
mten Forderungen des Proletariats um des lieben Frie­
dens willen nicht vorgebracht werden dürfen. " (Ansprache
der Zentralbehörde an den Bund, März 1850 ).
Im selben Zusammenhang sprachen Marx und Engels
auch von den "republikanischen Kleinbürgern . . . , die
sich jetzt rot (!) und sozialdemokratisch nennen, weil
sie den frommen Wunsch hegen, den Druck des großen
Kapitals auf das kleine, des großen Bourgeois auf den
Kleinbürger abzuschaffen... Es versteht sich übrigens,
daß der veränderte Name dieser Partei gegenüber den
Arbeitern nicht das mindeste ändert, sondern bloß be­
weist, daß sie nun gegen die mit dem Absolutismus ver­
einigte Bourgeoisie Front machen und sich aufs Proleta­
riat stützen muß. “ 1
Für das Kleinbürgertum wäre es natürlich ideal, wenn
sie "langfristig als Klasse überleben" könnten. Ihr Pech
ist, daß die Arbeiter das nicht akzeptieren werden.
"Die Mittelstände, der kleine Industrieelle, der kleine
Kaufmann, der Handwerker, der Bauer, sie alle bekämp­
fen die Bourgeoisie, um ihre Existenz als Mittelklasse
vor dem Untergang zu sichern. Sie sind also nicht rev­
olutionär, sondern konservativ. Noch mehr, sie sind
reaktionär, denn sie suchen das Rad der Geschichte zu­
rückzudrehen. Sind sie revolutionär, so sind sie es im
Hinblick auf den ihnen bevorstehenden Übergang ins Pro­
letariat, so verteidigen sie nicht ihre gegenwärtigen,
sondern ihre zukünftigen Interessen, so verlassen sie
ihren eigenen Standpunkt, um sich auf den des Proleta­
riats zu stellen. " (Marx/Engels, Manifest der Kommu­
nistischen Partei, 1848).

ffle "YÄsfroirt" h ta Gesdädrtc
AMS stellt kategorisch fest, es könne in der BRD "nicht
Aufgabe der Kommunisten sein, den unmittelbaren Kampf
für den Sozialismus zu propagieren" (S. 34 ), sondern
erst müsse jetzt "Kurs auf die demokratische Erneuerung
(S. 34 ) und die "Regierung der fortschrittlichen Kräfte"
(S. 32) genommen werden. Diese "Strategie" erklärt AMS 

für verbindlich und begründet das mit angeblichen Be­
schlüssen des VII. Kongreß der KOMINTERN zur'Volks-
frontpolitik".
Genossen von der AMS, die Dimitroff-Rede ist doch wohl
bei Euch Pflichtlektüre? Der Genosse Dimitroff hat aus
der "Volksfront" kein Dogma gemacht - wie ihr es ge­
genwärtig tut! - sondern sagte damals unmißverständlich:
"Möglicherweise (!) wird die Einheitsfrontregierungin
einer Reihe (!) von Ländern sich als eine (!) der wichtigs­
ten Übergangsformen erweisen" und "Wir ziehen in
Betracht (!), daß eine solche Lage eintreten kann (!), wo
die Bildung der proletarischen Einheitsfront oder der
antifaschistischen Volksfront nicht nur möglich, sondern
auch im Interesse des Proletariats notwendig sein wird. "
Dimitroff war also weit davon entfernt, die "Volksfront"-
Strategie für alle kapitalistischen Länder für ver­
bindlich zu erklären.
Außerdem meinte Dimitroff: "Die endgültige Rettung
kann diese Regierung nicht bringen. Sie ist nicht imstan­
de, die Klassenherrschaft der Ausbeuter zu stürzen und
kann daher auch die Gefahr der faschistischen Konterrev­
olution nicht endgültig beseitigen. Folglich muß man sich
zur sozialistischen Revolution vorbereiten. Die Rettung
wird einzig und allein die Sowjetmacht bringen!"

Aber was machen die Genossen von der AMS daraus? Sie
meinen, diese "Regierung der fortschrittlichen Kräfte"
würde "grundlegende demokratische Umgestaltungen ge­
gen die Monopole durchsetzen", "die Einschränkung und
schließlich Überwindung der Macht der Monopole" (also
letzten Endes doch Sturz der Klassenherrschaft der
Ausbeuter? ), "die Überführung der Schlüsselindustrien
und marktbeherrschenden Unternehmen in öffentliches
Eigentum" (S. 33). Dimitroff war also der Meinung, diese
Regierung könnte nicht die Klassenherrschaft der Im­
perialisten stürzen, während AMS diese Regierung ganz
kühn als "politische Herrschaft des Volkes" bezeichnet
(S. 33 ). Genossen, ihr könnt euch nicht auf Dimitroff be­
rufen! Diesen Mist müßt ihr schon auf eure eigne Kappe
nehmen!
Gegenüber dem Versuch der DKP/AMS, den "Kurs auf
eine Regierung der fortschrittlichen Kräfte" für ver­
bindlich zu erklären - unter Berufung auf Dimitroff J-
sei an den Schluß der Dimitroff-Rede erinnert, wo er sag­
te: "Wir sind Feinde jedes Schematismus. Wir wollen die
konkrete Lage in jedem Moment und an jedem gegebenen
Ort berücksichtigen und nicht überall nach einer bestimm­
ten Schablone handeln, wir wollen nicht vergessen, daß
unter verschiedenen Bedingungen die Stellungnahme der
Kommunisten nicht die gleiche sein kann. "

Der ganze Dogmatismus der Genossen von der AMS wird 
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daran sichtbar, daß sie zwar die theoretische Konzeption
der "Volksfront" einigermaßen richtig wiedergeben (durch­
aus nicht völlig richtig, wie wir sahen! ), aber nicht den
leisesten Gedanken an die praktischen Erfahrungen ver-
schwenden.
In Frankreich legte noch vor dem VII. Kongreß der KOM­
INTERN die Parteikonferenz der PCF (23.-25. Juni 34
in Ivry) fest, Frankreich stünde "nicht vor einer Wahl
zwischen Kommunismus und Faschismus, sondern vor
der Entscheidung zwischen Faschismus und bürgerlicher
Demokratie". Einen Monat später, am 27. Juli 34, schloß
die Führung der PCF ein "Einheitsfrontabkommen"mit
den Sozialdemokraten ab. Am 30. Mai 35 wurde auf die
Initiative der Führung der PCF eine "Volksfront" ge­
bildet, an der PCF, Sozialdemokraten, Radikale Partei,
Radikalsozialistische Partei und Republikanisch - Sozial­
istische Partei beteiligt waren. Im Januar 36 stellte die
"Volksfront" ihr Programm auf: Verbot der faschistisch­
en Organisationen, politische Amnestie, Kampf gegen
die Arbeitslosigkeit, Reform der Einkommenssteuer,
Verstaatlichung der Rüstungsindustrie und staatlich Auf­
sicht über die Bank von Frankreich.

Bei den Wahlen April/Mai 36 gewann die Front Populaire
375 von 610 Mandaten, darunter die PCF 72.

Die aus diesen Wahlen zu stände gekommene "Volksfront-
Regierung" des Sozialdemokraten Leon Blum ( an der
die PCF nicht beteiligt war) führte zunächst eine Reihe
scheinbarer Zugeständnisse durch, wie Lohnerhöhungen,
Zulassung der Gewerkschaften in den Betrieben, Einführ­
ung der 40-Stunden-Woche und Verbot einiger paramili­
tärischer faschistischer Organisationen. Danach ver­
kündeten sie eine "Atempause", d. h. den Stopp weiterer
Reformen. Außerdem weigerte sich die "Volksfront" -
Regierung, der kämpfenden Spanischen Republik irgend­
eine Form von Unterstützung zu gewähren!
Im Juni 37 wurde Blum durch Chautemps vom rechten
Hügel der Radikalsozilisten" (Kleinbürgerpartei) ab­
gelöst. Nach einem nochmaligen Zwischenspiel Blums
(März 38) hob die Französische Bourgeoisie schließlich
Daladier in den Sattel, der laut Regierungserklärung dem
Volksfrontprogramm treu ergeben" war. Das bewies die

Regierung Daladiers sogleich durch die "Notverordnungen"
vom Mai 38, die dem werktätigen Volk Steuererhöhungen,
steigende Lebenshaltungkosten und die Abschaffung
der 40-Stunden-Woche bescherte.

In Spanien kam auf Initiative der Führung der Spanischen
KP an Volksfront-Abkommen" im Januar 36 zustande,
woran die KP, die Sozialistische Arbeiterpartei, zwei
republikanische Parteien, der Allgemeine Gewerkschafts­
bund und kleinere regionale Parteien beteiligt waren.

Die "Volksfront" forderte: Amnestie, Demokratisierung
der Armee, Landverteilung, Wiederherstellung der
demokratischen Freiheiten, Senkung von Steuern und
Pachtsätzen und Lohnerhöhungen. Die Wahlen vom
Februar 36 gewann die "Volksfront" mit 268 Sitzen
(Republikaner 158, Sozialisten 88 und Kommunisten 88)
gegen 205 Sitze der Rechtsparteien. Die Republikaner
bildeten die Regierung. Sie führten kleinere soziale
Verbesserungen ein und begannen eine zaghafte Agrar-
Reform, ließen aber vor allem die reaktionären Kräfte
und die faschistischen Banden ungeschoren, zum Ver­
hängnis der bürgerlich-demokratischen Republik. Am
18. Juli 36 begann der Putsch faschistischer Truppen,
der im März 39 mit dem Einmarsch der Franko-Truppen
in Madrid sein Ende fand. Die kleinbürgerliche "Volks­
front"-Regierung brachte es während des fast drei -
jährigen Bürgerkriegs nicht einmal fertig, entschlos­
sen mit den faschistischen Banden in den republikani­
schen Städten ("5. Kolonne") Schluß zu machen, die
ganz offen Sabottage betrieben und die anrückenden
faschistischen Truppen durch Militärputsche unter­
stützten.
In Chile proklammierten im Juni 1932 pro-US-Kreise
der Bourgeoisie eine "Sozialistische Republik" (!)und
gaben Erklärungen ab, in denen sie versprachen, ein
staatliches Außenhandelsmonopol (!) einzuführen und
"Chile vom Joch des internationalen und nationalen Ka­
pitals zu befreien" (gemeint war: Zu rück drän gung des
englischen zugunsten des US-Kapitals !). Diese Regier­
ung brach zwei Wochen später an ihren inneren Wider­
sprüchen auseinander. Es folgte eine Zeit verschärfter
Reaktion. Die KP CHles wurde verboten. Die Ver -
schärfung der Klassenkämpfe in Chile führte schließlich
zum Austritt der Radikalen Partei und der Demokrati­
schen Partei aus der Regierung.

Am 26. März 1936 wurde eine "Volksfront" aus Kommu­
nisten, Sozialdemokraten, Radikaler Partei und Gewerk­
schaften gebildet. Bei den Präsidentschaftwahlen 1938
erhielt der Kandidat der "Volksfront" Cerda (Radikale
Partei), die meisten Stimmen. Er versprach : 'Wieder­
herstellung der demokratischen Freiheiten, Beschrän­
kung der Macht der Monopole, Bodenreform, Verbes­
serung der Sozial- und Arbeitsgesetzgebung sowie des
BildungsSystems, Verteidigung des Friedens und Festi­
gung der Unabhängigkeit des Landes. 1941 zerbrach die
Volksfront, Ohne ihre Ziele auch nur annähernd verwirk­
licht zu haben.

ZI9

Die Erfahrungen der Arbeiterbewegung mit der "Volks­
front"-Politik sind demnach keineswegs so, daß es zu­
lässig wäre, daraus eine verbindliche "Strategie" abzu­
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leiten. Die Erfahrungen bewiesen im Grunde nur, was
schon Marx und Engels feststellten, daß nämlich ohne
selbstständige politische und militärische Macht der Ar­
beiterklasse nicht einmal bürgerlich-demokratische Um­
gestaltungen Bestand haben können. Anfänglich bei dem
radikal-reformistischen Teil des Kleinbürgertums und
der "Arbeiteraristokratie" liegend (Sozialdemokraten)
ging die Führung der1 Volksfront" schließlich an die ver­
söhnlerischen, pseudo-reformistischen Schichten des
Kleinbürgertums und der kleinen Bourgeoisie über. Das
Kleinbürgertum erwies sich als völlig unzuverlässiger
Verbündeter der Arbeiterklasse. Die Etikettierung die­
ser Koalition als "Volksfront" - wie sie auch von den
kommunistischen Parteien vorgenommen wurde - er­
wies sich als bloße Demagogie.

Die ”Zurückdrängung der
Macht der Monopole,,
Der AMS dient die unreflektierte "Volksfront’-Konzep-
tion dazu, sich möglichst unbemerkt am Imperialismus
und an der Frage der politischen Macht vorbeizumogeln.

DKP/AMS wissen natürlich recht gut : "Eine solche Re­
gierung kann noch nicht die sozialistische Umwälzung
durchführen, dazu ist die politische Herrschaft der Ar­
beiterklasse notwendig1’ (Grundsatzerklärung der DKP).
Aber : wie erobert denn die Arbeiterklasse die poli­
tische Macht ?
Lenin sagte einmal über einen der "geistigen Väter" des
Revisionismus, Kautsky : "Alle Ausflüchte, Sophismen,
betrügerischen Fälschungen braucht Kautsky gerade, um
über die gewaltsame Revolution hinwegzureden, um seine
Verleugnung'der'Revolution, seinen'Übergäiig'auf die
Seite der liberalen Arbeiterpolitik, d. h. auf die Seite der
Bourgeoisie? "zu verhüllen. Hier liegt der Hund begraben. ”
(Die proletarische Revolution und der Renegat Kautsky)

In der Tat! Natürlich ist es unter der Kapitalistenherr­
schaft, Fortbestehen des KPD-Verbots usw. nicht einfach,
die Grundsätze’des Marxismus-Leninismus auch bezüg­
lich^ der proletarischen Revolution zu propagieren? "Aber"
gerade da rauf" kömmt "es an"*!
Die Revisionisten sind so in ihre eigenen Ausflüchte und
Herumredereien verstrickt, daß sie bereits schlichtweg
dummes Zeug reden und sich selbst widersprechen.
Sie behaupten, mit ihrer "demokratischen Erneuerung"
eine "Herrschaft des Volkes" zu errichten, die indessen
"völlig im Rahmen der bürgerlichen Demokratie" blei­
ben soll. Verstehe das wer will! Die Kommunisten waren
bisher der Meinung, daß die bürgerliche Demokratie eine
Form der Herrschaft der Kapitalistenklasse, und nicht 
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der "Herrschaft des Volkes” ist.
Die Revisionisten behaupten sogar, mit ihrer seltsamen
"Herrschaft des Volkes" eine "Einschränkung und
schließlich Überwindung der Macht der Monopole" errei­
chen zu können. Wer soll das machen ? Die JUSOs
vielleicht, wenn die DKP-Führung ihnen gut zuredet?
Es ist doch offenbar, daß jeder emstzunehmende An­
griff auf die ökonomische und politische Macht der Ka­
pitalistenklasse keineswegs "im Rahmen der bürgerli­
chen Demokratie" vor sich gehen kann, sondern nur
durch entschiedene Maßnahmen zur Unterdrückung und
Niederhaltung der Kapitalisten und der reaktionären
Elemente im Staatsapparat, Bundeswehr, Polizei usw.

Die Formel von der "Zurückdrängung der Macht der
Monopole" macht klar, was sich die Revisionisten so
vorstellen. Sie machen aus dem Klassenkampf, aus
dem Kampf um die Macht im Staat ein läppisches Tau­
ziehen, dessen Spielregeln überdies von der "bürger­
lichen Demokratie", von der bürgerlichen Verfassung
bestimmt werden. Ein bißchen schubsen, ein bißchen
drängeln, schon kippen die Kapitalisten ? . . .
Wer von der "Überwindung der Macht der Monopole"
spricht, aber verschweigt, was das bedeutet,
nämlich nicht ein paar JUSO-"Reformen", sondern
tatsächlich Kampf um die Macht im Staat - wer da­
rüber wegschwätzt, handelt nach unserer Auffassung
im höchsten Maß verantwortungslos.
Revolutionäre Propaganda ist zur Zeit nicht
einfach. Aber das gibt keinem das Recht, der
Arbeiterklasse einen Weg in die Sackgasse zu
weisen - am Ende noch mit dem "schlauen" Hin­
tergedanken : "Die Arbeiter werdens dann schon
merken, daß es auf dem friedlichen Weg und mit
Reformen gar nicht geht. . " Dafür wäre
nämlich der Preis zu hoch !

Sb tetÄte Mstedta
ist teste Garast tä est
srägÄ "freuten födrg&g”
Wie wir sahen schenkten Marx und Engels der Frage
der Arbeiterklasse in der bürgerlich-demokratischen
Revolution große Aufmerksamkeit. Und Lenin schätzte
ein, ein Sieg über den Zarismus werde’feben eine Dik­
tatur sein, d. h., er wird sich unvermeidlich auf mili­
tärische Gewalt, auf die Bewaffnung der Massen, auf
den Aufstand stützen müssen, nicht aber auf diese oder
jene? auf "legalem, "friedlichem Wege" geschaffe Fin-
richtungen. " (Zwei Taktiken). Erstens könne nur so die



Reaktion nie der gehalt en werden und zweitens könne nur
so dem Verrat der zeitweiligen Verbündeten der Arbei­
terklasse ein Riegel vorgeschoben werden. In diesem
Sinne ist die bewaffnete Arbeiterklasse der beste Garant
für einen möglichen "friedlichen Übergang".
Seit Lenin gilt der Grundsatz : wir streben den unblutig­
sten Weg an, aber wir bereiten uns auf die Möglichkeit
vor, daß die Kapitalisten ihre Herrschaft mit Gewalt ver­
teidigen.
Die Genossen von der AMS hätten eine relativ gute Po­
sition, wenn sie es einfach dabei beließen, oder wenn
sie sich darauf zurückziehen würden, daß diese Frage
überhaupt nicht offen diskutiert werden kann (KPD-Ver­
bot). Sie müssen aber unbedingt ihre Eselsohren zeigen,
indem sie zusätzlich behaupten, "die Möglichkeiten für
eine friedliche Entwicklung der Revolution" seien "heute,
wo sich der Imperialismus auf Weltebene in der Defen­
sive befindet, gewachsen". Das ist offenkundig grober
Unfug. Je mehr die Imperialisten in die Defensive ge­
drängt werden, umso abenteuerlicher und imberechen­
barer werden ihre Handlungen. Das zeigen auch die tat­
sächlichen Erfahrungen : Griechenland, Indonesien, Vi­
etnam, Kambodscha, Dominikanische Republik usw. usf.
Woran liegt es wohl, daß trotz "wachsender Möglich­

keiten" kein einziges Beispiel für den'Iriedlichen Über­
gang zum Sozialismus" vorliegt, wohl aber in wachsen­
der Zahl Beispiele für die "wachsende" Brutalität der
Imperialisten ? Das liegt einfach daran, daß sich die Im­
perialisten um das "Kräfteverhältnis in der Welt" einen
Dreck scheren. Wäre es nach dem Kräfteverhältnis ge-
gangen, so hätte der deutsche Faschismus nicht die Sow­
jetunion angegriffen, und der US-Imperialismus hätte
die Finger von Südostasien gelassen. Es ist einfach blöd­
sinnig, anzunehmen, eine unter gehen de Klasse würde
sich auf Grund des Kräfteverhältnisses mit ihrem Unter­
gang abfinden. Darum hat auch die DKP Unrecht, die in
in ihrer Grundsatzerklärung der "sozialistischen und
und antimonopolistischen Volksbewegung" rät, siesolle

die Kraft erlangen, um die Reaktion an der Anwendung
von Gewalt zu hindern". Das ist Augenwischerei. Die
Imperialisten werde auf jede Veränderung des Kräfte­
verhältnisses zu ihren Ungunsten mit Gewalt antworten.
Und sebst ein ungünstiges Kräfteverhältnis wird die Im­
perialisten nicht hindern, sich auf äußerste Abenteuer
einzulassen, um ihren Untergang abzuwenden.
Gegenüber den Spekulationen auf "friedlichen Übergang
aim Sozialismus" und eine "demokratische Erneuerung
von Staat und Gesellschaft" halten es die Kommunisten
mit Lenin : Jetzt kann man nicht mehr davon sprechen,
daß man die kapitalistische Gesellschaft, die Hunderte
Milliarden Rubel für den Krieg ausgegeben hat, durch
Reformen ummodeln könne, kann man nicht davon spre­

chen, daß amn die Gesellschaft ohne eine revolutionäre
Staatsmacht, ohne Gewalt ohne riesige Erschütterungen
umgestalten könne! Wer so redet und denkt, sinkt zur
völligen Bedeutungslosigkeit herab. " (Rede in einer
Festsitzung des Moskauer Sowjets, 6. März 1920, Werke
Bd. 30, S. 417).
Fehleinschätzung in der Beurteilung der Möglichkeiten
des "friedlichen Übergangs" sind nur geeignet, die Ar­
beiterklasse in katastrophale Niederlagen hineinzutrei­
ben. So war es in Griechenland. Mitglieder der revisio­
nistischen KP Giiechenlands prahlten vor dem faschisti­
schen Staatsstreich: "Die KP Griechenlands stellte fest,
daß der Übergang zunächst zu demokratischen und dann
zu sozialistischen Umgestaltungen auf friedlichen Wege
möglich ist. Diese Politik beflügelte (? ) die demokra­
tische Bewegung, rüstete (? ) die Partei zum Kampf für
den Sturz der Karamanlis-Regierung und die Entwick­
lung des Landes auf dem Wege der Demokratisierung (? ),
entwaffnete (? ) ideologisch die reaktionären Kräfte, die
unsere Partei, unter Bezugsnahme auf den Bürgerkrieg,
verleumderisch als Unruhestifter im Lande bezeichne­
ten, förderte (9 ) wirksam (? ) den Kampf zur Wieder­
herstellung der Demokratie. " (zitiert aus dem Artikel
"Griechenland im Kampf um die Demokratie", in :
PROBLEME DES FRIEDENS UND DES SOZIALISMUS,
Prag, Januar 1966).
Der weitere Fortgang der Ereignisse ist bekannt. Das
Beispiel zeigt, wohin es führen würde, wenn wir anfangen
würden, vor den Realitäten die Augen zu verschließen, nur
damit die Kapitalisten uns nicht als "Unruhestifter" ver­
leumden können. Die Rederei vom "friedlichen Übergang"
ist nichts anderes als eine Beschönigung des Kapitalismus,
die letzten Endes zu abenteuerlichen Schlußfolgerungen und
katastrophalen Niederlagen führen muß.
Lenin sagte zu Recht : "Der Imperialismus. . . d. h. der
monopolistische Kapitalismus, der erst im 2o. Jahrhundert
seine volle Reife erlangt hat, zeichnet sich infolge seiner
grundlegenden ökonomischen Eigenschaften durch eine sehr
geringe Friedens- und "Freiheitsliebe und durch eine sehr
große, überall zu verzeichnende Entwicklung des Milita­
rismus aus. Das bei der Beurteilung, inwieweit eine
friedliche oder gewaltsame Umwälzung typisch oder"wahr­
scheinlich ist?Tnicht bemerken’rheißt, zu "einem"ganz all- ~
täglichen Lakaien der Bourgeoisie herabzusinken. n

(Die proletarische Revolution und der Renegat Kautsky)

Aufgabe der Kommunisten muß sein, unter Ausnutzung
des Spielraums der bürgerlichen Legalität bei den Arbei­
tern ein möglichst klares Bewußtsein von der Unver­
söhnlichkeit der Klassengegensätze zu schaffen. Der
"friedliche Möglichkeit" ist eine sehr geringe Möglichkeit, 



die nicht außer Acht gelassen werden darf, sondern nach
Möglichkeit zu erreichen ist - ohne aber diese Möglich­
keit zu überschätzen und sie der weiteren Strategie
zugrunde zu legen. Gegenwärtig sind die Illusionen
über'Möglichkeiten eines "friedlichen Überganges" (Wan­
del durch Veränderung usw.) ungleich größer und ge­
fährlicher bei den Arbeitern als mögliche Überschätzung
einer nichtfriedlichen Entwicklung. Daher muß gegen
diese Illusionen vor allem die politische Arbeit ge-
leistet werden.

Po&tifc der ganz kleinen Schrittefen
Die "Strategie der demokratischen Erneuerung von
Staat und Gesellschaft" entlarvt sich als Politik der ganz
kleinen SchriV.chen, als Hoffnung auf Reförmchen, die
dann in der Summe plötzlich sich zur gesellschaftlichen
"Erneuerung" addieren sollen.
Sehr klar brachte das der DKP-Vorsitzende Kurt Bach­
mann auf dem Essener Parteitag im April 69 zum Aus­
druck : ' Der Kampf um die demokratische Erneuerung
beginnt |etzt und heute im Wirken für einzelne politische
und soziale Förderungen. " Und er sagte, an welche For­
derungen er da denkt ; eine europäische Sicherheitskon­
ferenz (heute hätte er natürlich die Verträge von
Moskau und Warschau an erster Stelle genannt!), die An­
erkennung der DDR, Verbot der NPD, Aufhebung des
KPD-Verbots, Unterstützung der gewerkschaftlichen
"Mitbestimmungs"-Forderung, aktive (?) Lohn- und
Gehaltspolitik.

Was ist los mit
den Verträgen ?

Pie Revisionisten sind zu einer langfristigen, vofi
Grundsätzen ausgehenden Politik weder bereit noch
fähig \ on Augenblicks-Überlegungen geleitet, erheben
sie bald diese und bald jene "zentrale Forderung" und
versprechen, daß dann "die Arbeitsplätze gesichert"
sind, "der Frieden erhalten" bleibt, usw.So’war es

J,wM,ela,"e mi‘ der Forderunß nach Anerkennung der
dte je1*' von den Verträgen ünd’der'"sicher-’

heitskonferenz" auf den dritten Platz verdrängt wurde.
Ihre ganze "demokratische Erneuerung" entlarvt sich
als reformistische Schaumschlägerei, wenn es z.B.in
einem Flugblatt des Landesvorstandes Schleswig-
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Holstein der DKP vom 16. Januar heißt : "Frieden,_
Sicherheit und niedrige Lebenshaltungskosten, das sind
Wünsche der’Bevölkerüng*i’97f"Di e’Ve r wirklichung
dieser Wünsche hängt in erster Linie von der Ratifizie­
rung der Verträge von Moskau'und Warschau ab.
Dauerhafter Frieden in Europa ist nur über die völker-
rechtllche’Änerkennüng der DDR möglich. Die Inkraft­
setzung der Verträge bringtFrieden _un_d_Sicherheit-
dürch’gutnachbarliehe Beziehungen, bringen Rüstungs­
abbau und damit wirtschaftliches Wachstum. "
Und dieses Flugblatt wurde ausgerechnet bei einer
großen Demonstration gegen eine neofaschistische
Versammlung verteilt ! Die Verfasser des Flugblatts
scheinen die faschistische Gefahr nicht sehr ernst zu
nehmen.
Was sagen die Kommunisten zu den Verträgen9
Nach unserer Einschätzung entsprechen die Verträge
der gesamten expansiven Wirtschafts- und Außenpo­
litik des westdeutschen Imperialismus. Das Ziel der
Imperialisten ist im Wesentlichen das Gleiche wie
früher : Aufsplitterung der Front der sozialistischen
Staaten, Isolierung der DDR. Heute kommt in er­
höhtem Maß die Jagd nach neuen Absatzmärkten und
Rohstoff gebieten dazu.
Natürlich sollen die sozialistischen Länder mit den
Kapitalisten Handel treiben. Aber die DKP-Führung
sollte aufhören, sich als public relations-Büro des
sowjetischen Außenhandels zu gebärden.
Da heißt es z.B.in der DKP-Werbeschrift "Die fünf
großen Vorteile des Moskauer Vertrages" u.a. "Der
Moskauer Vertrag öffnet den Zugang zum krisen­
freien sozialistischen Weltmarkt, zu einem Ozean
des ’Äbsät ze s ,',T Für’wen" soll’ das ein" nVorteil""
sein? ’ F ür”d ie Arbeiter, belehrt uns die
DKP-Führung weiter in ihrer Werbeschrift. Denn
wenn der westdeutsche Imperialismus "Zugang zum
krisenfreien sozialistischen Weltmarkt" erhält, dann
bekommen die Kapitalisten mehr Aufträge und machen
mehr Profit. Und dann haben die Arbeiter endlich
sichere Arbeitsplätze und kriegen mehr Lohn. So
ist der Kapitalismus halt : Jeder hat eine Chance. . . .
Tatsächlich haben nun ein paar besonders stupide
Leute ein Liedchen gemacht, das die DKP sogar auf
ihren Veranstaltungen singen läßt, und da heißt es
allen Ernstes : "Sind die Verträge erst Gesetze,
sichern sie uns Arbeitsplätze. . . " So weit also
ist der Unfug mit den Verträgen schon gediehen.

Diese ganze DKP-These läuft auf eine uralte Lüge
der Kapitalisten hinaus : daß nämlich alles, was für
den Kapitalisten von Vorteil ist, auch den Arbeitern
Vorteil bringt, oder anders ausgedrückt : je voller



und reicher der Tisch der Kapitalisten gedeckt ist,
umso mehr Krümel werden auch für die Arbeiter
abfallen.
Daß diese Lüge von Leuten auf gewärmt wird, die
sich für Kommunisten halten, ist nicht ohne Witz.

Aber wie ist denn die Realität ? Kann es im Kapita­
lismus "sichere Arbeitsplätze" geben ? Kann der
Kapitalismus seinen eigenen Krisen überwinden, wenn
man ihm "Zugang zum krisenfreien sozialistischen
Weltmarkt" gewährt ? Führen steigende Profite zu
steigenden Löhnen ?
Natürlich nicht. Es gibt im Kapitalismus keine
"soziale Sicherheit", und wenn noch soviel Verträge
unterzeichnet werden und wenn die Kapitalisten noch
soviel "Zugang" in die sozialistischen Länder er­
halten. Es gibt keinen "dauerhaften Frieden", trotz
aller Verträge.
Nehmen wir das Beispiel des "Osthandels . . Die Revi­
sionisten behaupten, daß mit Hilfe des "Osthandels"
die Kapitalisten alle ihre Probleme lösen könnten -
und die Probleme der Arbeiter gleich mit.
Aber Tatsache ist, daß ein großer Teil des "Osthan­
dels" und der verschiedenen Kooperations-Verträge
zuerst einmal über langfristige Kredite, Waren-
Vorausliefenmgen o.ä. tfbgewickelt werden. Was
glaubt die DKP-Führung, wo die Kapitalisten die
Mittel für diese gesteigerten Investitionen hernehmen
werden ? Selbstverständlich werden sie aus der ver­
schärften Ausbeutung der Arbeiter, Senkung des Real-
Lohns usw. herausgezogen werden.
Weiter. Die Entwicklung der Beziehungen führt auch’
dazu, daß die Kapitalisten Teile ihrer Produktion
in sozialistische Länder verlagern, z. B. werden in
der VR Polen Waren für den westdeutschen Markt •
"in Lizenz" hergestellt (d. h. nach westdeutschen Mus­
tern. Ebenso werden in die VR Polen Rohstoffe (z. B.
für Textilien) von den westdeutschen Kapitalisten ge­
liefert, dort verarbeitet und nach Westdeutschland
geliefert. z.B. lassen AEG-Telefunken und Grundig
Plattenspieler und Tonbandgeräte in Polen produzie­
ren. Was das langfristig für die "Sicherheit des
Arbeitsplatzes" bei uns bedeutet, ist klar. Ein wei­
teres Beispiel : der Handel mit Arbeitskräften. Ei­
nige hunderttausende jugoslavische Arbeiterinnen und
Arbeiter sind bereits bei uns beschäftigt. Die west­
deutschen Imperialisten hoffen indessen, Arbeitskräf­
te auch aus anderen Ländern beziehen zu können, wie"
etwa CSSR, VR Polen u. a. Es ist zu bedenken, daß
z. B. die VR Polen mit 2oo ooo Arbeitslosen nicht nur
einen "Ozean des Absatzes" bildet, sondern auch eine
Reihe konkreter Probleme hat, von denen sich die
Kapitalisten eine reiche Ernte erhoffen.

57

Die wirtschaftliche Expansion des Imperialismus
geht stets auf Kosten der Arbeiter auch des eigenen
Landes, statt ihnen "sichere Arbeitsplätze" und
"höhere Löhne" zu bringen. Der "Osthandel" macht
da keine Ausnahme !

Wir haben das Beispiel der Verträge von Moskau und Warschau
aufgenommen, um zu zeigen, mit welchen Maßstäben von den
Revisionisten bestimmt wird, was für sie "im Mittelpunkt"
ihrer ganzen politischen Arbeit steht.
Bedenkenlos wird den Arbeitern das Blaue vom Himmel
heruntergelogen, was sie alles nach Ratifizierung der Ver­
träge von Moskau und Warschau erwarten dürfen : höhere
Löhne, sichere Arbeitsplätze, "Frieden und Entspannung"
usw. usf.

Zugunsten des Rummels um die Verträge von Moskau und
Warschau muß sorgar der immer notwendiger werdende
entschiedene Kampf gegen den Abbau unserer politischen
Rechte, gegen die faschistische Gefahr, zurücktreten.
"Der Feind steht rechts", murmeln die Revisionisten. Ja,
aber das tut er immer. Die gegenwärtige
wachsende faschistische Gefahr und Abbau der bürgerli­
chen Demokratie wird durch solche Phrasen geradezu
verharmlost.

Keiner läßt sich gern einen Reformisten oder
Revisionisten nennen, und das macht es der AMS
verteufelt schwer, in dieser Frage unbefangen zu
diskutieren. Es atimmt eben nicht, wenn die Genos­
sen in ihrem Papier schreiben : "Für die Reformi­
sten haben dagegen Reformen genau das entgegenge­
setzte Ziel" (wie für die Kommunisten), nämlich
die Aktivität der Massen zu verhindern, die Massen
durch scheinbare Zugestänckiisse zu beschwichtigen
und sie vom Klassenkampf abzuhalten. " (S. 43).
Was AMS da schreibt trifft genau auf die SPD-Spitze
zu, also waschechte und bewußte Lakaien der Kapi­
talistenklasse wie Schiller, der den Kapitalismus
laut SPIEGEL-Interview "mit Zähnen und Klauen
verteidigen" will. Dagegen haben ja die Reformisten
den "ehrlichen, guten Willen", die kapitalistische
Gesellschaft zu verändern oder sogar durch eine
sozialistische Gesellschaft zu ersetzen (bzw. durch
pervertierte Modelle eines "demokratischen Sozia­
lismus", des "jugoslawischen Modell" u.ä.). Nur
wollen sie diese Veränderungen "friedlich und demo­
kratisch" auf dem Wege von Reformen, statt durch
den revolutionären Sturz der Kapitalistenklasse!

In diesem Sinn ist auch das DKP-Schema der "de­
mokratischen Erneuerung" zutiefst reformistisch,



well es seine "Strategie" auf die Durchsetzbark  eit
von Reformen "im Rahmen der bürgerlichen Demo­
kratie" aufbaut, sogar die "Macht der Monopole"
"im Rahmen der bürgerlichen Demokratie" "zurück­
drängen" (richtiger : Zurückdrängeln !) und
"schließlich überwinden" will. Auf diese Weise soll
sich der DKP zufolge die Arbeiterklasse an die so­
zialistische Revolution anschleichen, ohne daß weder
sie selbst, noch die Kapitalisten etwas merken.

W POLEN
ftRISE DES
REVISIONISMUS

Gegen die Wirtschaftspolitik der Polnischen Vereinigten
Arbeiterpartei (PVAP) kam es zwilchen 14. und 2o. De­
zember zu machtvollen Aktionen der Arbeiterklasse in
den nord polnischen Städten Gdansk, Gdynia, Szecin und
Eblag. Die polnische Staats- und Parteiführung sahen sich
zum Rücktritt veranlaßt.

Die Ereignisse haben - wie der neue Erste Sekretär des ZK
der PVAP, Edward Gierek, erklärte - "scharfe gesellschafts­
politische Konflikte" in der VR Polen sichtbar gemacht
Worin bestehen diese Konflikte und wo liegt ihre Ursache?

Unmittelbarer Anlaß für die Aktionen der Arbeiter
waren krasse Preiserhöhungen, insbesondere eine
Erhöhung der Lebensmittelpreise um durchschnitt­
lich 19%.

Während die Industrie der VR Polen mit Riesen -
schritten voranging und die VR Polen heute an zehn-



ter Stelle unter den Industrie-Nationen der Welt
steht, vertiefte sich immer mehr die Krise der pol­
nischen Landwirtschaft. Die Ursache dafür ist vor
allem in der verfehlten Politik der Führung der PVAP
zu sehen.

“ E nt st alini s ierun g “
Begünstigt durch das nach dem Tode Stalins (März 53)
und dem XX. Parteitag der KPdSU (Februar 56) entstan­
dene Klima der politisch-ideologischen Aufweichung und 

Durch das Dekret über die bürgerlich-demokrati -
sehe Bodenreform (Verteilung adliger Güter und
Großgrundbesitz) vom 6. September 1944 wurden
über 200 ooo neue Bauernwirtschaften mit einer
Fläche von weniger als 2 ha neu geschaffen. Derar­
tig kleine Bauernwirtschaften sind heute nicht mehr '
rentabel zu bearbeiten. Der Kapitalismus "löst”
dieses Problem auf seine Art, indem er die kleinen
Bauern gnadenlos ruiniert. Dagegen bedeutet
sozialistische Landwirtschaftspolitik, daß die kommu­
nistische Partei die Bauern von der Notwendigkeit
genossenschaftlicher Zusammenschlüsse überzeugt.

In der VR Polen jedoch unterblieb nach 1945 jeder
Versuch in dieser Richtung. Während schon im De­
zember 45 die Verstaatlichung der Groß- und Mit­
telbetriebe des Bergbaus und der Energiewirtschaft,
der Eisen- und Metallhütten in Angriff genommen
wurde, war die politisch-ideologische Überzeugungs­
arbeit der Partei in der Bauernschaft äußerst
schwach. Das war einer der Gründe für die Abset­
zung des damaligen Ersten Sekretärs Gomulka und
die Ausschaltung seiner Fraktion im Dezember 1948.

Nach Ausschaltung der Gomulka-Gruppe begann die
PVAP, das landwirtschaftliche Genossenschafts­

wesen zu entwickeln.
Der Anteil des gesamten sozialistischen Sektors
(Genossenschaften P Staatsgüter) an der landwirt­
schaftlichen Nutzfläche wuchs rasch von 12% im Jahr
195o auf über 2o%. im Jahr 1956. Damit war eine
fortschrittliche und effektive Entwicklung der polni­
schen Landwirtschaft eingeleitet.
Denoch litt - begründet in den Fehlern während der
1. Gomulka-Ära - die polnische Wirtschaft immer
noch stark unter dem krass unterschiedlichen Ent­
wicklungstempo von Industrie und Landwirtschaft und
der Vernachlässigung der politisch-ideologischen Ar­
beit unter der Bauernschaft.
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des schrittweisen Zurückweichens vorm Klassenfeind
bahnte sich die Rückkehr der Gomulka-Gruppe an die
Macht an.
Ende April 56 wurden nacheinander der Minister für die
Staatsgüter, der Justi zminister, der Kulturminister,
der Außenminister, der Minister für Öffentliche Dienste
und der Bergbau-Minister abgesetzt und vor allem der
Justiz-Apparat einer umfassenden "Säuberung" unter­
zogen. Anhänger der Gomulka-Gruppe und konterrevo­
lutionäre Elemente, die sich an diese Gruppe anhängten,
drangen im gesamten öffentlichen Leben der VR Polen
vor. Im Mai 56 mußte der Stellvertretende Vorsitzende
des Ministerrats, Jakub Bermann zurück, der von der
Gomulka-Gruppe als "Stalinist" und Hauptgegner ihrer
revisionistischen Vorstellungen angesehen wurde.

Ende Juni kam es dann zu den Ereignissen von Poznan.
Zur Unterstreichung von Lohnforderungen demonstrier­
ten die Arbeiter der Lokomotivfabrik Cegielski. Bei
Zusammenstößen der Arbeiter mit Polizei und Militär
wurden 53 Menschen getötet und mehr als 3oo verletzt.

Die Ereignisse von Poznan unterschieden sich jedoch
grundsätzlich von den Aktionen der Arbeiter im Dezem­
ber 7o. Die Cegielski-Werke waren vor dem Krieg in
Polen führend im Bereich der Sozialpolitik und des ver­
gleichsweise hohen Lebensstandards ihrer Arbeiter.
Reaktionäre und nationalistische Vorstellungen waren
unter den Arbeitern von Poznan stark verbreitet.
Die Revolte der Arbeiter von Poznan war so in erster
Linie auf die Verteidigung von Privilegien gerichtet.

Der “neue Kurs“
Die Ereignisse von Poznan stärkten die revisionistische
Fraktion innerhalb der PVAP bei den scharfen innerpar-
teili chen Auseinandersetzungen.
Das 8. Plenum des ZK der PVAP im Oktober 56 brachte
Gomulka, sowie seine Parteigänger Spychalski, Kliszko
und Loga-Sowinski zurück ins ZK. Gomulka wurde
erneut Erster Sekretär der PVAP.
In seiner Rede vorm 8. Plenum verkündete Gomul­
ka : "Es ist nötig, binnen kurzem alle schlechten
Teile unseres Modells des Sozialismus durch bes­
sere Ersatzteile zu ersetzen. "

Der "neue Kurs" wirkte sich zunächst vor edlem auf
die Landwirtschaft aus. Innerhalb eines halben Jah­
res wurden über 75% der landwirtschaftlichen Genos­
senschaften aufgelöst. Der sozialistische Sektor der



Landwirtschaft, 1956noch über 2o%, betrug 1957 nur
noch 15%.
Die Folgen für die polnische Landwirtschaft im be­
sonderen wie auch für die Wirtschaft im allgemeinen
waren verheerend. Schon im November 196o stellte
die Zeitschrift "Woprosy Ekonomiki" fest : "Das über­
mäßige Zurückbleiben des sozialistischen Umbaus auf
dem Lande hinter der Umwandlung in der Stadt wirkt
sich nachteilig auf den Vorgang des sozialistischen
Aufbaus aus... Jeder Versuch, die Gründung bäuer­
licher Produktionsgenossenschaften hinauszuschieben,
... schadet der Sache des sozialistischen Aufbaus. "
Konkrete Taten in dieser Richtung unterblieben jedoch.

Gomulka mußte im November 1962 feststellen, daß die
landwirtschaftliche Produktion um 7, 8% gegenüber
1961 gesunken war. Vor allem fehlte es an Futter -
mitteln, da die pflanzliche Produktion sogar um 13%
gesunken war.
Die Wirtschaftskrise wurde noch verschärft durch die
ungünstige Struktur des polnischen Außenhandels mit
den kapitalistischen Ländern, der zu 5o% aus land -
wirtschaftlichen Produkten bestand. Während die
VR Polen Fleisch und Geflügel in die kapitalistischen
Länder exportiert, ist sie zum Import von Futtermit­
teln gezwungen, und zwar zu einem sehr ungünstigen
Preisniveau. Gomulka erklärte damals, die VR Polen
hätte durch Preissenkungen auf dem Weltmarkt in den
Jahren 1958-61 rund 45o Mio. Dollar verloren.
Auf dem 12. Plenum des ZK der PVAP Ende Februar
1963 erklärte Gomulka, die polnische Landwirtschaft
sei "das schwächste Glied der Volkswirtschaft". Es
sei an der Zeit, "die immer gefährlicher werdende
Parzellierung der landwirtschaftlichen Ländereien zum
Stillstand zu bringen". Gleichzeitig erklärte Gomulka
aber, die "Zeit für einen grundsätzlichen Umbau der
Landwirtschaft" sei "noch nicht reif".

Zunächst schaffte sich die Regierung durch Gesetz
vom 29. Juni 1963 die Grundlage zur zwangsweisen
Auflösung von Bauernwirtschaften unter 4 ha, die
damals über 5o% der Bauernwirtschaften ausmachten.
Dieses Gesetz stärkte aber langfristig nur die Kon­
zentration des privaten Bodenbesitzes und damit die
Großbauernwirtschaft. Schon 1956 waren das Erb­
recht und das Recht zum Verkauf von Grund und
Boden wieder eingeführt worden.
1966 gab die polnische Nachrichtenagentur PAP be -
kannt, durch Verkauf staatseigenen Landes an Pri-
vatbauem seien 20 ooo landwirtschaftliche Großbe -
triebe errichtet worden, darunter Hühnerfarmen,
Viehzuchtbetriebe und Gemüseanbaubetriebe.
Auch die Errichtung landwirtschaftlicher "Zirkel" 
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stärkte die Großbauern. In diesen Zirkeln, die 1966
fast 4o% der Bauern umfaßten, und die den Bauern-
Arbeitsgemeinschaften in den kapitalistischen Län -
dern ähnlich sind (also nichts mit Produktionsgenos­
senschaften zu tun haben), setzen sich langfristig die
Großbauern durch, die über mehr finanzielle Mittel
verfügen und allein in der Lage sind, auf ihren großen
Ländereien Maschinen effektiv einzusetzen.

Gegenwärtig ist die Lage so, daß rund 3, 6 Mio. pri­
vater Bauernwirtschaften - meist Familienbetriebe -
über 85% der Anbaufläche bewirtschaften (=81, 6% der
agrarischen Marktproduktion), 13, 5% sind Staatsgüter
und nur 1, 3% des Bodens gehören Genossenschaften.
Etwa die Hälfte der Anbaufläche zerfällt.in Kleinwirt­
schaften unter 7 ha.

UMFASSENDE KRISE
Die permanente Krise der polnischen Landwirtschaft
schlägt auf die gesamte polnische Wirtschaft um.
Der Zwang zum Import landwirtschaftlicher Produkte
verschlechtert die Außenhandelsbilanz der VR Polen.
Der Mangel an Futtermitteln führt zum Rückgang der
Viehhaltung und schwächt damit die Emährungsgrund-
lage der Bevölkerung. Während der private Handel
im Zunehmen ist, gibt es auch einen "Schwarzen
Markt", auf dem die Großbauern knappe Agrarprodukte
zu hohen Preisen anbieten. Die Abwanderung der
Landjugend in die Städte hat zu einer Arbeitslosigkeit
von 3oo ooo Menschen und einer Überalterung der Land­
bevölkerung geführt.
Die krassen Preiserhöhungen vom Dezember waren
der Versuch, die Krise kurzerhand auf die Arbeiter­
klasse abzuwenden, statt gemeinsam mit den Arbeitern
Wege zu ihrer Behebung zu suchen.
Derartige "Lösungsversuche" auf Kosten der arbeiten­
den Bevölkerung machen deutlich, wie weit sich die
Bürokratie der PVAP von den Massen isoliert hat.
Daher ist all ein die Führung der PVAP für die Ereig­
nisse verantwortlich, nicht aber angebliche "Emotio­
nen" der Arbeiter, wie Gierek behauptete.

Die Krise der polnischen Landwirtschaft kann nur
durch die Bodenkonzentartion, durch den Übergang
zur Großproduktion gelöst werden. Dafür gibt es
zwei Wege, nämlich den sozialistischen (Stärkung des
bäuerlichen Genossenschaftswesen) und den kapitalis­
tischen (wachsende Konzentration des Bodens bei den
Großbauern);
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Gierek sprach viel von "Ruhe und Ordnung, Arbeit und
Besonnenheit" (die jetzt den Arbeitern nötig täten),
aber überhaupt nicht von den drängenden Fragen der
polnischen Wirtschaft, vor allem der Landwirtschaft.

DER KAPITALISMUS MUß
MIT DER WURZEL
AUSGEROTTET WERDEN

Vor dem Plenum des ZK der KPdSU erklärte Stalin im
November 1928 : "Die Sowjetmacht und der sozialis­
tische Aufbau können nicht endlos, das heißt für eine
allzulange Zeitspanne, auf zwei verschiede­
nen Grundlagen basieren, auf der Grundlage der
größten und konzentriertesten sozialistischen Industrie
und auf der Grundlage der in höchstem Grade zersplit­
terten und rückständigen bäuerlichen kleinen Waren­
wirtschaft. Man muß die Landwirtschaft allmählich,
aber systematisch und beharrlich auf eine neue tech­
nische Grundlage, auf die Grundlage der Großproduk­
tion, überleiten und sie der sozialistischen Industrie
nähern. Entweder lösen wir diese Aufgabe, und dann
ist der endgültige Sieg des Sozialismus in unserem
Land gesichert, oder wir kehren uns von ihr ab,
lösen diese Aufgabe nicht , und dann kann eine Rück­
kehr zum Kapitalismus unvermeidlich werden.11
(Werke Stalins, Bd. 11, S. 225, deutsch).

Stalin zitierte dann Lenin : "Solange wir in einem
kleinbäuerlichen Lande leben, besteht für den Kapi­
talismus in Rußland eine festere ökonomische Basis
als für den Kommunismus. Das darf man nicht ver­
gessen. Jeder, der das Leben auf dem Lande auf -
merksam beobachtet und es mit dem Leben in der
Stadt vergleicht, weiß, daß wir den Kapitalismus
nicht mit den Wurzelnausgerottet und dem inneren
Feind das Fundament, den Boden nicht entzogen
haben. Dieser Feind behauptet sich dank dem Klein­
betrieb, und um ihm den Boden zu entziehen, gibt es
nur ein Mittel, : die Wirtschaft des Landes, auch die
Landwirtschaft, auf die technische Grundlage der
modernen Großproduktion zu stellen." (Werke Lenins,
Bd. 31, S. 483/84, russ.)

Die Landwirtschaftspolitik der PVAP - mit gewisser
Einschränkung der Jahre 1949-55 - hat diese von
Lenin und Stalin aufgestellten Grundsätze sträflich
vernachlässigt. Ihre Politik war die einer "friedli­
chen Koexistenz" nicht einmal mit den Kleinbauern
(die durch die Entwicklung schrittweise ruiniert
werden), sondern mit den Großbauern. Die Lösung
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der Bauernfrage wurde überhaupt nicht in Angriff
genommen.

Die katholische Kirche
In ähnlicher Weise betrieb die revisionistische
PVAP- Führung gegenüber der katholischen Kirche in
der VR Polen eine Politik der "friedlichen Koexi­
stenz".
Wenn wir Kommunisten grundsätzlich für die Reli -
gionsfreiheit eintreten und Zwang in Fragen der
Religion für schädlich halten, so ist das keineswegs
gleichbedeutend mit einem Verzicht auf atheistische
Überzeugungsarbeit.

Noch im Jahr 1961 ergab eine Umfrage des Polni -
sehen Rundfunks unter Studenten des Instituts für
Technologie : 65, 5% der befragten Studenten erklär­
ten sich für "religiös", 18, 6% waren sogar'tegel-
mäßige Kirchgänger". Als "Marxisten" bezeich­
neten sich dagegen nur 18, 4%. Ganze 3, 2% waren
"überzeugte Atheisten".
Diese Studenten gehören zu denjenigen, die einmal
wesentliche Stellen in der Staats- und Parteibüro -
kratie einnehmen werden.

Die Katholische Kirche ist in Polen seit 1945 die
Speerspitze der Konterrevolution gewesen. 1945/46
unterstützte sie die reaktionären Banden, die in ver­
schiedenen Landesteilen im Auftrag der Londoner
"Exilregierung" die Bevölkerung terrorisierten.
Die Katholische Kirche, die in der faschistischen
Ära (1926-39) die Rolle einer "Staatskirche" ge­
spielt hatte, wollte diese Macht über die Menschen
nicht aufgeben. Daher verlangte sie von den polni -
sehen Kommunisten nicht nur die Einstellung der
atheistischen Propaganda, sondern forderte sogar,
die Regierung müßte "die nicht-katholischen Sekten
bekämpfen".
Bei ihrer antisozialistischen Tätigkeit wurde die
Katholische Kirche vom Vatikan unterstützt, der
sich immer wi eder in innere Angelegenheiten der
VR Polen einzumischen versuchte. Das stärkste
Stück war dabei das sogenannte "Dekret des Heiligen
Offizium" vom 1. Juli 1949. Dieses Dekret des Vati­
kan verbot allen Katholiken, in eine Kommunistische
Partei einzutreten.

Es wurde grundsätzlich verboten, "Flugblätter heraus­
zugeben, zu verbreiten oder zu lesen (!!), die die
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Lehre oder das praktische Vorgehen der Kommunisten
verteidigen. " Katholiken, die sich nicht an diese
Vorschrift hielten, sollten aus der Kirche ausge -
schloßen werden.

Die Führung der PVAP hat auch in den Jahren 48-56
(als also die revisionistische Gomulka-Gruppe aus ge­
schaltet war) darauf verzichtet, den unverschämten
politischen Anmaßungen der katholischen Kirche klar
den Kampf anzusagen. So sieht etwa ein Gesetz vom
August 49 eine Strafe für die ‘'Verletzung religiöser
Gefühle" vor.
Der vorübergehend aus dem politischen Leben aus ge­
schaltete Kardinal Wyszynski, einer der Hauptsprecher
der antisozialistischen Kräfte, durfte im Oktober 1956
seinen Posten als Chef der Katholischen Kirche wieder
einnehmen.
Im Jahr 1961 schien sich das ZK der PVAP endlich auf­
raffen zu wollen, mit dem offiziellen "Religionsunter­
richt" an den polnischen Schulen Schluß zu machen. Die
Abschaffung des "Religionsunterricht" wurde verspro­
chen und dazu richtig festgestellt : "Der Religionsun -
terricht in der Schule führt eine erzieherisch und sozial
schädliche Trennung unter den Kindern herbei und
schafft den Boden für Fanatismus und Intoleranz. "
Indessen beschränkte sich das Gesetz vom August 61
darauf, den offiziellen "Religionsunterricht" auf zwei
Stunden in der Woche zu beschränken.
In der VR Polen ist es durchaus an der Tagesordnung,
daß die Katholische Kirche ihren Einfluß auf die Men­
schen mißbraucht, um gegen die Geburtenregelung zu
hetzen, Ehepaare öffentlich anzuschwärzen, die eine
kirchliche Trauung ablehnen und Kinder einzuschüch -
tem, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen
wollen. Diese Haltung der Katholischen Kirche ist
schon in den kapitalistischen Ländern eine Pest, aber
mit der sozialistischen Staatsmacht und Gesellschafts-
nung ist sie überhaupt auf die Dauer unvereinbar.

KRISE DES
REVISIONISMUS
VERSCHÄRFT SICH
Die polnischen Revisionisten verfahren jetzt nach der
Devise, den Brunnen zuzudecken, nachdem das
Kind hineingefallen ist.
Ein paar Figuren, die sich vor der polnischen Arbei­
terklasse endgültig unmöglich gemacht hatten, sind 
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aus der Staats- und Parteiführung verschwunden.
Nachgerückt sihd Leute, die von der bürgerlichen
'Presse als "Pragmatiker", "Manager" und "Flügel
der flexiblen, dynamischen Technokraten" bezeichnet
werden. ; Das bedeutet, daß die Kapitalisten in der
neuen Staats- und Parteiführung der VR Polen im
Grunde ihresgleichen sehen.
Bürgerliche Zeitungen schrieben, in der VR Polen
handele es sich um eine "systemimmanente Mißwirt­
schaft". Die Bürgerlichen wollen uns einreden, Ver­
hältnisse wie in der VR Polen seien "typisch für den
Sozialismus".

Das ist eine genaue Umkehrung des tatsächlichen Sach­
verhalts. 85% des bewirtschafteten Bodens in Privat­
besitz sind keine "sozialistische Mißwirtschaft", son­
dern ein Erbe des Kapitalismus, auf dessen Beseitigung
die Führung der PVAP verzichtet hat.

Die gegenwärtigen Schwierigkeiten beruhen in erster
Linie darauf, daß die Führung der PVAP in wesent -
liehen Fragen vom sozialistischen Weg abgegangen
ist und den anti Sozialist! sch en Kräften gegenüber eine
"Politik der friedlichen Koexistenz" betreibt. Dazu
kommt, daß die Kapitalisten nichts unterlassen haben,
um durch ein ungünstiges Preisniveau im Handel mit
der VR Polen die Wirtschaft zusätzlich zu schaden.
Es ist allerdings schmerzlich, daß in der VR Polen
die Entfremdung zwischen Partei und Arbeiterklasse
einen solchen Punkt erreicht hat, daß es zu den pro­
vozierenden Preiserhöhungen und den anschließenden
Aktionen der Arbeiter kam. Diese Vorgänge gehen
aber eindeutig zu Lasten der revisionistischen Füh­
rung der PVAP, und nicht der Arbeiterklasse .

Diese Vorgänge machen die umfassende und tief -
gehende Krise des Revisionismus deutlich, die durch
das Hervortreten der "Manager"-Fraktion um
Gierek nicht gelöst, sondern verschärft worden ist.

Die neue Partei- und Staatsführung der VR Polen
haben auf die Fragen der polnischen Arbeiterklasse
bisher keine Antwort geben können.
Die Arbeiter von Gdansk und Szcecin haben Dele -
gationen nach Warschau geschickt. Sie fordern, daß
die Führung der PVAP den jetzt einzuschlagenden
Weg ehrlich mit der Arbeiterklasse diskutiert. Es
kam im Januar zu neuen Streiks. Was die Arbeiter
wollen, ist nicht mehr Macht für ihre Direktoren,
sondern eine Verbesserung ihrer Lebenslage. Was
das angeht, sind die Arbeiter mit Recht skeptisch.



Kapitalisten
wittern Morgenluft

Die westdeutschen Imperialisten sehen den Moment
gekommen, unter Ausnutzung der wirtschaftlichen
und innenpolitische! Krise in der VR Polen lang
gehegte Wünsche zu verwirklichen. Sie möchten
in der VR Polen Betriebe mit westdeutscher Betei -
ligung errichten, um die polnischen Arbeiter un­
mittelbar ausbeuten zu können.
Bisher läuft dieses Geschäft auf der Basis von
"Lizenz"-Verträgen : in der VR Polen werden
”in Lizenz" auf westdeutschen Maschinen Waren her­
gestellt, die dann nach Westdeutschland "exportiert"
werden. So bezieht z. B. AEG-Telefunken
Plattenspieler aus Lodz, Grundig Tonbandgeräte aus
Warschau - während sie in ihren westdeutschen Be­
trieben Arbeiter auf Kurzarbeit setzen lassen.
Kauf-und Versandhäuser "exportieren" Stoffe in die
VR Polen, die dort zu Anzügen und Kleidern verar­
beitet und dann zurück "importiert" werden.

Das langt den Kapitalisten aber noch nicht. Sie
wollen eigene Betriebe in der VR Polen, aus
denen sie nach Belieben Profit abziehen können, oder
zumindest Beteiligungen.
Krupps Manager Berthold Beitz verkündet groß -
sprecherisch : "Wir müssen jetzt die Nägel für
die nächsten Jahre einschlagen. " Das sind
"Nägel", die ins Fleisch des polnischen Volkes
"eingeschlagen" werden.
Die westdeutschen Kapitalisten wollen die VR Polen
verstärkt wie ein "Entwicklungsland" behandeln.
Schon jetzt besteht 71% ihres Exports in die
VR Polen aus industriellen Fertigprodukten und
technischen Konsumgütem, während der Import
aus der VR Polen zu 7o, 6 % aus Nahrungsmitteln
besteht.
In diesem Zusammenhang muß es gesehen werden,
wenn Barzel als erster westdeutscher Politiker zu
Gesprächen mit der neuen Führung in die VR Polen
gefahren ist.
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Dar Roman umfaßt ainan kurzen Zeitraum gegen
Ende der „Stolypinschen Reaktion“, dieser schwer­
sten und finstersten Zeit für das russische Prole­
tariat, die auf die Revolution von 1905 folgte. Wie
immer in Zeiten, in denen die Arbeiterklasse den
härtesten Schlägen der Reaktion ausgesetzt ist,
machen sich auch in ihren Reihen Tendenzen der
Resignation und der Schwankungen geltend, für die
besonders die bürgerlichen und kleinbürgerlichen
Elemente anfällig sind, die sich in Zeiten das Auf­
schwungs auf die Seite der Arbeiterklasse gestellt
haben. Der Kampf gegen die Liquidatoren und
Menschewiki, der Wiederaufbau des weitgehend
zerschlagenen Parteiapparates unter den schwie­
rigsten Bedingungen der Illegalität, das Wieder­
gewinnen der revolutionären Arbeiter durch die
Bolschewik!, all das — und daher auch dar Titel:
.Als die Nacht verging“ — wird in diesem Roman
eindringlich dargestellt Wir geben diesen Roman
sowohl wegen seines hohen politischen Niveaus
heraus, als auch um der Lehren willen, dia aus ihm
für die zukünftige Arbeit gezogen werden können.



CHILE :
ANMERKUNGEN
ZUR POLITIK
DER KP CHILES

Wir beschäftigen uns im folgenden mit einigen Besonderheiten
der Politik der KP Chiles, um damit einen Beitrag auch zur
Diskussion der "Strategie der demokratischen Erneuerung von
Staat und Gesellschaft" zu leisten.

Der XIV'. Parteitag der KP Chiles erklärte, es
sei in Chile "die wichtigste patriotische Aufga­
be, der Herrschaft des Imperialismus und der
wirtschaftlichen und politischen Macht der Mono­
pole und Grundbesitzer ein Ende zu machen. "
Und : "In Chile gibt es heute keine revolutio­
närere Aufgabe, als den Kampf gegen den Impe­
rialismus und di e Beseitigung der Macht der mo­
nopolistischen und gutsherrlichen Oligarchie".

Demnach steht in Chile nicht der Kampf um die
Erringung der politischen Macht durch die Arbeiter­
klasse, der Kampf für den Sozialismus auf der
Tagesordnung, sondern eine "Volksmacht" und
"grundlegende Umgestaltungen".
In diesem Sinn erklärte der Generalsekretär der
KP Chiles, Luis Corvalan, auf der sogenannten
"Moskauer Beratung der kommunistischen und
Arbeiterparteien" im Juni 1969 •

"Die Hauptrichtung unserer Politik besteht
darin, alle demokratischen und antiimperialisti­
schen Kräfte zu vereinen, um eine Volksreglerung
zu bilden, die fähig ist, die revolutionären Um­
gestaltungen zu verwirklichen, die auf der Tages­
ordnung stehen und deren Endziel der Sozialismus
ist." Und auf dem XIV. Parteitag der KP Chiles
hieß es : "Die aktuelle und unaufschiebba re poli­
tische Aufgabe im gegenwärtigen Zeitpunkt, die 
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sich aus dem Charakter des sozialen Prozesses in
Chile selbst ergibt, ist die Vereinigung aller Kräfte,
die Passivität ablehnen und revolutionäre Verände­
rungen anstreben. ” "Alle Kräfte, die ihren
Beitrag zum Kampf gegen Imperialismus und Oli­
garchie zu leisten imstande sind", sollten "ihren
Platz im Rahmen der Volkseinheit" einnehmen.

Luis Corvalan, Generalsekretär der KP Chiles,
hat diese Auffassungen zusammenfassend dargestellt
in dem Artikel "Das Bündnis der revolutionären antiim­
perialistischen Kräfte in Lateinamerika" (in : Pro­
bleme des Friedens und des Sozialismus, Juli 1967).
Er behauptet da, "die Triebkräfte der Revolution in
Lateinamerika" seien : die Arbeiterklasse, die Bauern­
schaft, die Studentenschaft, die "Mittelschichten"und
"einige Gruppen der nationalen Bourgeoisie".
Corvalan gesteht immerhin zu, daß es zwischen diesen
Klassen und Schichten noch einige Widersprüche gibt,
meint aber : "Jeder Versuch der Kommunisten, ihren
Standpunkt den übrigen Formationen der antiimperialis­
tischen Kräften auf zu zwingen", würde nur die "Aktions­
einheit" gefährden. Deswegen sollten "Aufgaben in den
Vordergrund gerückt werden, die einen und nicht
trennen, d.h. konkrete Aufgaben, deren Lösung von
allen als notwendig empfunden wird. " Das würde
den Kampf der chilenischen Arbeiterklasse auf Re­
formen einengen, die auch von "breiten Schichten der
Geschäftsleute und Industriellen, die sich immer
breiter in den sozialen Kampf einreihen"
(Corvalan) für "notwendig empfunden" werden.
Das ist die Methode des hinterherkriechens hin­
ter den kompromißlerischten, rückständigsten
Teilen der "antiimperialistischen Kräfte".
Das erinnert an die Auseinandersetzungen Lenins
mit den Menschewiki, die darüber jammerten,
die Arbeiter dürften keine allzu weitgehenden
Forderungen aufstellen, "weil sonst die Bour­
geoisie abschwenken könnte". So auch Corvalan,
wenn er befürchtet, die besonderen Forderungen
der Arbeiterklasse (die eben ihrer Natur nach
nicht so sind, daß auch Geschäftsleute und In­
dustrielle sie "für notwendig empfinden"!) wür­
den "die Verbreiterung des Kampfes gegen den
gemeinsamen Feind" in Frage stellen.

Corvalan seufzt dann tief und wirft den chileni­
schen Kapitalisten einen flehenden Blick zu :
"Unser sehnlichster Wunsch ist, daß alle Re­
volutionäre, alle Antiimperialisten, alle Volks­
bewegungen in Lateinamerika zu einer einheit­
lichen revolutionären Denkweise gelangen".



Die Kommunisten dürften nicht "versuchen,
künstlich eine Denkweise vom gleichen Typ
durchzusetzen", denn das würde "zur Entste­
hung neuer, ganz überflüssiger Meinungsver­
schiedenheiten" führen.
Vielmehr kommt es laut Corvalan darauf an,
mit den Kapitalisten "gemeinsame Aktionen zur
Lösung gemeinsamer Aufgaben zu entfalten, das
uns Einende zu suchen und alles Trennende aus
dem Wege zu räumen oder in den Hintergrund
zu drängen". Was hier mit aller Gewalt "in
den Hintergrund gedrängt" werden soll, ist der
Klassenkampf zwischen Arbeitern und Kapita­
listen.
In einem Land wie Chile, wo in der Tat die
sozialistische Revolution noch ncht unmittelbar
auf der Tagesordnung steht, werden die Arbei­
ter in dieser oder jener Frage auch gelegentlich
mit Teilen der Bourgeoisie gemeinsam aktiv
werden können. Niemals aber kann bei allen
"Antiimperialisten" (wozu ja auch "Mittelschich­
ten" und "einige Gruppen der nationalen Bour­
geoisie" gerechnet werden) eine "einheitliche
revolutionäre Denkweise" erreicht werden. Erst
recht nicht durch Verzicht auf offene Austragung
der Klassengegensätze und Beschränkung der
Arbeiter auf das auch für Geschäftsleute und
Industrielle akzeptable Maß.

In der Resolution des XIV. Parteitags der
KP Chiles wird offen der pluralistische Mei­
nungsbrei propagiert : "Wir streben die Schaf­
fung eines dauerhaften Bündnisses an... Wir
denken an eine um die Arbeiterklasse zusam­
mengeschlossene Einheit des Volkes und sind
zugleich der Meinung, daß auch andere Klassen
der Gesellschaft und die fortschrittlichen Schich­
ten der Bevölkerung und deren politische Orga­
nisationen ihren Teil an Verantwortung auf
sich nehmen müssen. Wir treten dafür ein,
daß jede linke (? ) Partei und Gruppierung ihren
Beitrag zu den gemeinsamen und einheitlichen
Anstrengungen leisten soll, von ihren eigenen
ideologischen Positionen ausgehend, daß sie
dabei ihr eigenes Gesicht wahren und mit ihren
Ideen und eigenen Ansichten nutzbringend mit­
wirken. Dies würde helfen, Faktoren zu besei­
tigen, die zu einer Isolierung führen könnten. "

Aber mehr noch : die Resolution fordert "gegensei­
tige Loyalität" zwischen den "antiimperialistischen
Klassen und Schichten" der "Volkseinheit" und 
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die "Ablehnung von Fraktionen innerhalb der Volks­
einheit"
Die "Volkseinheit" umfaßt aber mit Arbeiterklasse,
Landproletariat und Kleinbauern einerseits - "brei­
ten Schichten der Geschäftsleute und Industriellen"
andererseits, eindeutig antagonistische Klassen.
Was bedeutet denn unter diesem Gesichtspunkt die
"Ablehnung von Fraktionen innerhalb der Volksein­
heit" ? Sie bedeutet Verzicht auf den Klassenkampf.
Wie kann man zwischen antagonistischen Klassen
"gegenseitige Loyalität" und "dauerhaftes Bündnis"
proklammieren?

Beschränkung der Reformen auf das, was auch von
den "antiimperialistischen" Geschäftsleuten und
Industriellen "als notwendig empfunden" wird,
Predigt der Klassenharmonie und Klass en "loyalität"
und des "dauerhaften Bündnis" zwischen Arbeitern
und Kapitalisten - das ist der "chilenische Weg zum
Sozialismus" !
Corvalan meint, "daß die Politik des Imperialismus...
auch unter einem beträchtlichen Teil der nichtmono­
polistischen Bourgeoisie Empörung auslöst".
Ganz recht, die Kapitalisten sind "empört", aber
gleichzeitig beuten sie die chilenischen Arbeiter
aus. Sie sind ja gerade deswegen so "empört", weil
sie sich nicht mit dem Imperialismus in die Ausbeu­
tung"! h r e r" Arbeiter teilen wollen. Und ge­
nauso "empört" sind die Kapitalisten über den Kampf
der Arbeiterklasse gegen diese Ausbeutung.
Es ist völlig absurd, auf der "Empörung" der Kapi­
talisten eine Strategie aufbauen zu wollen. Es ist
gut, wenn die Arbeiterklasse es versteht, die "Em­
pörung" der Kapitalisten über den Imperialismus,
Feudalismus usw. , die Gegensätze zwischen na­
tionalem und int ernationalem Kapital für ihren ei­
genen Befreiungskampf auszunutzen. Aber es ist
ganz schlecht, wenn Corvalan aus dieser "Empörung"
folgert : "In einem solchen historischen Augenblick
wird das Problem des zeitweiligen Charakters der
Bündnisse des Proletariats und der Kommunisten mit
anderen Kräften, wenn man das so sagen darf,
auf neue Art und Weise gestellt. "
Corvalan meint, die Arbeiter dürften die "antiim­
perialistischen" Kapitalisten nicht "in einer bestimm­
ten Etappe ausnutzen und in der nächsten ausbooten",
sondern müßten "auf unbegrenzte Zeit mit ihnen zu-.
s amm ena rb eiten11.

Die Geschichte zeigt ja gerade, daß die Arbeiter "in
einer bestimmten Etappe" (nämlich in der bürgerlich­
demokratischen Revolution) mit Teilen der Bourgeoi-



sie und den Kleinproduzenten gegen den gemeinsamen
Feind gehen, sie aber "in der nächsten" (nämlich
in der sozialistischen Revolution) "ausbooten" müs­
sen.
Die Arbeiterklasse kann schliesslich nicht kapitalis­
tische Ausbeutung und kleine Warenproduktion "auf
unbegrenzte Zeit" mit sich herumschleppen, wie die
ungelöste Bauem-Frage in der VR Polen.

Als Lenin die Bedingungen der bürgerlich-demokra­
tischen Revolution in Rußland analysierte, kam er zur
Schlußfolgerung : "Ein Sozialdemokrat darf den un
unvermeidlichen Kl assenkampf des Proletariats für
den Sozialismus gegen die Bourgeoisie und die Klein­
bourgeoisie, mögen sie auch noch so demokratisch
und republikanisch sein, nie und nimmer vergessen..
Daraus folgt, daß unser ’ vereint schlagen' mit der
Bourgeoisie zeitweiligen Charakter trägt , daß
wir die Pflicht haben, ' auf den Verbündeten wie
auf den Feind ' scharf aufzupassen usw. ”
(Zwei Taktiken der Sozialdemokratie in der de­
mokratischen Revolution)

Corvalan aber meint, diese Frage "auf neue Art
und Weise" stellen zu dürfen. Warum? Wegen
der "Empörung" der Kapitalisten 1 Die KP Chiles
hat schon Recht, wenn sie sich in der Resolution
des XIV. Parteitags mit wohltuender Bescheiden­
heit "ideologischen Reichtum" und "schöpferischen
Geist" bescheinigt.
Corvalan hat es sich darüber hinaus nicht nehmen
lassen, eine spezielle "Theorie der gemeinsamen
Führung" aufzustellen. In dem erwähnten Arti­
kel schreibt er : "Nur auf der Grundlage eines
Bündnisses der Sozialisten und Kommunisten kann
das chilenische Volk die politische Macht erringen.
Weder die Kommunisten noch die Sozialisten
können allein Anspruch auf die Führung der Ge­
schicke des Landes erheben. " Die führende
Rolle der Arbeiterklasse und ihrer Kommunisti­
schen Partei wird von Corvalan kurzerhand vom
Tisch gewischt : "ihre Tätigkeit zur Führung des
Proletariats und des ganzen Volkes leistet" die
KP Chiles "in Zusammenarbeit mit der Sozialis­
tischen Partei". "Wir nennen das gemeinsame
Führung, die unter den Bedingungen Chiles die
konkrete Form darstellt, in der die Kommunisti­
sche Partei ihrer Rolle als Avantgarde gerecht
wird. " Diese Argumentation ist geradezu
artistisch.
Damit aber noch nicht benug, fordert Corvalan,
daß "in den meisten lateinamerikanischen Län— 
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dem"-eine "gemeinsame Führung des Befreiungs­
kampfes eines jeden Volkes durch die revolutio­
nären Kräfte erfolgen muß, die sich gewisser­
maßen in die Funktion der Vorhut teilen. 11 Dabei
muß die Arbeiterklasse noch froh sein, überhaupt
an der Vorhut "beteiligt" zu werden, denn laut
Corvalan hat das Kleinbürgertum "weitgehende
Möglichkeiten, als revolutionäre Kraft zu wirken
und in den Ländern, wo das Proletariat zahlen -
mäßig oder politisch relativ schwach ist, sogar die
führende Rolle zu spielen".

Die Arbeiterklasse und ihre Verbündeten - das
Landproletariat und die Kleinbauern, haben die
Kandidatur AUendes unterstützt.
Sie erwarten > daß die Regierung Allende den For­
derungen der Volksmassen mehr Rechnung tragen
muß als das unter Frei der Fall war.

In Chile sind schon zweimal - 1936/41 und nach dem 2. Welt-
Krieg - die Erwartungen enttäuscht worden, die von der
Arbeiterklasse und ihren Verbündeten auf die Bildung soge­
nannter "Volksfront"-Regierungen gesetzt wurden.
Die Arbeiterklasse kann sich in der bürgerlich-demokrati­
schen Revolution nur behaupten, wenn sie sich eigene po­
litische und militärische Machtorgane schafft. In dieser
Richtung ist bisher wenig geschehen. Stattdessen heißt es
in der Resolution des XIV. Parteitags der KP Chiles : "Wir
Kommunisten sind nicht einseitig ia unseren Ansichten über
die Armee." und : "..eine künftige Volksregierung
(die Resolution stammt aus der Zeit vor der Wahl Allendes)
müßte dafür Sorge tragen, daß eine moderne, patriotische
echte Volksdoktrin der nationalen Verteidigung realisiert
wird, als unverrückbare Stärkung aller Waffengattungen und
des nationalen Charakters der Armee".

Die Erwartungen des Volkes sind von zwei Seiten her be­
droht. Erstens ist das Programm der Volkseinheit von
vornherein begrenzt, denn es sieht vor : "im Privatbe­
sitz bleiben jene Betriebe der Industri e, des Bergbaus,
der Landwirtschaft und der Dienstleistungen, die die
Mehrheit der chilenischen Betriebe bilden.. . Die Gesamt­
planung der Volkswirtschaft verbürgt den Gewinn der Pri­
vatbetriebe, denen der Staat finanziell und technisch hilft. "
Zweitens aber verstärkt sich der Druck der herrschenden
Klassen Chiles, die getreu der Ideologie vom "demokra­
tischen Weg" Chiles überhaupt nicht unterdrückt werden und
die starke Stellungen in der Armee haben.



Die DKP auf dem Weg des
Reformismus

und 'Ökonomismus
Die modernen Ökonomisten sagen, daß'Vnter den Bedin­
gungen des {staatsmonopolistischen Kapitalismus die
Dialektik von politischem und ökonomischem Kampf
neu durchdacht und neu bestimmt” werden muß, weil sich
angeblich ein ‘'neues Verhältnis von politischem und
ökonomischen Kampf” ergeben hat.
Die alten Ökonomisten um 1900 erkannten der Form nach
immerhin einen Unterschied zwischen politischem und
ökonomischen Kampf und auch die grundsätzliche Not­
wendigkeit des politischen Kampfes an. Die Ökonomisten
sahen indessen im ökonomischen Kampf “das weitest an-
wenbare Mittel der politischen Agitation", und man
müsse daher “dem eigentlichen ökonomischen Kampf
politischen Charakter verleihen", der ökonomische
Kampf müsse dem politischen Kampf "vorangehen“usw.
Die modernen Ökonomisten dagegen slnd’schon einen

Schritt weiter, denn sie behaupten, daß der ökonomische
Kampf “eigentlich immer schon der politische Kampf"
ist, weil “jederökonomische Kampf die Frage des politi-
schenKampfes stellt" und ähnliche Dinge. Das alles
macht angeblich der staatsmonopolostische Kapitalis­
mus, .d. h. die Entwicklung des Kapitalismus zum Impe­
rialismus möglich (die Lenin noch nicht analysiert hat­
te, als er 1901/02 "Was tun? " schrieb, worin er sich
mit dem Ökonomismus auseinandersetzt).
Auf einer "wissenschaftlichen Tagung" der DKP zu
Gewerkschaftsfragen im Dezember 1968 in Frankfurt
(vgl. das Taschenbuch “Marx und die Gewerkschaften
heute", Frankfurt 1969) erklärte ein Herr Petschik aus
Nürnberg u. a., daß "heute im System des staatsmono­
polistischen Kapitalismus die sozialen Kämpfe objektiv
politische Bedeutung erhalten", weil " mit dem ökonomi­
schen und sozialen Klassenkampf für die Verteidigung
und Verbesserung seiner Lage der Arbeiter an die po­
litischen und ideologischen Kämpfe herangeführt wircf ..
Der-ökonomische fclässenfiämpf"führt" den’Ärßefter"
an die Erkenntnis heran, daß seine Lage.. grundsätz­
lich nur dann verbessert werden kann, wenn das System
der kapitalistischen Lohnsklaverei beseitigt wird.. "
Der ökonomische Kampf - so erklärt Herr Petschik -
"stimuliert auch den politischen und ideologischen
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Klassenkampf". Herr Petschik sprach dann noch über
"die politische Brisanz der ökonomischen Kämpfe".
Leute "wie Herr Pet’schik gehen über"die alten Ökonomi­
sten weit hinaus, die immernin noch die Notwendigkeit
anerkannten, dem "eigentlichen ökonomischen Kampf
politischen Charakter zu verleihen", denn für ihn hat
der ökonomische Kampf schon ganz von selbst "poli­
tische Brisanz" und "führt" im Selbstlauf die Arbeiter
an das revolutionäre Bewußtsein "heran".
Die Ökonomisten sagen, daß der staatsmonopolistische
Kapitalismus durch wachsende und zunehmende Eingrif­
fe des Staates in die gesamte Wirtschaft gekennzeich­
net wird. Daher konfrontiert nach Meinung der Ökono­
misten jeder ökonomische Kampf der Arbeiter diese
auch gleich mit der politischen Macht der Kapitalisten­
klasse, denn hinter dem einzelnen Kapitalisten wird
der kapitalistische Staat in seiner Gesamtheit immer
deutlicher. Daher wachsen nach Auffassung der Ökono­
misten die ökonomischen Kämpfe halbwegs automatisch
in politische Kämpfe hinüber.
Die Ökonomisten sagen weiter, daß "jeder ökonomische
Kampf die Frage des politischen Kampfes stellt", weil
nämlich jeder ökonomische Kampf auch politische Fra­
gestellungen aufwirft, z.B. durch die enge Verknüpfung
der Gewerkschaften mit der gegenwärtigen Regierung.
Nehmen wir ein Beispiel: Der Kampf der Arbeiter um

höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen (ein öko­
nomischer Kampf) stößt nicht nur auf den Widerstand
einzelner Kapitalisten oder Kapitalistenverbände, son­
dern auf die "Lohnleitlinien" des Bundeswirtschaftsmi­
nisteriums, d. h. auf die politische Macht des Staates.
Dieser Kampf wird noch dadurch kompliziert, daß die
die Gewerkschaftsführung durch zahlreiche Ketten mit
der gegenwärtigen Regierung verbunden ist. Der ökono­
mische Kampf der Arbeiter für höheren Lohn und besse­
re Arbeitsbedingungen ist insofern auch politischer
Kampf gegen die politische Macht des kapitalistischen
Staates, gegen den die Arbeiter ihre Forderungen
durchsetzen müssen.
Bedeutet das aber, daß deshalb "unter den Bedingungen
des staatsmonopolistischen Kapitalismus die Dialektik
von politischem und ökonomischen Kampf neu durchdacht
und neu bestimmt"werden muß, weil der ökonomische
Kampf die Arbeiter an den politischen Kamp^'heran-
führt", oder weil der ökonomische Kampf "eigentlich
immer schon der politische Kampf" is t bzw. "objek­
tiv politische Bedeutung'hat ?
Es zeigt sich genau das Gegenteil von dem, was die
Ökonomisten behaupten. Da die ökonomischen Kämpfe
immer komplizierter werden und in der Tat immer
mehr politische Fragen aufwerfen, wird die politische
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Agitation und Propaganda nicht etwa überflüssig (als
eine Sache, die jom ökonomischen Kampf im Selbst­
lauf erledigt wird), sondern gewinnt immer mehr an
Bedeutung. Aus dieser Entwicklung läßt sich keinesfalls
das blinde Nachtrotten hinter der spontanen Arbeiter­
bewegung unter Verzicht auf ”weitergehende politische
Losungen" (DKP) zu rechtfertigen; vielmehr erfordert
er genau das Gegenteil, also ein immer stärkeres Hinein­
tragen politischen Bewußtseins in die Arbeiterklasse.

Der spontane ökonomische Kampf der Arbeiter führt •
allerdings zu ihrer Konfrontation mit der politischen
Macht des kapitalistischen Staates, der sich diesem
Kampf durch Lohnleitlinien, Verschlechterung des BVG,
Steuererhöhungen usw. entgegenstellt. Daraus entsteht
aber durchaus nicht automatisch das politische Bewußt­
sein von der Notwendigkeit der Beseitigung des Kapitalis­
mus. Der kapitalistische Staat tri t der Arbeiterklasse
nicht abstrakt entgegen, sondern konkret in Gestalt sei­
ner Minister, bestimmter Regierungsparteien, unter
Umständen in Gestalt gewisser Gewerkschaftsführer.
Allein der spontane ökonomische Kampf der Arbeiter­
klasse führt also nicht zum revolutionären Bewußtsein,
sondern lediglich zur Unzufriedenheit mit dieser oder
jenen Partei, die schließlich von der Regierung abge­
löst wird durch die Oppositionspartei usw. Daher han-,
dein die Super-"Linken" sehr kurzsichtig, die auf die
Manäver der Kapitalistenklasse eingehend den "Haupt­
stoß gegen die SPD" führen wollen. Nichts kann den
Kapitalisten lieber sein, als wenn durch derartige The­
sen vom revolutionären Kampf gegen die Kapitalisten­
klasse und ihren Staat ab g el enkt wird. Die bürger­
lichen Parteien sind nichts als die austauschbare äuße­
re Hülle des kapitalistischen Staates, und die Ablösung
der SPD-FDP-Regierung durch die CDU/CSU wird be­
reits von den Kapitalisten vorbereitet.
Auch die ökonomischen Kämpfe der Arbeiterklasse er­
fordern erhöhte politische Anstrengungen der Kom­
munisten," “der Arbeiterklasse ein umfassendes Be­
wußtsein ihrer gesellschaftlichen Lage zu vermitteln.
Darüber hinaus gewinnt die Entfaltung politischer Kämp­
fe an Bedeutung, die als Kampf gegen den kapitalistischen
Staat (und nicht primär gegen dessen äußere Hülle) be­
wußt gemacht werden müssen: Kampf gegen die zuneh­
mende faschistische Gefahr und den Abbau demokratiT
scher Rechte, Kampf für eine demokratische Betriebs­
verfassung, Kampf gegen das KPD-Verbot und die Ver­
suche einer ülegalfsierung anitkapitalistischer Organi-
stionen u. a. Eine revolutionäre Propaganda muß ent­
faltet werde, die - nicht durch Phrasen oder dümm­
liche Vereinfachungen, sondern durch Verbindung
des wissenschaftlichen Sozialismus mit der konkreten, 

sinnlichen Erfahrungswelt der Arbeiterklasse - bei
einer wachsenden Zahl von Arbeitern ein Bewußtsein
der Unversöhnlichkeit der Klassengegensätze und der
Notwendigkeit der revolutionären Beseitigung des Kapi­

talismus schafft.
Im Gegensatz dazu tritt die DKP-Führung immer wieder
demagogisch gegen eine "Politisierung von außen"
auf und befürwortet das Hinterdreintrotten hinter dem
spontanen ökonomischen Kampf der Arbeiterklasse,
der ja angeblich ganz automatisch die Arbeiter an die
Revolution "heranführt". Während der September­
streiks 1969 rühmte sich die DKP-Führung gar ihres
Verzichts auf "weitergehende politische Losungen",
und verließ sich anscheinend auf die urwüchsig gegebe­
ne "politische Brisanz" der ökonomischen Kämpfe.
Den Arbeitern wurde von der DKP-Führung unterscho­
ben, sie wären "zum politischen Kampf nicht bereit
gewesen. " Selbst wenn es so gewesen wä re, so wäre
das nicht ein Grund gegen, sondern doch gerade
für das Hineintragen politischen Bewußtseins in die
Kämpfe. Es stimmt aber nicht einmal. Die DKP-Füh­
rung kann sich wohl nicht erklären, warum die Arbei­
ter während der Streiks BILD-Zeitungen verbrannten,
Stellschilder der NPD zertrümmerten und in Kiel eine
Wahlvesammlung des CSU-FüLrers Strauß sprengten.
Wenn das kein politischer Kampf war - was dann?
Der Hinweis auf das angeblich fehlende Bewußtsein
der Arbeiter soll nur die politische Unfähigkeit und
das bornierte Sektierertum der DKP-Führung selbst
bemänteln, (vgl. auch die Fernhaltung der DKP-Füh­
rung von der Hamburger Mai-Demonstration, wo ebenr-
falls "fehlendes Bewußtsein" der Arbeiter als Begrün­

dung herhalten mußte!)
Lenin begründete in "Was tun?" aus der Notwendigkeit
allseitigen politischen Kampfes bestimmte organisato­
rische Notwendigkeiten für die Revolutionäre, das
Modell einer konspirativen Organisation des bewußte­

sten Teils der Arbeiterklasse.
Sehen wir nun, welche organisatorischen Konsequen-
die modernen Ökonomisten aus ihrer Abkehr von Le­

nin ziehen!
In seinem Artikel "Ein Schritt vorwärts, zwei Schritte
zurück" (Mail904) setzte sich Lenin (ausgehend von der
Diskussion auf dem 2. Parteitag der SDAPR, Juli/Aug.
1903) mit den organisatorischen Vorstellungen der Op­
portunisten auseinander, die am liebsten "jeden strei­
kenden Arbeiter" in die revolutionäre Partei aufneh­
men wollten. Lenin bezeichnete diese Haltung als Ver-
wec hslung von Partei und Klasse, die zwangsläufig
dahinführt, die revolutionäre Partei als organisierten
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Vortrupp der Arbeiterklasse zu liquidieren.

Heute gehen die Revisionisten der DKP-Führung aber
noch einen Schritt weiter und wollen nicht nur "jeden
streikenden Arbeiter", sondern überhaupt?'jeden den­
kenden Arbeiter" zum Parteimitglied machen, wie aus
Anzeigen in ihren Betriebszeitungen hervor geht ("Der
denkende Arbeiter gehört in eine Arbeiterpartei").
Damit einher geht die revisionistische Praxis, neue
Mitglieder um jeden Preis anzuwerben , massenhaft
neue Mitglieder aufzunehmen, ohne diese ausreichend
zu schulen und schließlich sogar ihren Zeitungen ge­
druckte Antragsformulare ("Ich möchte Mitglied der
DKP werden") beizulegen. Derartige Praktiken sind
mit der Rolle der kommunistischen Partei als bewußter
und organisierter Vortrupp der Arbeiterklasse unver­
einbar.
Derselbe revisionistische Geist kommt jm'Statut der
DKP zum Ausdruck. Das alte Statut der KPD (vom
März 1951) legte fest : "Mitglied der Kommunist­
ischen Partei Deutschlands zu sein, ist eine große
Ehre und Verpflichtung. Mitglied ... kann sein,
wer die Ziele und das Statut der Partei anerkennt,
sich den Beschlüssen der Partei unterordnet, aktiv
in einer ihrer .Organisationen arbeitet und regelmäßig
Beiträge entrichtet. " Der entsprechende Passus
im Statut der DKP (vom April 1969) lautet dagegen :
"Mitgleid kann sein, wer das 16. Lebensjahr voll­
endet hat, die Grundsätze und Ziele der Partei, ihr
ihr Statut anerkennt und regelmäßig seine Beiträge
entrichtet. " Fortgefallen sind also gegenüber dpm .
Statut der KPD-Statut der Hinweis auf die große Ver­
pflichtung, die sich aus der Parteimifgliedschaft"er-
giebt, der Hinweis auf die Unterordnung unter "die
Beschlüsse der Partei und die aktive Mitarbeit in ihr.
So wird ein kommunistisches Statut dem herrschen­
den revisionistischen Spießertum angepaßt! So wird
die Kommunistische Partei auf das Niveau der spon­
tanen, "allgemeinen" Arbeiterbewegung herunter­
gedrückt.

Fortfallen mußte natürlich auch der gesamte Artikel
31 des alten Statuts : "Als Mitglieder und Kandidaten
des Parteivorstandes können nur Mitglieder gewählt
werden, die ideologisch und politisch stark sind
und große Erfahrung im Kampf um die Verwirklich­
ung der Parteilinie besitzen. " Durch die Beseitigung
dieser äußerst wichtigen Vorschrift wird auch statuten­
mäßig der Weg frei für die Herrschaft der Revisio­
nisten und Opportunisten über die DKP.

Artikel 51 bis 58 legt die Aufgaben der Grund ein-
heiten der Partei fest nämlich u.a. : die Durch­
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führung einer systematischen marxistisch - lenin­
istischen Schulung der Mitglieder" (54, b) und die
"politische Erziehung" neuer Mitglieder (54, c).
Auch diese Bestimmungen finden sich nicht mehr im
DKP-Statut, obwohl die abenteuerliche "Aufnahme­
politik" der Revisionisten eine politische Er­
ziehung und Schulung der neuen Mitglieder doppelt
notwendig machen würde.

Die Revisionisten wollen und brauchen eine Partei,
die an ihre Mitglieder kaum größere Anforderungen
stellt als eine beliebige andere bürgerliche Partei;
eine Partei, die möglichst "breit" und "allgemein
zugänglich" - für die bürgerliche Ideologie! - sein
soll.

Wir waren bisher der Meinung, kommunistische
Parteien müßten nach dem leninistischen Prinzip
des demokratischen Zentralismus aufgebaut sein.

Es heißt daher auch im Statut der KPD, Artikel 15 :
" Der Organisationsaufbau der Partei beruht

auf dem Prinzip des demokratischen Zentralismus."

. Im neuen Statut aber wird über die DKP gesagt :
"Sie ist nach demokratischen Prinzipien auf­

gebaut. "
Welcher Demokratie, der bürgerlichen, der prole­
tarischen oder der freischwebenden "Demokratie als
solche" ? Offenbar nach der bürgerli­
chen, denn die Revisionisten haben auch den Arti­
kel 19 des KPD-Statuts unter den Tisch fallen las­
sen, der alle Partei-Organisationen verpflichtete,
"Kritik und Selbstkritik zu entfalten", weil diese
"untrennbare Bestandteile der innerparteilichen De­
mokratie" sind.

Nicht nur das leninistische Prinzip des demokrati­
schen Zentralismus, sondern der Leninismus
überhaupt, sind für die Revisionisten uner­
träglich und finden sich daher nicht im DKP-Statut. . .

Statt als marxistisch-leninistisch (wie im KPD-Statut
und heute z.B. noch im SED-Statut!) bezeichnet sich
die DKP schlichtweg als "marxistisch". Die Worte
"Marxismus-Leninismus" des KPD-Statuts wurden
ersetzt durch die Worte "wissenschaftlicher Sozialis­
mus".
Als Marx und Engels die Grundlagen des wissenschaft­
lichen Sozialismus legten, hatte der Kapitalismus noch
nicht sein höchstes Stadium erreicht, war der Kapita -
lismus noch nicht zum Imperialismus herangereift.



Der Leninismus ist die Weiterentwicklung der Theorie
von Marx und Engels in der Periode des entwickelten
Imperialismus und der sich entfaltenden proletari -
sehen Revolution.
Der Leninismus entstand im unversöhnlichen Kampf
mit dem Opportunismus der II. Internationale, dessen
Bekämpfung notwendige Bedingung für den erfolgrei -
chen Kampf gegen den Kapitalismus war und ist.

Mit ihrer Distanzierung vom Leninismus hoffen die Re­
visionisten anscheinend, sich bei den bürgerlichen
Salon-"Marxisten" anbiedem zu können und den Ge -
ruch des "Dogmatismus" bei den Liberalen loswerden
zu können.
Gleichzeitig entspricht es den natürlichen Interessen
der Revisionisten, den Mitgliedern der DKP und SDAJ
möglichst vorzuenthalten, daß und wie Lenin den Mar­
xismus unter den Bedingungen des entwickelten Impe­
rialismus, der sich entfaltenden proletarischen Revo­
lution und im ständigen Kampf mit dem Opportunismus
aller Schattierungen weiter entwickelt hat.
Daher auch, daß die Revisionisten die Genossen davor
zu "schützen" versuchen, Lenin im Wortlaut zu lesen,
und stattdessen Broschüren-Reihen herausgeben, die
einen zu rechtgefilterten "Lenin" nach den Vorstellun­
gen der Revisionisten vermitteln sollen.

Folgerichtig versteht sich die DKP laut Statut nur noch
als "eine politische Organisation der Arbeiterklasse", .
während es im alten Statut der KPD hieß :

"Die Kommunistische Partei Deutschlands ist
die Partei der Arbeiterklasse, ihr bewußter und orga­
nisierter Vortrupp, die höchste Form ihrer Klassenor-
ganisatiön. "
Der Sinn der neuen Formulierung im DKP-Statut ist
klar. Hier wird - wie in den übrigen Veränderungen
gegenüber dem KPD-Statut - ganz bewußt die Rolle der
revolutionären Partei der Arbeiterklasse auf ein spieß­
bürgerliches Maß herabgedrückt, und somit die Partei
als revolutionärer und organisierter Vortrupp der Ar­
beiterklasse liquidiert.
Die Revisionisten kommen damit den Bedürfnissen der
Kapitalistenklasse entgegen und erkaufen sich dafür
eine höchst zweifelhafte "Legalität", deren Grenzen
vom aufrechterhaltenen KPD-Verbot gesteckt sind.

Revolution und Reform
Bei der Eröffnung des Essener Parteitags der DKP
( 12. April 69) erklärte Herbert Mies : "Unsere
Kampfprogrammatik ist auf die demokratische Erneu­

erung von Staat und Gesellschaft gerichtet."
Der ganze Parteitag war von vornherein unter das
Motto gestellt worden : "Einig handeln im Kampf für
demokratische Erneuerung von Staat und Gesellschaft. "

Eine nicht geringe Zahl der Delegierten des Partei­
tags erkannte richtig, daß es die kapitalistische Ge -
Seilschaft und der kapitalistische Staat sind, die hier
"erneuert" werden sollen, statt durch revolutionären
Kampf beseitigt.
Dem Parteitag lag ein Antrag vor (Antrag Nr. 7 zur
Grundsatzerklärung der DKP), die Worte "Demokrati­
sche Erneuerung durchweg durch die Worte "demokra­
tische Umgestaltung" zu ersetzen. Die Revisionisten
würgten die Diskussion über diesen Antrag ab, unter
dem Vorwand, "daß der Parteitag zeitlich begrenzt
ist, da wir eine Kundgebung angesetzt haben" und "uns
die Zeit flöten geht". In Wahrheit war die Entschei­
dung längst gefallen, da lange vor dem Parteitag von
der revisionistischen Führung die "demokratische
Erneuerung" schon in die Öffentlichkeit getragen wor­

den war.
Daß die Revisionisten heute eine Parole wie "Erneu­
erung von Staat und Gesellschaft" in den Vordergrund
stellen, ist in Zusammenhang zu sehen mit ihrer
grundsätzlichen Einstellung zur Dialektik von Reform

und Revolution.Zur Erläuterung dieses Zusammenhangs ist es leider
notwendig, etwas ausführlicher aus dem Buch zu zitie­
ren "Die westdeutschen Gewerkschaften und das staats­
monopolistische Herrschaftssystem 1945-1966", Ber-
lin/DDR, 1968. Es heißt da(Ss. 142/43) : "Reformisten,
die sich bislang mit wirtschaftlichen Teilerfolgen be­
gnügten, geraten durch die Angriffe der Monopolher­
ren und der mit ihnen verbundenen Staatsmacht auf
alle demokratischen Rechte der Arbeiterorganisatio­
nen. . . immer mehr in Widerspruch zum Gesamtsys­
tem des Imperialismus. Sie werden zu einem Hinder­
nis für die totalitären Bestrebungen des Monopolkapi­
tals. . . Somit entsteht die Möglichkeit, daß von der
Position des Reformismus aus demokratische Alter­
nativlösungen formuliert werden, die dem Klassen­
kampf gegen das imperialistische Herrschaftssystem
immer größeren Spielraum verschaffen.. .. Die Dia­
lektik der geschichtlichen Entwicklung hat somit ei­
nen bestimmten Teil der reformistischen Kräfte, die
einst mit ihrer Politik die hemmende, reaktionäre
Linie in der Arbeiterbewegung verkörperten, zu Ver­
tretern einer kämpferischen, antimilitaristischen und
demokratischen Richtung werden lassen."Und an an­
derer Stelle desselben Buches (Ss. 21/22) : "Unter
den heutigen objektiven Bedingungen des staatsmono- 
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polistischcn Kapitalismus bildet sieh ein neues V er­
hältnis zwischen Revolution unjl,Reform heraus? 7? Bei
gnindiei’enden ’de’inöki'ätischen Reformen wird die
Grenze zwischen Reform und Revolution immer flie­
ßender. "
Wichtig daran sind : Möglichkeit reformistischer "Al-
tern^tivlösungen", "neues Verhältnis zwischen Reform
und Revolution", Verfließen der Grenze zwischen Re­
form und Revolution.

Seit es den Imperialismus gibt, gibt es auch die An­
griffe der Imperialisten auf die erkämpften Rechte
der Arbeiterklasse und auf ihre Organisationen. Sind
die Reformisten aber durch diese Angriffe "immer
mehr inWiderspruch zum Gesamtsystem des Imperia­
lismus" geraten ? Im Gegenteil. Die Integration, die
Eingliederung des Reformismus in die kapitalistische
Gesellschaft hat ganz offensichtlich zu genommen.
Trat etwa der ADGB in den 20er Jahren noch mit aus­
gesprochen "antikapitalistischer" Ideologie auf (sozia­
listische Revolution, Diktatur des Proletariats u. a.),
so bekennt sich heute derDGB unmißverständlich zum
Kapitalismus.

Lenin schrieb über den Reformismus : "Die Fragen,
ob eine Änderung der Grundlagen des Imperialismus
durch Reformen möglich sei, ob man vorwärts gehen
solle, zur weiteren Verschärfung und Vertiefung der
durch ihn erzeugten Widersprüche, oder rückwärts, zu
deren Abstumpfung, das sind die Kernfragen der Kritik
des Imperialismus. Da zu den politischen Besonderhei­
ten des Imperialismus die Reaktion auf der ganzen Li­
nie sowie die Verstärkung der nationalen Unterdrük-
kung in Verbindung mit dem Druck der Finanzoligar­
chie und mit der Beseitigung der freien Konkurrenz
gehören, so tritt mit Befinn des 20. Jahrhunderts in
fast allen imperialistischen Ländern eine kleinbürger­
lich-demokratische Opposition gegen den Imperialis­
mus auf. n (Lenin, Der Imperialismus als höchstes Sta­
dium des Kapitalismus). Lenin kritisiert dann den Feh­
ler der Revisonisten (Kautsky&Co.), sich mit dieser
kleinbürgerlichen Oppostion nicht nur nicht grundsätz­
lich auseinanderzusetzen, sondern "sich im Gegenteil
praktisch mit ihr vereinigt" zu haben.

Lenin schildert also die äußeren Bedingungen des Re­
formismus ähnlich wie die Revisionisten (Reaktion auf
der ganzen Linie, Druck der Finanzoligarchie) - kommt
aber zu genau entgegengesetzten Schlußfolgerungen.
Erwarten die Revisionisten von den Reformisten "de­
mokratischen Altemativlösungen" und sehen bereits
"die Grenze zwischen Reform und Revolution immer
fließender", so sagte andererseits Lenin, "daß der

Kampf gegen den Imperialismus ein hohle, verlogene
Phrase ist, wenn er nicht unlöslich verknüpft ist mit
dem Kampf gegen den Opportunismus."

Sollen wir den Super-"Linken" folgen, und jede Zusam­
menarbeit mit Reformisten ablehnen, "um unseren
Standpunkt nicht zu verwässern" ? - Natürlich nicht !
Zusammenarbeit mit Reformisten - wo immer es dem
Kampf der Arbeiterklasse nützt - setzt aber grundsätz­
liche Klarheit und Klarstellung über den unversönli-
chen Gegensatz von Reformismus und Marxismus-
Leninismus voraus. Die Revisionisten aber verwischen
den Unterschied zwischai dem Reformismus und dem
revolutionären Marxismus-Leninismus, indem sie von
Hinüber"flleßen" des einen in den anderen schwärmen
und bodenlose Illusionen über die Möglichkeiten des
Reformismus zu "Alternativlösungen" verbreiten.
Wenden sich Kommunisten gegen den Kampf um Re­
formen im Rahmen des bestehendes Systems, soweit
diese der Arbeiterklasse dienen ? Ebenfalls nein ! Im
Unterschied zu den Revisionisten ordnen sie aber den
Kampf um Reformen dem sozialistischen Hauptziel un­
ter, während die Revisionisten die Reformen zum Selbst­
zweck erklären. Der Kampf für Reformen noch auf dem
Boden des Kapitalismus, für politische und ökonomi­
sche Erleichterungen und Verbesserungen ist nützlich,
weil er die Ausgangsbasis der Arbeiterklasse für ih­
ren Kampf gegen die Kapitalistenklasse zu stärken ver­
mag. Niemals aber dürfen wir die Illusion zulassen,
uns auf diesem Weg an der Frage der politischen Macht
vorbeimogeln zu können. Demokratische Reformen kön­
nen die Revolution unter Umständen erleichtern, aber

niemals ersetzen.



25 JAHRE
SED

Am 21. April 1946 vollzogen die beiden deutschen Arbei­
terparteien in der damaligen Sowjetischen Besatzungszone
Deutschlands die Gründung der SED. In den westlichen
Besatzungszonen konnte die Vereinigung der deutschen
Arbeiterparteien von den Kapitalisten und der anti-kommu­
nistischen SPD-Führung unter Kurt Schuhmacher verhin­
dert werden.

Durch die Vereinigung von KPD und SPD entstand die
stärkste Arbeiterpartei, die es bis dahin in der Geschichte
Deutschlands gegeben hatte: die SED vereinte zum Zeit­
punkt ihrer Gründung 1.33o. ooo Arbeiter und andere
Werktätige in ihren Reihen. Die höchste Mitgliederzahl
vor 1933 war bei der SPD 953 ooo und bei der KPD
35o ooo.

Die Gründung der SED stand noch unter dem Eindruck und
den Erfahrungen, die die deutsche Arbeiterklasse und da­
rüber hinaus die Völker ganz Europas mit dem deutschen
Faschismus gemacht hatten. Vor 1933 hatte die Spaltung
der deutschen Arbeiterklasse durch die Politik der SPD-
Führung das Zustandekommen einer starken Einheitsfront



der Arbeiterklasse hintertrieben, die in der Lage gewesen
wäre, die Kapitalistenklasse an der Errichtung ihrer fa­
schistischen piktatur zu hindern. Aus der mangelnden
Einheit der Arbeiterklasse bei der Bekämpfung der faschi­
stischen Bedrohung leiteten die Führungen von KPD und
SPD in der damaligen SBZ den Schluß her, daß die Ver­
einigung nicht länger aufgeschoben werden dürfe.

Mit der Vereinigung von KPD und SPD zur SED war
zwar die organisatorische und politische, aber noch
nicht die ideologische Einheit hergestellt worden.
Wichtige theoretische und ideologische Fragen wa­
ren zum Zeitpunkt des Vereinigungsparteitages noch
unentschieden geblieben. (Weg zum Sozialismus,
Erfahrungen der deutschen Arbeiterbewegung, Rolle
der Sowjetunion u. a.). Daraus ergaben sich natur­
gemäß eine Reihe von Problemen und Widersprüchen.

In den darauffolgenden Jahren stand die antifaschis­
tisch-demokratische Umwälzung auf der Tagesord­
nung. Um die Gefahr des Faschismus ein für alle ä
mal zu bannen, war es notwendig, der Kapitalisten­
klasse die Staatsmacht zu entreißen und die wich­
tigsten Produktionsmittel in Staatseigentum zu über­
führen. Dagegen wurde in den westlichen Besät
zungszonen die Herrschaft der Kapitalisten nicht an­
getastet. Vielmehr betrieben die westdeutschen
Kapitalisten im Verein mit den westlichen Besat­
zungsmächten die Spaltung Deutschlands, die mit
der Gründung der BRD im Jahre 1949 und mit der
Eingliederung der BRD in die NATO ihren Abschluß
fand.

Aufbau unter
schwierigsten

Bedingungen
Durch diese von den Imperialisten geschaffene
Situation war die Gründung der DDR und die Ent­
wicklung einer selbstständigen Wirtschaft erfor­
derlich geworden, was die DDR vor besonders
schwierige Aufgaben stellte, da eine eigene
Grundstoffbasls sowie eine Schwerindustrie fast 
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völlig fehlten. Von der Vorkriegsproduktion
Deutschlands entfielen bei Roheisen nur 1, 3%,
bei Steinkohle nur 2% und bei Stahl etwa 7% auf
das Gebiet der DDR.
So waren in der DDR nach 1949 zugleich mehre­
re wichtige Aufgaben in Angriff zu nehmen. Der
Wiederaufbau der vom Krieg zerstörten Städte
und der Wirtschaft, die Schaffung einer selbst­
ständigen Schwerindustrie, die Zahlung von Re- . , *
parationen für die vom deutschen Imperialismus
verursachten Verwüstungen vor allem in der
Sowjetunion und Polen, sowie die Errichtung der
Grundlagen für den Aufbau des Sozialismus in
der DDR.
195o waren mit Abschluß des ersten Zweijahres­
planes in der DDR die schwerwiegendsten Kriegs­
schäden in der'Wirtschaft notdürftig beseitigt,
sodaß daran gedacht werden konnte, den Aufbau des Sozia­
lismus auf die Tagesordnung zu setzen.

Im Jahre 195o betrug der Anteil der sozialistischen Wirt­
schaft am gesellschaftlichen Gesamtprodukt 61, 8 %, der
Anteil der verstaatlichten Betriebe an der industriellen
Bruttoproduktion 76, 5 % sowie der Anteil des verstaatlich­
ten Handels 47, 3 %. (Statist. Jahrbuch der DDR)

Bis Ende 1961 besserte sich die wirtschaftliche Lage der
DDR nicht in dem erforderlichen Maße. Die Steigerung der
Arbeitsproduktivität blieb weit hinter den Erwartungen zu­
rück und die Abwerbung von qualifizierten Arbeitskräften
durch die Kapitalisten der BRD fügte der DDR erheblichen
Schaden zu. "Wir haben. . .bis zum 13. August (1961)
bedeutende ökonomische Verluste erlitten. Durch Abwer­
bung und organisierte Republikflucht haben wir Verluste im
Umfang von mindestens 3o Milliarden Mark erlitten. Das
entspricht etwa der Summe, die wir in den vergangenen zehn
Jahren hätten investieren müssen, um eine hochmoderne, neu
ausgerüstete, leistungsfähige Industrie zu besitzen.. .
(W. Ulbricht, Zum neuen ökonomischen System der Planung
und Leitung, Berlin/DDR 1966, S. 17)

Die Folgen der Abwerbung und des imperialistischen Wirt­
schaftskrieges trafen die gesamte DDR-Wirtschaft
schwer : "Es verlangsamte sich das Entwicklungstempo
der Arbeitsproduktivität und der Akkumulation, während
andererseits die Durchschnittslöhne schneller stiegen als
geplant. .. " (um der Abwerbung entgegenzuwirken!)”.. Dadurch
verringerte sich das Wachstumstempo wichtiger Zweige der
Grundstoffindustrie und verzögerte sich die Lösung anderer
Schwerpunktaufgaben der Wirtschaft, was sich unweigerlich
auf die weitere Erhöhung des Lebensstandards auswirken
mußte. ” (Stefan Doernberg, Kurze Geschichte der DDR,
Berlin/DDR 1969)
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Hinzu kam, daß das Jahr 1961 eine Mißernte brachte, was
eine "äußerst angespannte Futterlage" zur Folge hatte.
"Hieraus ergaben sich Schwierigkeiten in der Fleischversor­
gung der Bevölkerung."

Primat der PcDätik!
Lenin betonte stets, daß die Politik gegenüber der Wirtschaft
das Primat (Vorrangstellung) hat. Das bezeichnete
Lenin überhaupt als das "ABC des Marxismus".
In der DDR wurde diese Auffassung Lenins auf den Kopf ge­
stellt und ein angebliches Primat der Wirtschaft propagiert.
Tendenzen’däzü'hat’te’es schon’im’rn er’ge geben. " In Stefan
Doembergs "Kurze Geschichte der DDR" heißt es über
die Zeit 1946-48 bereits : "Immer stärker entfaltete
sich in Ostdeutschland der neue Inhalt der Arbeiterbe­
wegung : die Mobilisierung der Massen zur planmä­
ßigen Mehrung der Produktivkräfte im Interesse des
Volkes, die Vervollkommnung der neuen Produktions­
verhältnisse..." (S. 133)

In der Krise 196o/61 wurde die revisionistische These
vom Primat der Wirtschaft noch weiter getrieben. Mit
Bezug "auf" Nov"ember~f96o/61 schreibt Doemberg : "Das
Zentralkomitee der SED forderte alle Parteiorganisatio­
nen auf, sich vor allem auf die Lösung der ökonomischen
Aufgaben zu konzentrieren und’däbei die Durchsetzung
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts zur Er­
höhung der Arbeitsproduktivität als das wichtigste Anlie­
gen zu betrachten.,T (S. 471) Und einige Selten weiter
noch schlimmer : "Die Wirtschaft ist die wichtigste
Sphäre des Aufbaus des Sozialismus. In? Kampf zwischen
Sozialismus und Imperialismus ist demnach - auf deut­
schem Boden wie im Weltmaßstab - die Wirtschaft das
Hauptfeld der Auseinandersetzung der"zwerGeseil"-
schäftssystem e.~*T '(s”495)

Die revisionistische, anti-leninistische These vom
Primat der Wirtschaft hat in der ökonomischen Aus -
gangsSituation und Entwicklung der DDR ihre materi­
elle Basis. Die DDR mußte den Aufbau des Sozia - .
lismus unter schwierigsten wirtschaftlichen Bedingungen
in Angriff nehmen, sodaß im Bewußtsein auch vieler
ehrlicher Staats- und Parteifunktionäre die Politik hin­
ter die Lösung der brennenden wirtschaftlichen Proble­
me zurücktrat.
Die These vom Primat der Wirtschaft umgeht aber die
Kernfrage, für wen produziert wird, für wel- 
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ehe gesellschaftliche Entwicklung. In Wahrheit hat die
Politik immer das Primat, unabhängig von den
Erklärungen und Absichten einzelner Leute. Wenn also
nicht die proletarische Politik das Primat
hat, so hat die bürgerliche Politik den Vor -
rang. Das angebliche "Primat der Wirtschaft" be­
deutet "eben in Wahrheit Primat der bürgerli­
ch e”n " Poli tik.

Aus Mißtrauen gegenüber den politischen Meinun­
gen und Gefühlen der Volksmassen erklärten die Revisio­
nisten die "materielle Interessiertheit" der Menschen .
für die entscheidende Triebkraft der Produktion.
Die~These vom "Primat der Wirtschaft" leugnet den dia­
lektischen Zusammenhang von Produktivkräften und Pro­
duktionsverhältnissen. Wenn behauptet wird : "Die Wirt­
schaft ist die wichtigste Sphäre des Aufbaus des Sozialis­
mus", so wird konsequenterweise die Steigerung der
Produktion um jeden Preis (Förderung des bürgerlichen
Egoismus, '"Prestige "-Denken, Akkord-System u.a.)
zum Hauptziel. Aber der Sozialismus, die so­
zialistischen Produktionsverhältnisse - das sind nicht
nur und nicht einmal in erster Linie die verstaatlichte
Produktivkräfte. Er erfordert vielmehr einen besonde­
ren politischen, juristischen, kulturellen u.a. Über­
bau. Es ist gerade dieser Überbau, was den
entscheidenden Unterschied zwischen Sozialismus und
Kapitalismus ausmacht.
Auch auf dem XXIV. Parteitag der KPdSU vor einigen ’
Wochen war wieder davon die Rede, daß in der Sowjet­
union "die materiell-technische Basis für die kommu-
nistische Gesellschaft" geschaffen wird. Das ist er­
staunlich genug, wenn man bedenkt, daß sich in der
Sowjetunion die Lohnunterschiede immer mehr ver -
grössem, daß die Privilegien und der Lebensstil der
Führungsschicht immer unerträglicher werden, daß
über eine "Verschlechterung der Arbeitsmoral" und
"Zunahme der Trunksucht" offiziell geklagt wird usw.
In dem,was die Revisionisten die "materiell-technische
Basis für die kommunistische Gesellschaft" nennen,
sind ihnen die Kapitalisten weit voraus, wie auch im
sogenannten "wissenschaftlich-technischen Fort­
schritt". Ein Wettlauf auf diesem Gebiet kann
im Grunde nur so aussehen, wie unter Chruscht­
schow, der einmal in der Woche versprach, "demnächst
die USA zu Überholen".
Die Revisionisten sehen nicht, daß sie im "Wettbewerb"
mit den Kapitalisten entweder der revolutionären Initia­
tive der Massen Raum geben müssen (was sie nicht wol­
len und als revisionistische Bürokraten auch nicht kön­
nen) oder aber letzten Endes völlig zu den Ausbeutungs­
methoden, Akkord-System, Entlohnungs-System usw. der 



kapitalistischen Gesellschaft, zur Autonomie der Be­
triebsführungen usw. übergehen müssen.
Auch wirtschaftliche Schwierigkeiten - die in einer sozia­
listischen "Gesellschaft natürlich möglich sind - erfor­
dern, daß alle Anstrengungen auf die politische Seite kon­
zentriert werden. z.B. Die der DDR durch den west­
deutschen Imperialismus zugefügten Schäden und die damit
verbundenen Probleme (Abwerbung, niedrige Arbeitspro­
duktivität u. a.) waren im Grunde polit ischer Art
(falsche Vorstellungen bei DDR-Bürgern über die kapita­
listische Gesellschaft der BRD, Entfremdung zwischen
SED und Volksmassen, falsche Einstellung zum sozialis­
tischen Staat usw.). Entsprechend hätten diese Probleme
vor allem politisch angegangen werden müssen,
statt durch Anwendung des ''Prinzips der materiellen In­
teressiertheit", (das allenfalls vorübergehend eine Hilfe­
rolle hätte spielen dürfen!) -------
Die chinesischen Genossen haben dieses Verhältnis so
zum Ausdruck gebracht : ,

Wenn wir den Klassenkamnf
vergessen, die Revolution nicht machen und nur einseitig
von der Produktion von Material, der Herstellung von
Material und der eifrigen Beschäftigung mit der Mechani­
sierung in Anspruch genommen werden, werden unsere
sozialistischen Unternehmen zu kapitalistischen entarten,
wird die politische Macht ihre Farbe ändern, und alle Er­
rungenschaften des wirtschaftlichen Aufbaus werden der
Bourgeoisie in die Hände fallen und zur Unterdrückung
und Ausbeutung der breiten Massen der Werktätigen bv
nützt werden. Daher ist es notwendig, zuerst die Re r-
lutionierung durchzuführen und die Revolutionierung die
Mechanisierung leiten zu lassen.,T (Der Weg' der sozi ••
Hstischen Industrialisierung"Ciiinäs, PEKING RUND­
SCHAU, Nr. 43/ 1969)

In der Volksrepublik China wird ständig daran gearbeitet,
die sozialistische Wirtschaft nicht nur "schneller, besser
und ökonomischer" als die kapitalistische aufzubauen,
sondern auch sozialistische Verhaltensweisen und Über­
bau-Strukturen zu entwickeln.
Vom marxistischen Standpunkt aus entspricht diese Zac’-
setzung der Erkenntnis der historischen Notwendigkeit,
daß die Produktivkräfte sich ohne radikale Veränderung
sowohl der Eigentumsverhältnisse als auch der gesam­
ten Produktionsweise und Überbaustrukturen der C.eseiJ ■
schäft entweder überhaupt nicht oder nur in widerspnb h
licher Form weiterentwickeln können (d.h. indem si-. KV­
nehmend sowohl auf materieller Ebene alsauch im Be­
reich des Menschlichen selbst destruktive Kräfte herver­
bringt. )
Die sozialistische Produktionsweise kann sich nur dann .
behaupten, kann nur dann Fortschritte machen, wenn
sich die "Überbaustrukturen" in Form von sozialistischen

Einstellungen, Verhaltensweisen und gesellschaftlichen
Vorstellungen herausbilden. Ohne adäquate Überbau -
Strukturen wird die ökonomische Basis, auf der man den
Sozialismus aufzubauen versucht, durch rückläufige Ver­
änderungen bedroht (Rückkehr zu "materiellen Anreizen",
Prämiensystemen etc.), und zwar sowohl im Bereich
der Produktivkräfte selbst, als auch im Bereich der Pro­
duktionsverhältnisse ( Wiederzulassung erst kleiner, dann
größerer Privatbetriebe etc.). Denn die Produktivkräfte
laufen Gefahr, ihre Entwicklung zu verlangsamen, wenn
sich die Einstellungen und Verhaltensweisen, die für den
Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft erforderlich
sind, nicht schnell genug entwickeln, oder wenn sich Ein­
stellungen und Verhaltensweisen sowie Weltsysteme
rückläufig zu solchen entwickeln, die die kapitalistische
Produktionsweise kenntzeichneten( materielle Interessiert­
heit, Egoismus etc).
Unter den extrem schwierigen Bedingungen der Jahre
1960-62 begann in der DDR der schrittweise Übergang
zum sogenannten "Neuen ökonomischen System der
Planung und der Leitung"(NÖSPL). In einer ähnlichen
Situation war auch in der von Lenin geführten Sowjet­
union ein Rückzug angetreten worden, nämlich 1921
der vorübergehende Übergang zur Neuen Ökonomischen
Politik(NÖP) vollzogen worden. Aber im Unterschied
zu den Revisionisten pflegte Lenin die Dinge beim rich­
tigen Namen zu nennen. Er sagte : die NÖP bedeute "ei­
nen Schritt zurück für unsere sozialistische Staatsmacht
... Es ist klar , daß eine solche Maßnahme ein Kompro­
miß, eine Abweichung von den Prinzipien der Pariser
Kommune und jeder proletarischen Macht ist. " (Die
nächsten Aufgaben der Sowjetmacht, Ausgewählte Wer-

' ke, Bd.H, s. 744 ff.).
Wir sehen daran, wie Lenin über Notwendigkeiten den
Arbeitern die Wa h r h e i t sagte. Er sah die NÖP als
"Schritt zurück" an, und er sagte das auch ohne Be -
schönigung. Das war Lenin !
Die Revisionisten aber behaupten, daß ihr NÖSPL
geradezu ein Schritt vorwärts sei. Sie sagen,
daß die Vergrösserung der Lohnunterschiede, der
Übergang zum System der "materiellen Anrei -
ze", die Stärkung der Autonomie der Betriebsführun­
gen usw. ein Schritt vorwärts sei.
Lenin stellte das Problem der NÖP ehrlich dar,
sodaß es möglich war, den Rückzug an einem bestirn­
ten Punkt zu beenden und wieder zum Vormarsch
über zu gehen; es war damit eine Garantie gegeben,
daß der Schritt zurück nicht weiter als notwendig
gegangen werden würde. Die Revisionisten
dagegen bezeichnen das NÖSPL als Schritt nach
vom, und das bedeutet, daß sie diesen Weg ohne
Umkehr immer weiter gehen wollen.
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Der Übergang der DDR zum NÖSPL erfolgte seit
Anfang 1962. Es besteht u.a. in der "Anwendung ei­
nes geschlossenen Systems ökonomischer Hebel zur
Durchsetzung des Prinzips der materiellen Interes­
siertheit, in der "konsequenten Konzentration der
Mittel und Kräfte auf die führenden Wirtschafts­
zweige" und im Übergang "von einer vorwiegend
mengenmäßigen Planung. .. zu einer in erster Li­
nie auf den wissenschaftlich-technischen Fort -
schritt gerichteten Perspektivplanung... "
Unter "ökonomischen Hebeln" werden Kosten,
’reise, Gewinn, Kredit, Zins, Lohn und Prämie ver­
standen, wobei der Gewinn "eine zentrale Stellung
im System der ökonomischen Hebel " hat.

Die Revisionisten erklären dazu, die Wirtschafts­
leitung sollte "auf der Grundlage der wissenschaft­
lichen fundierten Planung nunmehr vorwiegend mit
ökonomischen Mitteln erfolgen", d. h. nach im
Gnmde marktwirtschaftlichen Prinzipien wie
"Angebot und Nachfrage", Kredit-Politik, Nach-
frage-Steuerung durch Werbung, Verhandlungen
zwischen relativ selbstständigen Betriebs-Führun­
gen, differenziertes Lohnsystem u. a.

Zwar sind in der DDR die wesentlichen Produk -
tronsmittel in Staatseigentum überführt. Auch war
die Kollektivierung der Landwirtschaft 196o abge­
schlossen. Es handelt sich dabei aber nur um die
Änderung der "juristischen Formen", d. h. der Ei­
gentumsverhältnisse. Es sind dies die notwendi­
gen Voraussetzungen, um die Produktionsverhält­
nisse zu sozialistischen umzuwälzen, d.h. die un­
mittelbaren Produzenten zu den tatsächlichen
Herren über die Produktion und die von ihnen er­
arbeiteten Produkte werden zu lassen.
Die chinesische Kulturrevolution hat in der Pra­
xis belegt, daß auch unter den Verhältnissen des
Staatseigentums und des genossenschaftlichen
Eigentums an den Produktionsmitteln nicht von
selbst gewährleistet ist, daß sich die Massen zu
den unmittelbaren Herren der Produktion - gewis­
sermaßen im Selbstlauf - entwickeln. Nach der
Errichtung der Diktatur des Proletariats geht der
Klassenkampf unter anderen Bedingungen weiter.
Wenn die Kapitalistenklasse ihre ökonomische Ba­
sis verloren hat, so hat sie noch starke Positionen
auf dem Gebiet der Kultur, der Wissenschaft etc.
Auch nach der Entmachtung der Bourgeoisie bleibt
die bürgerliche Arbeitsteilung in körperliche und
geistige Arbeit noch für längere Zeit bestehen und
kann in den proletarischen Kadern bürgerliche Be­
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wußtseinsformen h ervorbringen. Letztlich ist der
Sozialismus eine Übergangsgesellschaft, die nach
Lenins Worten "mit den Muttermalen der kapitalis­
tischen Gesellschaft behaftet" ist.
Der Aufbau einer kommunistischen Gesellschaft
kann nur erfolgreich vonstatten gehen, wenn die
Überreste der kapitalistischen Produktionsverhält­
nisse völlig überwunden werden.

Die DDR-Theoretiker versuchen den Schluß nahezu-
legen, daß sich mit dem Übergang der Produktions­
mittel in gesellschaftliches und genossenschaftliches
Eigentum schon sozialistische Produktionsverhältnis­
se durchgesetzt hätten :

"In der DDR ist das sozialistische Eigen­
tum an Produktionsmitteln in der Form des Volksei­
gentums und des genossenschaftlichen Eigentums zur
festen ökonomischen Grundlage der Gesellschaft gewor­
den. .. Mit dem Sieg der sozialistischen Produktions­
verhältnisse in allen Bereichen der Volkswirtschaft
sind in der DDR.'die "sozialen "und ökonomischen Möglich­
keiten für die Wiederherstellung des Kapitalismus ein
für alle mal beseitigt." , cr,„ T, ..----------------------------— (Programm der SED, Berlin
1963, S.45)
Daß sich aber mit der Enteignung der meisten Kapita­
listen noch lange nicht sozialistische Produktionsver­
hältnisse durchgesetzt haben, ist schon von Marx und
Lenin hervorgehoben worden. Die Veränderung der
Eigentumsformen ist nicht gleichbedeutend mit der
Errichtung der gesellschaftlichen Fähigkeit und Macht,
die Produktionsmittel in Bewegung zu setzen und über
die Produkte zu verfügen." Sie ist weit davon entfernt,
eine Vergesellschaftung im eigentlichen Sinn des Wor­
tes zu sein. Aber nur diese kann bedeuten, daß sich
sozialistische Produktionsverhältnisse durchsetzen, und
daß die arbeitenden Massen zu den tatsächlichen Her­
ren in allen Bereichen der Gesellschaft werden.
Die Gleichsetzung von sozialistischen Eigentumsformen,
d.h. der juristischen Hülle, und sozialistischen Produk­
tionsverhältnissen  "verschleiert die Tatsache, daß die
Massen noch nicht die Verfügungsgewalt über die Pro­
duktionsmittel haben, daß die Erringung der Verfü­
gungsgewalt über die Produktion noch aussteht.

In dem Maße aber, in dem sich in der DDR die Ver­
hältnisse verfestigen und geradezu als "Sieg der sozia­
listischen Produktionsverhältnisse" verherrlicht wer­
den, der eine "Wiederherstellung des Kapitalismus ein
für alle Mal unmöglicht gemacht"hat - im selben Maße
also konsolidiert sich auch die Herausbildung neuer
Klassenyerhältnisse, die Herrschaft der Spitzen der
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Partei-,Staats- und Wirtschaftsbürokratie, die eine
neue Revolution notwendig macht.

DIE WARE IM NEUEN ÖKONOMISCHEN SYSTEM

Die DDR-Theoretiker wenden sich direkt gegen Marx,
indem sie behaupten, es handele sich um eine "undia-
lektische Interpretation etwa der Bemerkungen Marx7
zum Gothaer Programm”, für "den Sozialismus die
Bedeutung z.B. der Ware-Geld-Beziehung zu unter­
schätzen.” Vielmehrgeltees, "Warenproduktion,
Wertgesetz, Preis, Gewinn etc.... durch richtige Aus­
nutzung" erst voll "zur Wirkung" zu bringen, (nach
W. Kaliwein, in EINHEIT, hrsg. vom ZK der SED,
Januar 1968, S. 68)

Auch Walter Ulbricht ist der Ansicht, daß fälsch­
licherweise "... Häufig die Kategorien, die" Formal den
Kategörfen "der kapitalistischen Ökonomie ähnlich sind
(Geld, Preis, Gewinn und andere) als * unvermeidli­
che Übel* betrachtet“ werden, "deren Wirksamkeit
überwunden werden muß... Deshalb besteht die Auf­
gabe beim Aufbau der sozialistischen Gesellschafts­
formation nicht darin, diese Kategorien zu überwinden,
sondern darin," "sie"im"fnt’e’reis"e" der'Werktätig'en"voll" "
auszunutzen." (W.Ulbricht, Zum ökonomischen Sys­
tem des Sozialismus in der DDR, Bd. 2, Berlin 1968,
S. 52o)

Marx hat die Analyse der Ware an den Anfang des
"Kapitals" gestellt. Er war der Ansicht, daß die Wi­
dersprüche der bürgerlichen Gesellschaft im Keim
in der Existenz der Warenproduktion enthalten sind,
d.h. in den Widersprüchen, die in der Ware selbst an­
gelegt sind. Marx hat die "verdinglichten" Bewußt -
seinsformen, den ."Fetisch- Charakter der Ware", die
im Kapitalismus den gesellschaftlichen Charakter der
Produktion verschleiern, hervorgehoben. Er hat das
falsche Bewußtsein der Menschen aus dem Warencha­
rakter der Produkte hergeleitet und eindeutig darauf
hingewiesen, daß die Warenproduktion im Sozialismus
schrittweise aKgebaut"werden“muß". "Mit Marx "wären
alle revolutionären "Marxisten der“ Ansicht, daß im So­
zialismus der Warencharakter der Produkte absterben
wird. Engels z.B. stellte fest : "Mit der Besitzer­
greifung der Produktionsmittel durch die Gesellschaft
ist die Warenproduktion beseitigt und damit die Herr­
schaft des Produkts über die Produzenten." (Anti-
Dühring).
Die Revisionisten indessen sind anderer Meinung. Sie
reden vom "Sieg der sozialistischen Produktionsver­
hältnisse" und von der "Schaffung der materiell-tech­
nischen Basis des Kommunismus", ohne dabei den
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Ware ncharakter der Produkte zu beseitigen. Im
Gegenteil wird die Arbeitskraft selbst im­
mer mehr wieder zu einer Ware (Festsetzung der
Löhne und Prämien durch die Betriebsführung,
gegenseitige Abwerbung von Arbeitskräften zwischen
den Betrieben und Branchen, Akkord.-System u. a.)

DER BETRIEB IM NEUEN ÖKONOMISCHEN SYSTEM

Das NÖSPL räumt dem Betrieb eine größere Selbst -
ständigkeit ein , als das in den 5oer Jahren in der DDR
der Fall war. Das hängt mit der neuen Gestalt des
Plans zusammen, die sich herausbildete.
Die Lenkung der Betriebe erfolgt im NÖSPL nicht
mehr durch direkte Material-Kennziffern, die vor -
nehmlich auf den Gebrauchswert ausgerichtet waren,
sondern mittels sogenannter ^ökonomischer Hebel"
wie Gewinn, Preis, Kredit, Zins etc., also durch Grös­
sen, die am Tauschwert orientiert sind
Dabei hat der Gewinn "eine zentrale Stellung im
System der ökonomischen Hebel". Von der Höhe des
Gewinns des Betriebs hängt die Höhe der an die
Arbeiter geleisteten Prämien und sozialen Leistungen
ab. Vom Gewinn hängt aber auch ab, welche Mit­
tel der Betrieb für neue Investitionen bereitstellen
kann. Wurden früher die Investitionen im wesentlichen
zentral geplant und aus dem Staatshaushalt abgedeckt,
so müssen die Betriebe im NÖSPL aus ihrem G e-
w i n n die notwendigen Ausgaben für die Neuanschaf­
fung moderner Maschinen und Einrichtungen, für Ra­
tionalisierungsmaßnahmen und andere Maßnahmen zur
Erhöhung und Verbesserung der Produktion bestrei­
ten.
Die Ausrichtung der Betriebe auf den Gewinn
ging einher mit der Umstellung in der Plan er Stellung.
Auch hier wurde der Gewinn zum entscheidenden Kri­
terium. Eine auf einen Zeitraum von 2o-25 Jahren
ausgerichtete Prognose soll die ökonomischen
und strukturellen Veränderungen der Volkswirtschaft
dialysieren, die erforderlich sind, um bei einem Mi­
nimum an Kosten ein Maximum von Gewinn zu erzielen.
Auf der Grundlage dieser Prognostik werden dann die Per­
spektivpläne erstellt, die einen Zeitraum von 5 Jahren um­
fassen. Die dritte Stufe ist dann der jährliche Plan.

Die Tatsache, daß der Gewinn das Haupt-Kriterium
für die Prognose und die Pläne ist , "verstärkt die Ge­
fahr, daß der Plan nur * Begleiter* einer Entwicklung ist,
die nicht durch ihn, sondern durch die Warenverhältnisse
bedingt ist. Wenn nämlich * geplant* wird, was ohnehin
kraft Reproduktion der Warenverhältnisse eintreten wür­
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de, wird die reale Bedeutung des Plans unterminiert. Der
Plan bekämpft nicht mehr die Wirkung des Wertgesetzes,
sondern erVerdoppelt,nur dessen Wirken. " (W. Lindner,
Aufbau des Sozialismus oder kapitalistische Restauration?,
Erlangen 1971, S. 37)
So zeigt sich auch auf dem Gebiet der Planung, daß die
Warenverhältnisse - die nach Meinung der DDR-Theore­
tiker "voll zur Geltung gebracht werden müssen" - mit
der Existenz eines Planes, der als politisches Instrument
Ausdruck der ökonomischen und ges efl schaf tfichen"Üm-
gestaltung in Richtung auf den Sozialismus, d. h. vornehm­
lich auf den G~e"b~räu~c"h's~wert~ ~gerichtete Produktion unver­
einbar ist. nDie warenVerhältnisse dehnen sich aus, grei­
fen um sich. Die notwendige Transformation der Produk­
tionsverhältnisse und der Produktivkräfte (als bewußt
gestaltete, d. h. geplante) werden unmöglich. " (Lindner,
S.37)

Die größere Selbstständigkeit der Betriebe äußert sich
im Prinzip der "Eigenverantwortlichkeit" und in der
"eigenverantwortlichen wirtschaftlichen Rechnungsführung
der Betriebe. Die Lenkung der Betriebe mittels "ökono­
mischer Hebel" und die staatlichen Plan-Normative stek-
ken den Rahmen ab für die Verwendung der in eigener Ver­
antwortung erwirtschafteten Gewinne. Die Akkumulation
der Betriebe wird auf diese Weise nur noch indirekt ge -
steuert, wobei es mehr oder minder große Spielräume
gibt. Die Grenzen dieses Spielraums ergeben sich :

"...durch den Spielraum zwischen staatlich ge­
setzten Normativen und der eigenen wirtschaftlichen Leis­
tungsfähigkeit. Der sozialistische Warenproduzent (der
Betrieb) kann durch Qualifizierung seiner eigenen wirt­
schaftlichen Tätigkeit diesen Spielraum ausdehnen. "
(Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendung
in der DDR, Berlin/DDR 1969, S. 357)

Die Orientierung auf den Gewinn verbunden mit der
"Eigenverantwortlichkeit" der Betriebe hat die Herausbil­
dung von eigenständigen Interessen der Betriebe gegen­
über dem Staat und den Arbeitern zur Folge. Sie führen
zu einer zunehmenden Pervertierung der bereits erreich­
ten sozialistischen Formen und zu einer verstärkten Macht
der Betriebsleiter, die die eigentliche Verfügungsgewalt
über die Produktionsmittel haben.
"Die relative Eigenständigkeit der materiellen Interessen
der Betriebe ist die Ursache der Warenproduktion im Sozia­
lismus". (Harry Nick, Gesellschaft und Betrieb im Sozialis­
mus, Berlin 197o. S. 64)
Der auf einen hohen Gewinn orientierte Betrieb hat ein na-.
türllches Interesse an hohen Verkaufspreisen und nie­
drigen Fertigungspreisen.
Auch eine Verschlechterung der Qualität der Produkte kann
den Gewinn erhöhen. Auch der Drang, das staatliche Außen­
handelsmonopol zu unterlaufen und zu durchbrechen, ist in 
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der Ausrichtung der Betriebe auf den Gewinn angelegt.
Nicht zuletzt hat der Betrieb das Bestreben, die Löhne und
anderen Zuwendungen möglichst niedrig zu halten.

DAS "SYSTEM DER MATERIELLEN INTERESSIERTHEIT"

ARBEITSTEILUNG IM NEUEN ÖKONOMISCHEN SYSTEM

Das "System der materiellen Interessiertheit" wirkt also
auf Betriebs-Ebene hauptsächlich durch die Orientierung
am Gewinn. Die Eigeninteressen der Betriebsführungen
sind im NÖSPL bewußt verstärkt worden. Die Eigeninter­
essen sind die Basis, auf der die "Stimulierung" mittels
"materieller Interessiertheit" und "ökonomischer Hebel"
im Rahmen der staatlichen Normative zur Wirkung ge­
bracht wird.
Für den einzelnen Arbeiter realisiert sich das System
der "materiellen Interessiertheit" durch die Prämien,
die zum Lohn gezahlt werden und durch wachsende Dif­
ferenzierung der Löhne.
Es ist besonders hervorzuheben, daß die Prämien aus
einem betrieblich en Prämienfond gezahlt werden, des­
sen Höhe von der Betriebsführung nach dem Gewinn
festgelegt wird. Die Prämie ist also eine Art betrieb­
licher Gewinnbeteiligung, allerckngs diffenziert nach
Qualifikation, Arbeitsleistung, Stellung in der betrieb­
lichen Hierarchie u.a. Ebenso richtet sich die Höhe
des betrieblichen Fond für soziale u. a. Zuwendungen
und für soziale Leistungen (z.B. Betriebs-Kindergar­
ten) nach der Höhe des Gewinns.
Das ist im Grunde ein Schritt zurück hinter das
Prinzip "Jedem nach seiner Leistung1* , denn die Ein­
flußmöglichkeiten der Arbeiter auf die Höhe des Ge­
winns und damit der betrieblichen Fonds sind sehr be­
grenzt. Wie wir sahen, müssen auch die Mittel für
Rationalisierung, Anschaffung neuer Maschinen usw.
aus den vom Betrieb selbst erwirtschafteten Mitteln
bestritten werden, sodaß sich ein unrentabel oder
wenig rentabel arbeitender Betrieb gewissermaßen in
einem Teufelskreis bewegt, dem er aus eigener Kraft

.nicht entgehen kann. Das wiederum bedeutet Abwer­
tung der betroffenen Arbeiter in Betriebe mit besse­
ren Bedingungen,also die Ausdehnung eines Arbeits-

jrnarktes, auf dem die Arbeiter ihre Arbeitskraft den
• rßetriebsführungen anbieten müssen.

JAuch hier kommt wieder zum Ausdruck, daß nicht
die Arbeiter, sondern die Wirtschafts-Bürokraten
die wahren Herren der Produktion sind.

Die Arbeitsteilung im NÖSPLhat eindeutig bürgerlichen



Charakter. Das zeigt sich besonders in der krass unter­
schiedlichen Bewertung der "geistigen” und der "körper- ,
liehen” Arbeit. Es wird in zunehmendem Maße gefordert,
die Löhne stärker zu differenzieren und die geistige Ar­
beit gegenüber der körperlichen höher zu bewerten.
"Man beklagt sich, daß bestimmte einfache, körperlich
schwere Arbeiten zu hoch bewertet werden, und fordert,
daß die qualifizierte Arbeit auf gestuft wird. Je höher
die Technik in einem Betrieb, umso höhere Löhne sol­
len gezahlt werden." (Philip Neumann : Der "Sozialis­
mus als eigenständige Gesellschaftsformation”, Kurs­
buch 23, S. 114)
"Der höchste Basislohn der jeweiligen Lohngruppe ward
bei vollautomatisierten Prozessen mit zeitlichem Zwangs­
ablauf, der niedrigste Basislohn bei manuellen Arbeiten
und niedrigen Formen der Produktionsorganisation ange­
wandt." (Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre
Anwendung in der DDR, Berlin/DDR 14)69, S. 814)

Die Interessen, die hinter einer besonders hohen Bewer­
tung der geistigen und der besonders qualifizierten Ar­
beit stehen, sind die der Kader in der Staats-,Partei-
und Wirtschaftsbürokratie, sowie die der technisch-wis­
senschaftlichen Intelligenz, also jene Gesellschafts­
schichten, die mehr und mehr zu einer führenden Klasse
verschmelzen (obwohl zwischen diesen Gruppen natürlich
auch Widersprüche bestehen).

Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß die in
der DDR getroffenen Maßnahmen zur Stärkung der "Ei­
genverantwortlichkeit" der Betriebe und Aufhebung der
staatlichen Investitionsplanung und -leokung sowie die
verschärfte Anwendung des "Prinzips der materiellen
Interessiertheit" auf Löhne und Prämien letzten Endes
eine Rückkehr zur kapitalistischen Anarchie der Produk-
tion_undzur Spaltung der Arbeiterklasse'bedeut en.
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KRITIK DES THESEN­
ENTWURFS
DES PARTEIVORSTANDES
DER DKP
ZUM DÜSSELDORFER
PARTEITAG DER DKP
( 25. — 28. November 1971)

Zum kommenden Parteitag der DKP im November hat
der Parteivorstand auf seiner 9. Tagung ( 3. /4. Juli )
einen Thesenentwurf vorgelegt.
Die vorgelegten 44 Thesen sollen dazu dienen, die
mittlerweile zweieinhalb Jahre alte Grundsatzerklärung
der DKP vom April 69 auf der Grundlage neuer Gegeben­
heiten (u.a. Regierungsantritt der SPD und "neue Ost­
politik" ) zu aktualisieren.

PV-Mitglied Mies stellte den Thesenentwurf auf einer
Pressekonferenz als "marxistische Analyse neuer
Entwicklungen der Wirtschaft und des Staates, der
Politik und der Gesellschaft unseres Landes" vor
(UZ, 7.8. ). Wie Mies sagte,ist der Entwurf das "Er­
gebnis der mehrmonatigen Arbeit einer vom Parteivor­
stand gewählten Kommission und einer zweitägigen
Beratung des Parteivorstandes".

Die Arbeit an den Thesen scheint sich auf ein verkür­
zendes Zusammenfassen einer theoretischen Arbeit des
Instituts für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der
SED beschränkt zu haben (siehe "Der Imperialismus
der BRD", herausgegeben vom IfG beim ZK der SED,
erschienen 1971 beim Verlag Marxistische Blätter in
Frankfurt/M., 655 Seiten). Gegenüber dieser Arbeit
enthält der Thesenentwurf nicht einmal neue Formulie­
rungen, geschweige denn neue Inhalte.
Wie es heißt, sollen die Thesen "eine Anleitung zum
Handeln, ein Kampfprogramm" sein, und weiter:
"Mit den Thesen profiliert sich unsere Partei erneut
als die marxistische Kampfpartei der Bundesrepublik,
die als einzige Antworten auf die Gegenwart und Zukunft
geben kann pr (Präsidiums-Mitglied Noetzel, UZ, ID. 7.).

Das ist ein großer Anspruch. Prüfen wir die Thesen
also daraufhin.

"Demokratische
Erneuerung”

im Mittelpunkt

Es wird davon ausgegangen, "daß das nächste strate­
gische Ziel unserer Partei die demokratische Erneuer­
ung von Staat und Gesellschaft ist" (PV-Mitglied Gerns
auf der 9. PV-Tagung). Der PV hat dieser "demokra­
tischen Erneuerung" - wie Gerns weiter ausführte - in
den Thesen einen "zentralen Platz" eingeräumt, und
zwar auch deshalb, weil angeblich in der DKP zu viel
"vom sozialistischen Ziel gesprochen" wird, "aber nicht
genügend auf die notwendige vermittelnde Rolle des Kam­
pfes um eine antimonopolistische Demokratie und kon­
krete antimonopolistische Kampfforderungen verwiesen
wird. " (Text des Beitrages von Gerne in UZ, 24. 7. ).

Der DKI’-Parteivorstand legt Wert darauf, daß es vom
staatsmonopolistischen Kapitalismus ( = Imperialismus )
zum Sozialismus keinen "unvermittelten Übergang" ge­
ben kann und erklärt von daher die Notwendigkeit einer
"Durchgangsphase", nämlich der "antimonopolistischen
Demokratie", die durch die "Zurückdrängung und
schließliche Überwindung der Macht des Monopolkapitals"
erreicht werden soll, und zwar "auf der Basis der im
Grundgesetz verkündeten demokratischen Prinzipien und
Rechte" ( These 10 ).

Anscheinend muß hier geklärt werden, was denn über­
haupt sozialistische Revolution heißt. Es ist ganz undenk­
bar, daß die sozialistische Revolution jemals mit einem
Sprung aus dem Kapitalismus heraus den Sozialismus
total verwirklichen könnte. In der sozialistischen Revo­
lution wird die Herrschaft der Kapitalistenklasse ge- .
stürzt, aber Elemente des Kapitalismus werden lang­
fristig weiter existieren. Niemand wird bezweifeln,
daß z. B. die Oktoberrevolution in Rußland 1917 eine
sozialistische Revolution war, aber sie ließ die privat-
wirtschaftende Bauernschaft noch bestehen. In der VR
Polen ist noch heute die Landwirtschaft zu über 80% in
privater Hand, aber die VR Polen wird dennoch von der
DKP dem "sozialistischen Lager" zugerechnet. In der
DDR selbst ist das Handwerk zu über 50% noch privat­
wirtschaftlich, der Einzelhandel zu 11%. Von den
Industriebetrieben der DDR sind 12% halbstaatlich oder
privat. Neben dem Volkseigentum besteht in Landwirt­
schaft und Handwerk das genossenschaftliche Eigentum.
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Keine Revolution kann auf Anhieb den Privatbesitz an
Produktionsmitteln völlig aufheben. Insofern kann die
sozialistische Revolution stets nur die Voraussetzungen
für den Sozialismus schaffen, aber noch nicht unmittel- .
bar diesen selbst. Neben dem Volkseigentum bleiben
andere Eigentumsformen noch längere Zeit bestehen.

Aus der ganz allgemeinen Tatsache, daß die sozialist­
ische Revolution nur an den Sozialismus heranführt ,
aber noch keineswegs diesen selbst "in efhenTgrößen
Sprung", "mit einem großen Schritt" (Gerne) verwirk­
licht, folgt an sich noch nicht die Notwendigkeit einer
besonderen sträte^jscben_Etappe vor der sozialist­
ischen Revolution.

Es ist zu fragen, was die Einführung des Begriffs
"demokratische Erneuerung" für die BRD konkret bedeu­
ten soll.

Imperialismus ist
unmittelbare Vorstufe

des Sozialismus
In der BRD befanden sich schon 1966 knapp 75% des gesam­
ten Produktivvermögens im Besitz von 1, 7% der privaten
Haushalte (laut FR vom 28. Juli). Aus derselben Unter­
suchung geht hervor, daß Über die Hälfte (54%) des gesam­
ten Produktivvermögens im Besitz von 0, 15% der Haus­
halte ist. Diese Zahlen zeigen, daß die Konzentration von
Kapital und Produktion in der BRD bereits einen so hohen
Grad erreicht hat, daß die Aufhebung des monopolkapi­
talistischen Eigentums der Aufhebung des Privateigentums
an Produktionsmitteln überhaupt schon sehr nahe kommt.
Das bestätigt die Voraussage Lenins: "in seinem imperia­
listischen Stadium führt der Kapitalismus hXß_dlQht.aD_difi_

y^_rg_e_sells chaftung der Produktion heran, er
zieht die Kapitalisten gewissermaßen ohne'ihr Wissen und
gegen ihren Willen in eine Art neue Gesellschaftsordung
hinein, die den Übergang von der völlig freien Konkurrenz
zur vollständigen Vergesellschaftung bildet. " (Lenin, Der
Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus ).

Daraus kann nicht die Erfindung einer besonderen Etappe
oder "Durchgangsphase" ("antimonopolistische Demo­
kratie") folgen. Es zeigt sich im Gegenteil, daß die Ent-

deyMpmopolka pi_tals heute nur noch als sozialist-
isehe 'Revolution denkbar“ist’"Wtirden diese"?5% "des "Prö-
duktivvermögens "dem" Monopolkapital entrissen und in
Volkseigentum verwandelt werden, so würde das - auch
bei zeitweiliger Fortexistenz anderer Eigentumsformen 
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insbesondere des Einzelhandels, Handwerks und Land­
wirtschaft - bereits den Sozialismus im Sinne der üblichen
Definition bedeuten müssen.
Lenin hat das so ausgedrückt: ".. . der staatsmonopolist­
ische Kapitalismus (ist) die vollständige materielle
Vorbereitung des Sozialismus, seine unmittelbare Vor-
stufe .... denn auf der historischen Stufenleiter gibt es
zwischen dieser Stufe und derjenigen, die Sozialismus
heißtl~"k ei n'e rl e’i Zwischenstufen mehr . . . .
Öder'mit anderen Worten : Der Sozialismus ist nichts an­
deres als das staatsmonopolistische Monopol, das zum
Nutzen des ganzen Volkes angewandt wird und dadurch
aufgehört hat, kapitalistisches Monopol zu sein. . . "
(Lenin, Werke Bd. 25, S. 369/70 ).

Daß Lenin hier gegen die Strategie der "demokratischen
Erneuerung" spricht, ist offensichtlich, und hat auch
den Revisionisten einiges Kopfzerbrechen gemacht.

Revisionistische
Ha ar spalterei

Mit dem folgenden politisch-ideologischen Salto Mor­
tale versuchen sie aus der Klemme zu kommen :
Zwischenstufen zwischen Kapitalismus und Sozialismus
könne es allerdings nicht geben, aber die "demokra­
tische Erneuerung" sei auch keine Stufe, sondern
vielmehr "realer Übergang von einer Stufe zur
anderen" ( Der Imperialismus der BRD, s. o., S. 564 ),z
oder - anders ausgedrückt - eine "Durchgangsphase,
in der die Herrschaft des Monopolkapitals beseitigt
und der Weg zum Sozialismus geöffnet wird" (TheselO).
Im Begriffsgebrauch der Thesen selbst liegt eine Zwei­
deutigkeit, die eine derartige Argumentation ermöglicht.
Gleichzeitig werden nämlich die Begriffe "demokra­
tische Erneuerung" und "antimonopolistische Demo­
kratie" in den Thesen verwendet, von denen die erste
Bewegung, die zweite einen Zu stand bedeutet.
Man könnte meinen, daß die "demokratische Erneu­
erung" der Weg ist, um zur "antimonopolistischen
Demokratie" zu gelangen. Aber das entspricht nicht
dem Sinn der Thesen, die beide Begriffe in der Regel
synonym (mit gleichem Wort-Inhalt) verwenden. Sonst
wäre es auch nicht sehr sinnvoll, die "demokratische
Erneuerung'hls ein "strategisches Ziel" zu bezeichnen
(Geras ). Denn von strategischen Zielen kann nicht mit
Bezug auf Bewegungen (Entwicklungen) gesprochen
werden, sondern nur in Bezug auf bestimmte Etappen.



Keinerlei Mißdeutungen sind mehr möglich, wenn aim-
drücklivh von der "Errichtung einer nntimonopoliKtlschen
Demokratie", von der "Konstituierung einer antimono­
polistischen Demokratie" , von einer hanti- im pe ria-
listisch-demokratischen Ordnung" gesprochen wird
(BRD-lmperialismus, S. 567 ). Wenn von der "Errich­
tung der neuen Staatsmacht antiimperialistischer Kräfte
unter Führung der Arbeiterklasse ( BRD-lmperialismus
S. 567) und von der"Ersetzung" der Macht des Groß­
kapitals "in dieser Kampfetappe . . . durch eine antimono-
polistische Macht" (Geros) gesprochen wird, muß das—'
Gemeinte noch eindeutiger werden. Festzuhalten ist
schließlich folgende Kennzeichnung:
"(Die antimonopolistische Demokratie) ist zwar noch
kein Sozialismus, es bestehen auch noch keine sozia­
listischen Eigentumsverhältnisse, sie ist aber auch
nicht als Etappe oder Phase des Kapitalismus möglich"
( BRD-Imperialismus, S. 567 ).

Wenn die "antimonopolistische Demokratie" einen be­
sonderen S ta a t mit besonderen Eigentumsver­
hältnissen voraussetzt, die sich sowohl von den
kapitalistischen wie auch von den sozialistischen Gege­
benheiten unterscheiden, so ist es zweifellos nicht ein­
fach Übergang, eine B e w e gu n g s f o r m , sondern
in der Tat eine eigene Zwischenstufe, die hier an­
gestrebt wird. Andernfalls wäre es unsinnig von der
Errichtung einer besonderen Staatsmacht zu reden. Die
Kennzeichnung dieses besonderen Staats und dieser be­
sonderen Eigentumsverhältnisse nicht als Stufe, son­
dern als "Durchgangsphase" ist eine sophistische Haar­
spalterei mit dem einzigen Zweck, die Abkehr von Lenin
zu bemänteln.

Bekanntlich sah Marx den Sozialismus insgesamt nur als
Übergangsperiode" an, und Lenin erklärte, daß die

Diktatur des Proletariats "bereits ein Übergangsstaat,
kein Staat im eigentlichen Sinne mehr ""sei" [Staat und
Revolution, Kap. V). Niemand hat deswegen bisher be­
hauptet, daß der Sozialismus keine besondere histo­
rische Stufe, sondern nur ein "Übergang von einer
Stufe zur anderen" sei. Eine besondere gesellschaft­
liche Ordnung, mit besonderer Staatsmacht und beson­
deren Eigentumsverhältnissen zwischen Kapitalis­
mus und Sozialismus - das ist eben eine Zwischen­
stufe, in dem Sinn, wie Lenin das Wort gebraucht.

WSf

REVOLUTION

1Q7

TABU
Diese Zwischenstufe wird von den Revisionisten zu dem
Zweck eingeführt, über die sozialistische Revolution
hinwegzureden, die in ihrer Programmatik schlechter­
dings nicht mehr vorkommt. Die Zwischenstufe nämlich
wird durch eine "antimonopolistische Umgestaltung" er­
reicht, und wächst dann ihrerseits in den Sozialismus
hinüber.
Der Begriff "Revolution" selbst kommt in den Thesen des
Parteivorstandes überhaupt nicht vor. Dieses Wort mögen
die Revisionisten überhaupt nicht, es sei denn in der his­
torischen V e r ga n g en h e i t s form. Offenbar gab es
eine deutsche Revolution von 1848, eine russische Revo­
lution von 1917 - aber in der Zukunft scheint es keine
Revolutionen mehr geben zu sollen. Da taucht selbst die
deutsche Übersetzung von "Revolution", nämlich Um­
wälzung, nur.ein einziges Malin den Thesen auf.
Ansonsten ist immer von "Umgestaltung" und "Erneuerung"
die Rede, die ebenso wie die Formel vom "Zurückdrän­
gen" des Monopolkapitals eindeutig auf Evolution
( reformistische Entwicklung) statt auf Revolution ( ge­
waltsame Umwälzung) hinweisen. Durch den "Kampf um
Reformen" will der DKP-Parteivorstand "allmählich das
Kräfteverhältnis zugunsten der demokratischen Kräfte
verändern" (These 11).

Eine ganz neue "Theorie” 

über den Reformismus
"Der Kampf um Reformen wird zur Bewegungsform der
Revolution" ( BHD-Imperialismus, S. 623 ) - das ist eine
zentrale These des Revisionismus. Wer so redet und ent­
sprechend handelt, muß in letzter Konsequenz zur "Schluß­
folgerung" kommen, daß Reform und Revolution "unter
den aktuellen Bedingungen" wohl gar nicht so sehr von­
einander unterschieden, sondern fast identisch sind. Und
das wird wirklich behauptet:
Unter den heutigen objektiven Bedingungen des staats­

monopolistischen Kapitalismus bildet sich ein neues Ver­
hältnis zwischen Revolution und Reform heraus?"Der
wachsende Einfluß des Sozialismus und der Druck der
inneren Widersprüche des staatsmonopolistischen Kapi­
talismus führen dazu, daß der Kampf um echte politische 



und ökonomische Reformen zu einer ernsthaften Gefahr
für die Monopole wird. Lhe demokratischen Allerniillv-
forderungen der Arbeiterklasse und aller mit ihr verbtln.
deten Volksschichten gehen über den Rahmen üblirh<?r Re­
formen hinaus. . . .Bei grundlegenden demokrnlisrhon Re­
formen wird die Grenze zwischen Reform und Revolution
immer fließender. " ( Die westdeutschen Gewerkschaften
und das Staatsmonopolistische Herrschaftssystem 1945-
1966, Berlin/DDR 1968, S. 21/22).

Warum soll dann nicht auch - wie die Revisionisten ihren
Traum weiterspinnen - die Möglichkeit bestellen, "daß von
der Position des Reformismus aus demokratische Alter­
nativlösungen formuliert werden, die dem Klassenkampf
gegen das imperialistische Herrschaftssystem Immer
größeren Spielraum verschaffen ( ebenso, S. 143 ). Das
läßt dann die Reformisten, "die einst mit ihrer Politik
die hemmende, reaktionäre Linie in der Arbeiterbewe­
gung verkörperten, zu Vertretern einer kämpferischen,
antimilitaristischen und demokratischen Richtung werden"
(ebenso, S. 143 ). Auch der Reformismus hätte
dieser These zufolge seinen Charakter geändert und hätte
somit eine historische Berechtigung gewonnen.

Es ist demnach konsequent, daß in den Thesen des Partei­
vorstandes der DKP die Gefährlichkeit des Reform­
ismus und zwar gerade unter den Bedingungen des
Imperialismus, mit keinem Wort auch nur erwähnt wird.
Kritisiert wird ausschließlich die "Ideologie der rechten
SPD-Führer" (These 40), nicht aber auc. !er "linke"
Reformismus (Jusos, Teile der Gewerkschaftsführung)
als Stütze dieser Ideologie.

Kennzeichen des Reformismus ist aber gerade, daß er
Forderungen aufstellt, die "Über den Rahmen üblicher
Reformen hinaus" zu gehen scheinen. Denn diese Forder­
ungen sollen ja angeblich"das System sprengen", "system­
transformierend", "systemüberwindend" wirken. Natür­
lich wäre z.B. die Forderung nach'Wirtschaftsdemokratie ■
wie sie in den 20er Jahren von den Reformisten erhoben
wurde - niemals ixn Kapitalismus zu verwirklichen
gewesen. Das änderte aber ihren reformistischen Cha­
rakter nicht, sondern machte ihn geradezu aus. Ebenso
ist es heute mit der "Mitbestimmungs"-Programmatik,
die nichts anderes als eine kaum veränderte zweite Auf­
lage der "Wirtschaftsdemokratie" ist.

Die "demokratische Erneuerung" - das ist die Erset­
zung der sozialistischen Revolution durch eine Strate­
gie der Reformen, wobei die "Mitbestimmung" eine
zentrale Rolle spielt. "Die Grenzen" des modernen Re­
visionismus zum Reformismus "werden immer flies­
sender" - die beiden verschmelzen miteinander.
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GEFÄHRLICHE ILLUSIONEN !
•Mit seiner "Umgestaltung" und 'Erneuerung" verbreitet
der DKP-Parteivorstand gefährliche Illusionen über den
Charakter des Kampfes gegen das Monopolkapital. Denn
je höher der Grad der Konzentration der Produktion
ündZentrallsätion der Produktion im Imperialismus ist,
in"n "so” klar er” ist auch”" daß"dessen Macht nur durch eine
g c'waTt’sä ”rn e””R e”v öl u”ti on”gebrochen werden kann.

Davon will der DKP-Parteivorstand nichts wissen.
In der "demokratischen Erneuerung von Staat und Ge­
sellschaft", in der "antimonopolistischen Demokratie"
hat er eine "Durchgangsphase" erfanden, in der angeb­
lich unter Vermeidung einer sozialistischen Revolution
der Imperialismus fast schon bruchlos in den Sozia­
lismus "hinüberwächst".
In seiner Rede auf dem VII. Kongress der KOMINTERN
( August 1935 ) wies Dimitroff darauf hin : "die Rechts­
opportunisten versuchen..., ein besonderes'demokra-
tisches Zwischenstärkern* zwischen der Diktatur der
Bourgeoisie und der Diktatur des Proletariats herzu­
stellen, um in der Arbeiterklasse die Illusion eines
friedlichen parlamentarischen Spaziergangs aus der
einen Diktatur in die andere zu wecken. "
Darum geht es also bei der "demokratischen Durch­
gangsphase" des DKP-Partei Vorstandes. Daß dabei mit
den Begriffen "Umgestaltung" und "Erneuerung" statt
"Revolution" bzw. "Umwälzung" gearbeitet wird, ist
nur konsequent.
In der DKP-Grundsatzerklärung vom April 1969 fand
sich immerhin noch der folgende wichtige Hinweis :
"Die DKP erstrebt den für das arbeitende Volk der Bun­
desrepublik günstigsten Weg zum Sozialismus, einen
Weg ohne Bürgerkrieg. Es waren immer die herrschen­
den reaktionären Klassen, die zur Rettung ihrer Macht
Gnd”ih”rer Vorrechte blutige Uewalt gegen das Volk an­
wandten." (Abschnitt ”3).

In den jetzt vorliegenden Thesen dagegen ist jeder Hin­
weis auf die Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit einer
gewaltsamen Konfrontation mit dem Imperialismus unter
den Tisch gefallen. Hierin macht sich wohl auch der Er­
folg der imperialistischen Taktik bemerkbar, die DKP-
Führung durch Verbotsdrohungen immer weiter in die
rechtsopportunistische Ecke zu drängen.

Diese Leute maßen sich aber an, der Arbeiterklasse
"als einzige Antworten geben zu können". Was sie in
Wirklichkeit tun, ist: Verwirrung stiften, um die ent­
scheidenden Dinge herumreden, Illusionen verbreiten 1
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’Wer so redet und denkt,
sinkt zur völligen
Bedeutungslosigkeit herab.”
Wenn es richtig ist, daß der Imperialismus den Drang
zu Gewalt und Unterdrückung nach innen und außen bein­
haltet, so kann nicht bezweifelt werden, daß eine gewalt­
same Konfrontation mit dem Imperialismus unvermeid­
lich oder jedenfalls sehr wahrscheinlich ist. Der Impe­
rialismus läßt sich nicht "zurückdrängen". Wo seine
Macht ernsthaft in Frage gestellt wird, da reagiert der
Imperialismus mit Gewalt. "Jetzt kann man nicht mehr
davon sprechen, daß man die kapitalistische Gesellschaft,
die Hunderte Milliarden Rubel für den Krieg ausgegeben
hat, durch Reformen ummodeln könne, kann man nicht
davon" sprechen, daß man die Gesellschaft ohne eine re­
volutionäre Staatsmacht, ohne Gewalt, ohne riesige Er­
schütterungen umgestalten könne! Wer so redet und
denkt, sinkt zur völligen Bedeutungslosigkeit herab. "
(Lenin, Rede in einer Festsitzung des Moskauer Sowjets,
6. März 1920, Werke Bd. 30)

Den Arbeitern eine Antwort, eine Perspektive
für die Zukunft zu geben, das erfordert, die Möglich­
keit oder Wahrscheinlichkeit einer gewaltsamen Kon­
frontation mit dem Imperialismus ernsthaft und verant­
wortungsbewußt darzulegen.

Wir haben heute in drei Ländern Europas den offenen
Faschismus, nämlich in Spanien, Griechenland und
Portugal. Tn Frankreich zeigte der Imperialismus im
Mai 1968 durch Bereitstellung von Fallschirmjägern und
Panzertruppen seine konterrevolutionäre Entschlossen­
heit. In Italien ist die Existenz imperialistischer Staats­
streich- und Bürgerkriegspläne wiederholt nachgewiesen
worden. In der BRD sind. bzw. werden mit den Notstands­
gesetzen, Umrüstung des Grenzschutz zur Bürgerkriegs­
truppe, Zentralisierung der Polizei u. a. entsprechende
Maßnahmen getroffen.

An diesen Tatsachen muß die Strategie einer "demokra­
tischen Erneuerung von Staat und Gesellschaft" gemes­
sen werden.
Die Begründung der Revisionisten für die Einführung
einer besonderen Zwischenstufe, d. h. der "antimonopo­
listischen Demokratie" zwischen Imperialismus und So­
zialismus, ist im wesentlichen die folgende :

^^Der Kampf der Arbeiter "richtet sich zwangsläu­
fig zunächst auf Teillösungen und nach erreichten
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Betrachten wir hier zunächst das dritte Argument.
Bekanntlich machen die Revisionisten einen grundsätz­
lichen Unterschied zwischen der Kapitalistenklasse ins­
gesamt einerseits und dem Monopolkapital im besonderen
andererseits. Die nichfmonopolistische~Böurgeoisie
(kleine und mittlere Unternehmer) verbindet nach Mei­
nung der Revisionisten mit der Arbeiterklasse "das ge­
meinsame Interesse an Frieden und Demokratie". Da­
her ist dieser Teil der Kapitalistenklasse "in die demo­
kratische Bewegung einzubeziehen" (DKP-Grundsätz-
erklärung, Abschnitt 4). Als Hauptwiderspruch wird
derjenige zwischen der "Mehrheit des Volkes" (genannt
werden : Arbeiterklasse, Intelligenz, Bauern und Mittel­
schichten) einerseits und de ^'zahlenmäßig kleinen Spit­
zengruppe der Herrscher von Industrie, Banken und
Staat" anderseits aufgefaßt. (These 35).
Die Differenzierung zwischen verschiedenen Schichten
der Kapitalistenklasse ist sinnvoll. Wie Lenin schrieb,
ist der Imperialismus "der Wendpunkt vom alten zum /
neuen Kapitalismus, von der Herrschaft des Kapitals
schlechthin zu der Herrschaft des Finanzkapitals^,"und
weiter :’1TDie grundiegende'Besönderheit des modernen
Kapitalismus ist die Herrschaft der Monopolverbände der
Großunternehmer" (Imperialismus als höchstes Stadium
des Kapitalismus.)

Teilerfolgen wiederum auf das nächste Problem
und auf den Ausbau und die Sicherung des Erreich­
ten" (BRD-Imperialismus, S. 565). Daher sei es not­
wendig, die Arbeiter und Übrigen Werktätigen "durch
das Ringen für grundlegende antimonopolistische
Umgestaltungen an die Notwendigkeit des Sozialis­
mus und den Kampf um den Sozialismus heranzu­
führen" (These 10).

^2^ "Die durch den staatsmonopolistischen Kapitalis­
mus potenzierte Macht des imperialistischen Herr­
schaftssystems ist die entscheidende Ursache da­
für, daß es. . . nicht"mö~glich Ist ~ mit einem Sprung
zur Diktatur des Proletariats, zum Sozialismus, zu .
kommen" (BRD-Imperialismus, S. 566).

^3^ die Existenz "tiefer ökonomischer und auf Grund­
lage unvermeidlicher politischer Widersprüche"
zwischen 99% (!) der Bevölkerung einerseits und
der Monopolbourgeoisie anderseits. Dadurch erge­
ben sich angeblich völlig neue Perspektiven für die
Bündnispolitik bei Durchführung "antimonopolisti­
scher Umgestaltungen" (BRD-Imperialismus, S. 339)

Die ”Klassenanalyse”
des Revisionismus
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Dennoch spricht Lenin durchgehend von der Herrschaft
der Borgeoisie ( = Kapitalistenklasse) und von der bür
gerlichen Diktatur. Und auch das erscheint sinnvoll?
Zwar übt natürlich nicht die geamte Bourgeoisie die
Herrschaft aus, sondern eben die Monopol-Bourgeoisie
Aber sie tut das im Interesse der gesamten Klasse.

Der kleine und mittlere Kapitalist stöhnt unter der Kon­
kurrenz der "Großen“ - aber zugleich garantieren ihm
diese seine Fortexistenz als Ausbeuter fremder Arbeite.
kraft. Vor die Wahl gestellt zwischen Diktatur des Pro­
letariats und der Diktatur der Bourgeoisie (der Mono­
pol-Bourgeoisie) entscheidet er sich in der Regel für
letztere. Die Einbeziehung der nichtmonopolistischen
Bourgeoisie in eine demokratische Bewegung ist illuso­
risch - sofern hier von ihrer Einbeziehung als Klasse
nicht aber vom Herausfallen einiger Individuen^us ih-
rer Klasse gesprochen wird. (Friedrich Engels z.B.
war Fabrik-Besitzer).
Wir Kommunisten halten es mit der Aussage von Marx
und Engels : "Unsere. Epoche, die Epoche der Bourge­
oisie, zeichnet sich. . . dadurch aus, daß sie die Klas­
sengegensätze vereinfacht hat. Die ganze Gesellschaft
spaltet sich mehr und mehr in zwei große feindliche
Lager, in zwei große direkt gegenüberstehende Klassen:
Bourgeoisie und Proletariat. " (Manifest der Kommu­
nistischen Partei). Der Hauptwiderspruch liegt zwi­
schen jenen, die die Produktionsmittel besitzen, und je­
nen, die zum Verkauf ihrer Arbeitskraft gezwungen
sind.

DKP kontra Marx & Engels
Dieser Aussage von Marx und Engels stellt der Partei­
vorstand der DKP offenbar ganz bewußt - unter Benut­
zung fast des gleichen Wortlautes ! - seine These 35
entgegen : "Unter den Bedingungen des staatsmonopo­
listischen Kapitalismus spaltet sich die Gesellschaft
immer sichtbarer in zwei objektiv feindliche Lager :'
die mächtige, aber zahlenmäßig kleine Spitzengruppe
der Herrscher von Industrie, Banken und Staat auf der
einen und der Mehrheit des Volkes auf der anderen
Seite." In der Thesen-Vorlage des SED-Instituts heißt
es noch um einiges deutlicher : "Heute stehen sich nicht
mehr nur Kapital und Arbeit, Bourgeoisie und Proleta­
riat als unversöhnliche Antipoden gegenüber; heute hat
sich dieser Widerspruch ausgeweitet zu einem Antago­
nismus zwischen der staatsmonopolistischen Oligarchie
und allen nichtmonopolistischen Klassen" und weiter:
Zwischen der Monopolbourgeoisie, die nur 0, 02% der

Bevölkerung ausmacht, und allen übrigen Klassen und
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Schichten, die über 99% der Bevölkerung umfassen,
bestehen tiefe ökonomische und auf ihrer Grundlage
unvermeidlich politische Widersprüche. "
Hier ist also die Frage des Besitzes an Produktions­
mitteln bzw. des Zwangs zum Verkauf der Arbeitskraft
nicht mehr das entscheidende Kriterium. Die "ortho­
doxe" Unterscheidung zwischen Bourgeoisie und Prole­
tariat wird weitgehend hinfällig. Indessen waren Marx
und Engels durchaus imstande, die zukünftige Entwick­
lung des Kapitalismus zum Imperialismus richtig ein­
zuschätzen. Daß die Bourgeoisie "die Produktionsmit­
tel zentralisiert und das Eigentum in wenigen Händen
konzentriert", daß hieraus als "notwendige Folge" auch
eine politische Zentralisation" folgt, daß die Mittel­
schichten und kleinen Industriellen "der Konkurrenz
mit den größeren Kapitalisten erliegen" und ruiniert
werden, steht bereits .im "Manifest der Kommunisti­
schen Partei".
Marx und Engels sahen aber auch - was die Revisioni­
sten nicht wahrhaben wollen - daß "von allen Klassen,
welche heutzutage der Bourgeoisie gegenüberstehen. .
nur das Proletariat eine wirklich revolutionäre Klasse"
ist. "Die Mittelstände, der kleine Industrielle, der klei­
ne Kaufmann, der Handwerker, der Bauer, sie alle be­
kämpfen die Bourgeoisie, um ihre Existenz als Mittel­
stände vor dem Untergang zu sichern. Sie sind also
nicht revolutionär,sondern konservativ. Noch mehr, sie
sind reaktionär, sie suchen das Rad der Geschichte zu-
rücKzudrenen. " (Manifest). Revolutionär - so Marx und
Engels weiter - sind diese Klassen nur, wenn sie sich
"Im Hinblick auf den ihnen bevorstehenden Übergang
ins Proletariat" auf dessen Klassenstandpunkt stellen.
(Diese Problematik soll hier nicht weiter vertieft wer­
den, da sie in unserer "Kritik am Studienmaterial Nr.l.
des AMS-Spartakus" ausführlicher behandelt worden
ist.) ____

Was ist die langfristige
Tendenz des Imperialismus ?
In den Thesen vermißt man jeden Hinweis darauf, daß es
in Deutschland einmal die faschistische Diktatur, die Zer­
schlagung der Arbeiterbewegung gegeben hat, und daß ei­
ne solche Gefahr auch für die Zukunft besteht.
Das aber hat auch Konsequenzen für den demokratischen-
und Friedenskampf in der BRD. Dieser kann in der lang­
fristigen' Perspektive nur als sozialistischer Kampf er­
folgreich geführt werden.
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Was aber in den Thesen über den demokratischen^^T*"
Friedenskampf ausgesagt wird, widerspiegelt nur die tt
Sicherheit und Konfusion des Parteivorstandes der DKp
Einerseit werden die allgemeinen Tendenzen des Imperi
lismus einigermaßen richtig bei Lenin abgeschrieben • d?'
Angriffe auf die demokratischen Rechte werden verstärkt6
die Verflechtung des Monopolkapitals mit der Staatsbüro ’
kratie werden immer enger (These 1), die zunehmende
Militarisierung (These 23).
Es heißt aber dann, "im System imperialistischer Macht
ausübung" sei "gegenwärtig das Bemühen in den Vorder-"
gründ getreten, die Arbeiterklasse durch Reformverspre­
chungen. . . an das staatsmonopolistische System zu binden"
(These 5). Es seien - vor allem durch die Verträge von
Moskau und Warschau - "günstige Möglichkeiten für einen
gesicherten Frieden in Europa" entstanden (These 21).
"Von den beiden stets gleichzeitig vorhandenen Methoden
imperialistischer Herrschaft, der Methode der Gewalt
und der Methode der Kompromisse und Zugeständnisse
muß der Imperialismus entgegen seinem Wesen immer
häufiger der zweiten einen gewissen~Vorzug~~g~eben. . .
Insgesamt gewinnt . . . als Mittel staatsmonopolistischer
Machtausübung die Reformpolitik in verschieden Schattie­
rungen deutlich an Gewicht. . " (BRD-Imperialismus, S. 121).
Wie sich das mit einer andern Äußerung verträgt, wo auf
die "stärkere Orientierung des Monopolkapitals auf die
Methode der Gewalt" (BRD-Imperialismus, S. 219) hinge­
wiesen wird, ist ungewiß.

Es kann schwerlich Hauptaufgabe der Kommunisten sein,
darüber zu reden was "im Vordergrund" steht, d. h.
über die momentane ä u ß re Hülle des BRD-Imperialis-
mus. Vielmehr haben sie zu zeigen, was im Hintergrund
steht und damit ausschlaggebend ist für die gegenwärtige
und zukünftige gesellschaftliche Entwicklung unseres Lan­
des. Hier scheinen sich die Revisionisten jedoch selbst
nicht ganz sicher zu sein. Die Reformpolitik des Imperi­
alismus scheinen sie für eine langfristige Tendenz zu
halten, obwohl das ihren eigenen Analysen widerspricht.

Diese Tendenz sei begründe in der Veränderung des Kräf­
teverhältnisses in der Welt, der erfolgreichen Entwicklung
in der Sowjetunion und DDR und auch (!) in der wachsen­
den "Unruhe" in der Arbeiterschaft. "Diese Entwicklung
zwingt das Großkapital, sich der neuen Lage anzupassen"
(These 5). Ebenso wird die Tendenz der Verträge von
Moskau und Warschau zur "Anerkennung der Realitäten"
als langfristig dargestellt, eine Tendenz also, die "gün­
stige Möglichkeiten für einen gesicherten Frieden" noch
bei Fortexistenz des Imperialismus” bieten soU (These 21).

"ZWEI FRAKTIONEN -
THEORIE spukt weiter

Unvermeidlich, daß hier auch die Theorie von den "zwei
Fraktionen der Großbourgeoisie" aufgewärmt wird. Ei­
ne Fraktion (Teil, Gruppierung)des Imperialismus sei
"über die mögliche Dynamik der Entwicklung besorgt".
Das seien "vornehmlich die Vertreter der Rüstungsmo -
nopole", aus Furcht, "daß ihnen die Verträge Fesseln für
ihre aggressiven Ziele anlegen" könnten. Dagegen sei
eine andere Fraktion des Imperialismus "zu einer mehr
realistischen Beurteilung der Situation" gelangt. (These 25)
Diese Erklärung ist zumindest - wohlwollend ausgedrückt -
arg mißverständlich. Denn diese Erklärung beinhaltet ja,
daß die eine Fraktion des Imperialismus in den Verträ­
gen von Moskau und Warschau wohl keine Fessel für
ihre aggressiven Ziele sieht und durchaus nicht besorgt
ist. Und von dieser Fraktion wird gesagt, sie habe "eine
mehr realistische Beurteilung der Situaiton" !

Seltsam genug. Bisher hatte die DKP noch behauptet ; "Der
Moskauer Vertrag bedeutet eine Fessel für die Militari­
sten, für die Kräfte des Krieges, für die Feinde jeder de­
mokratischen Reform. . . Er schadet denen, die sich an

der Rüstung gesund stoßen, die den Profit über das
leben der Mitmenschen stellen" (Werbeschrift der DKP
für die "Fünf großen Vorteile des Moskauer Vertrages")
Wäre das richtig, so wäre doch offensichtlich jene
Fraktion des Imperialismus die realistischere, die "über
die mögliche Dynamik der Entwicklung besorgt" ist 9
Indessen ist das ganze Gerede von "Fraktionen" unsin­

nig, ebenso wie die Revisionisten auch einen sehr selt­
samen Begriff von "Realismus" haben.

LENIN —
Original und Fälschung

Zur Rechtfertigung ihrer seltsamen Theorie von den
"zwei Fraktionen" schrecken die Revisionisten nicht
einmal davor zurück, die Aussagen Lenins zu verfäl­
schen .
So fabulierte DKP-Vorsitzender Kurt Bachmann in seinen
Ausführungen zum Thesen-Entwurf auf der 9. PV-Ta­
gung am 3. /4. Juli ;

"Wir beachten die Hinweise Lenins, daß es der
Arbeiterklasse nicht gleichgültig sein kann, welche Frak­
tion der Bourgeoisie die Macht ausübt.. . "

Es gibt keine solchen "Hinweise" ! Was Lenin sagte, war 
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vielmehr : Die Kapitalistenklasse hat zwei Methoden
des Regierens entwickelt, nämlich die "der offenen~G^_
walt einerseits und die der Scheinzugeständnisse und
Reformversprechungen andererseits. Von diesen sei
die letztere Methode die für das Proletariat günstigere
Lenin wies die Auffassungen einiger Anarchisten zu­
rück, "daß die Form der Unterdx-ückung dem Prole­
tariat gleichgültig sei" (das Wort "Form" ist bei Lenin
hervorgehoben !), denn - so begründete Lenin - "eine
breitere, freiere, offenere Form des Klassenkampfes
und der Klassenunterdrückung bedeutet für das Prole­
tariat eine riesige Erleichterung im Kampf um die Auf­
hebung der Klassen überhaupt. " (Staat und Revolution,
Kap. IV, Abschn. 5). Lenin spricht hier also von der
Form der Klassenherrschaft, nicht aber von der Exi­
stenz von F rak ti on en der Kapitalistenklasse. Die
Existenz von Fraktionen scheint eine Erfindung Di-
mitroffs zu sein, die von einigen Leuten seither beharr­
lich und unbelehrbar fortgeschleppt wird.

Lenin sprach auch davon, daß die Methode der Scheinzu­
geständnisse und Reformversprechungen für den Klas­
senkampf gewisse Schattenseiten birgt. Lenin zitierte
hier Pannekoek, der festgestellt hatte : "Das positive
reale Ziel der liberalen Politik der Bourgeoisie ist die
-Irreführung der Arbeiter, ist das Hineintragen von Spal­
tung in ihre Mitte, ist das Verwandeln ihrer Politik in
ein ohnmächtiges Anhängsel des ohnmächtigen, stets
ohnmächtigen und ephemeren Scheinreformertums".
Lenin fügt hinzu : "Nicht selten erreicht die Bourgeoi­
sie für eine gewisse Zeit ihr Ziel mit Hilfe der 'libera­
len' Politik, die - wie Pannekoek richtig bemerkt - ei­
ne'schlauere' Politik dar stellt. . Die Zickzackwege der
bürgerlichen Taktik haben eine Stärkung des Revisionis­
mus in der Arbeiterbewegung zur Folge un3 führen nicht
selten die Differenzen innerhalb der Arbeiterbewegung
bis zur direkten Spaltung. ”
Lenin erklärt sogar unmißverständlich : als die deut­
sche Bourgeoisie im Jahre 1890 von der "harten" PoE-
tik des SoziaUstengesetzes zur Methode scheinbarer
Zugeständnisse überging, da "erwies sich - wie immer -
diese Wendung als noch gefährUcher für die Arbeiter­
bewegung, das sie den ebenso"einseitigen Widerhall des
Bürgerlichen ’Reformertums’ hervorrief : den Opportu-
nismus in der Arbeiterbewegung. . " (vorstehende Zita­
te aus : Lenin, Die Differenzen in der europäischen Ar­
beiterbewegung, Dezember 1910)
Nur die Vorteile der Methode der Scheinzugeständ­
nisse und Reformversprechungen für das Proletariat
hervorzuheben - wie das die Revisionisten zu allen
Zeiten getan haben - muß notwendigerweise einseitig 

11/

und irreführend bleiben. Mit Bezug auf die PoUtik der
SPD/FDP-Regierung müßte also gesagt werden, daß sie
zwar günstigere Möglichkeiten für den Klassenkarnpf
der Arbeiter und ihrer Organisationen eröffnet hat, auf
der anderen Seite aber auch die gesteigerte Gefahr einer
Irreführung der Arbeiter beinhaltet und daher besondere
Anforderungen an die Agitation und Propaganda der Kom­
munisten stellt.

Die Legende vom
"gemäßigten”

Imperialismus
Die "Zwei Fraktionen"-Theorie hat ihren konkreten Aus­
druck vor allem in der sowjetischen AußenpoUtik gefun­
den. Unvergessen sind die Worte Chruschtschows, mit de­
nen er die "Vernunft" und das "Verantwortungsbewußt­
sein" Präsident Kennedys anpries, während dieser den
Krieg in Vietnam entscheidend ausweiten Ueß, den Bürger­
krieg in Laos anheiz an Ueß, das sozialistische Kuba 1961
zunächst überfallen und ab 1962 blockieren Ueß usw. usf.
Und Breshnew erklärte auf der sogenannten "Beratung
der Kommunistischen und Arbeiterpartei en" (Moskau,
Juni 69) : "Wir unterscheiden im kapiteUstischen Lager
auch einen gemäßigten Flügel. Die Vertreter dieses Flü­
gels, die zwar unsere klassenmäßigen ideologischen Geg­
ner bleiben, schätzen das gegenwärtige Kräfteverhältnis
in der Welt nüchtern genug ein und sind geneigt, nach ge­
genseitig annehmbaren Lösungen für internationale Streit­
fragen zu suchen.Unser Staat trägt diesen Tendenzen’in
seiner AußenpoUtik Rechnung. . "
Hierin ist bereits der Gedanke enthalten, daß bei Vor­
herrschaft dieser angebUchen "Fraktion" (Flügel) die
Kriegsgefahr durch "gegenseitig annehmbare Lösungen"
(d.h. Lösungen, die sowohl für das "soziaUstische Lager"
wie auch für die ImperiaUsten "annehmbar" sein sollen -
das ist an sich schon recht seltsam ! ) endgültig gebannt
werden könnte.
In Fortführung dieses Gedanken wird in den Thesen des
DKP-Partieivorstandes behauptet : "Die Chancen sind
gewachsen, den ImperiaUsmus an der Anwendung miUtä-
rischer Gewalt zu hindern. Es bestehen jetzt reale Mög­
lichkeiten , . . zu Vereinbarungen über eine friedliche
Zusammenarbeit aller Völker Europas vorwärtszuschrei­
ten. . " (These 26 )



LENIN ...
Zwar war Lenin der Meinung, "daß Krieg« nnvonnel
sind, solange die Gesellschaft in Klaaann geteilt ist" 11
voluüoniire Armee und revolutionll re Uegierung, ,)ull ,
daß sich die Kommunisten von den l>ilrgcrllchoii pu.,ir, l05*>
unterscheiden "durch die Erkenntnis der UnmögHchk "
die Kriege abzuschaffen. ohne die Klassen abzuschaff0' ‘
und den Sozialismus aufzubauen" (Sozialismus und Kri
August 1915). Lenin war auch der Meinung : "Solange eR'
den Kapitalismus neben dem Sozialismus gibt, können i
nicht in Frieden leben" (Rede in der Aktlvvereammluna"
der Moskauer Organisation der KPR/B, Dezember 1920)

...und seine ”Widerleger”
Diese Auffassungen Lenins haben jedoch nach Meinung
der Revisionisten heute keine Gültigkeit mehr, da das
"sozialistische Lager” existiert und ein Weltkrieg zur
atomaren Katastrophe führen müßte.

Tatsächlich ergibt sich unter den aktuellen Bedingungen,
daß die Imperialisten einer direkten, massiven Konfron­
tation mit Gefahr einer atomaren Ausweitung aus dem
Weg gehen müssen. Das bedeutet aber nicht, daß deshalb
schon die Imperialisten an der Anwendung von Gewalt ge­
hindert werden könnten. Es bedeutet vielmehr, daß die
Imperialisten vorläufig andere Formen der Gewalt an­
wenden, die nicht zur massiven Konfrontation führen und
unterhalb der "Atom-Schwelle" bleiben.

Die Legende
vom "Realismus”

Gibt es überhaupt einen abstrakten Realismus, außer­
halb der konkreten Klassenlage ? Ganz sicher nicht.
Da sich die Menschen jeweils in einer bestimmten Klas-
oenlage befinden, so kann es keine für alle verbindliche
Vernunft, Moral usw. geben. Ein Mensch"handelt vernünftig
und realistisch, wenn er seinen KLasseninteressen entspre­
chend handelt.
Der Kapitalist ist also realistisch, wenn er die Ausbeutung
und damit seinen Profit zu steigern versucht, und der Arbei­
ter ist realistisch, wenn er sich dagegen zur Wehr setzt.
Es ist daher falsch, den "Realismus” der Kapitallstenklas-
se mit einer bestimmten Form des Regierens zu identifi­
zieren - etwa in dem Sinne, daß die "gemäßigte” Methode
(Reformversprechungen und soziale Täuschungsmanö­
ver bei relativ breiter Entfaltung der bürgerlichen De­
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mokratie) immer auch die "realistische" ist. Unter
Umständen kann gerade der Übergang zu terroristi­
schen, repressiven Ilerrschaftsmethoden vom Standpunkt
des Kapitals aus "reaUstisch"sein. In diesem Sinn ist
z. B. das KPD-Verbot von 1956 ebenso "realistisch"
wie seine teilweise Lockerung seit etwa 1967. Denn in
beiden Fällen erreichte die Kapitalistenklasse zeitweise
Ihr Ziel. Ebenso ist der "Realismus" nicht gleichbedeu­
tend mit dem Verzicht auf Gewalt. Die Anwendung von
Gewalt unter gewissen Bedingungen kann für das Kapi­
tal ebenso "realistisch" sein wie der Verzicht auf Ge­
walt unter anderen Bedingungen. Vom Standpunkt der
Imperialisten aus ist es durchaus "realistisch" , die
Konterrevolution in Indonesien, Griechenland, Sudan
u.a. nach Kräften zu unterstützen.
Die Revisionisten indessen verabsolutieren das, was sie
"Realismus" nennen. Sie identifizieren ihn ganz allge­
mein mit irgendeinem besonderen "gemäßigten", "um
den Frieden besorgten" (so Chruschtschow über Präsi­
dent Kennedy !) "Flügel" der Kapitalistenklasse.
Würde tatsächlich eine besondere "Fraktion" ("Flügel")
der Kapitalistenklasse existieren, die auf Grund ihrer
"nüchternen", "realistischen" Einschätzung der äuße­
ren Kräfteverhältnisse zur friedlichen Koexistenz be­
reit ist, - warum sollte diese "Fraktion" dann nicht
auch bereit sein, sich von den Arbeitern bei "nüchter­
ner" Einschätzung des inneren Kräfteverhältnisses
"schrittweise zurückdrängen" zu lassen ? Bereit.auf
einen Bürgerkrieg zu verzichten ? Dann wäre es in der
Tat überflüssig und sogar schädlich, die Frage der be­
waffneten Konfrontation mit der Kapitalistenklasse auch
nur zu diskutieren.

BÜRGERKRIEG ÜBERFLÜSSIG?

— WUNSCH UND
WIRKLICHKEIT

Und wirklich wird gaiau das von den Revisionisten be­
hauptet : "Die neuen Bedingungen des KLassenkampfes,
die durch den Einfluß des Sozialismus und die tiefen
Widersprüche zwischen Monopolherrschaft und Volk
entstanden sind,lassen Möglichkeiten entstehen, daß
tiefgreifende gesellschaftliche Veränderungen ohne die
äußersten Formen der Gewalt, ohne bewaffneten Auf-
stand und Bürgerkrieg erzwungen werden können. ."
(BRD-Imperialismus, S. 624) "Es wachsen die realen Mög­
lichkeiten, die reaktionären Kräfte zu hindern, Bürger­
kriege und bewaffnte imperialistische Interventionen zu
entfesseln. " (BRD-Imperialismus, S. 629)



In These 21 wird erwähnt, daß der Imperialismus seit
1945 über 30 "kriegerische Konflikte" in aller Welt vom
Zaun brach, "während der Frieden in Europa.. . erhal-
ten blieb", und zwar angeblich deshalb, "weil hier dem
Imperialisten die geschlossene Front der sozialistische
Staatengemeinschaft gegenübersteht. " Diese Darstel- U
lungsweise "übersieht" die simple Tatsache, daß in die­
ser Zeit in zwei Ländern Europas, die an das "soziali­
stische Lager" angrenzen - nämlich Griechenland und
Türkei - mit aktiver Unterstützung der NATO reaktionä­
re Regimes faschistischer Tendenz an die Macht geho­
ben wurden, daß in Frankreich und Italien ähnliche Unter­
nehmen jederzeit versucht werden könnten, daß der bri­
tische Imperialismus einen Kolonialkrieg in Nordirland
führt, daß in Spanien und Portugal die faschistische Dikta­
tur nach wie vor existiert.
Es ist daher unsinnig, pauschal zu behaupten, man könne
heute "den Imperialismus an der Anwendung von Gewalt
hindern". Erinnert sei ferner an die Rolle der Imperia­
listen bei verschiedenen konterrevolutionären Staatsstrei­
chen in Indonesien, Ghana, Marokko, Sudan, Bolivien u. a.

Es wurde bereits auf den Irrtum hingewiesen, aus der An­
wendung yerschieder Forme n der Kapitalistenherf^-----
schäft auf die Existenz.verschiedener F raktionen
zu schließen, die jeweils die eine oder die andere Form ’
bevorzugen ^rden. Allgemein wird dabei die "Rüstungs­
industrie" mit jener "Fraktion" identifiziert, die repres­
siv nach innen und aggressiv nach außen sei, während
die "gemäßigtere" Fraktion nicht näher benannt wird.
Diese "Fraktionen"-Theorie verkennt die Verflechtung
der Rüstungsproduktion mit allen Bereichen der monopol-
kapitalistisehen Produktion. Diese Verflechtung ist gerade
ein Kennzeichen des Imperialismus. Es gibt daher keinen
Teil des Monopolkapitals, dem die Rüstungswirtschaft *
gleichgültig sein kann, ebensowenig wie es andererseits eir
nen Teil gibt, der a us s chli eßli ch Rüstungs-Interes­
sen verfolgen würde. Anders ausgedrückt : ein und der­
selbe Monopolkapitalist (z. B. Thyssen) ist sowohl an der
Rüstung'wie auch z.B. am "Osthandel" interessiert,
sowohl an "Butter" wie auch an "Kanonen". Sieht man
sich einmal die Kapitalisten an, die aus dem sich ent­
wickelnden "Osthandel1' die größten Profite ziehen, so
sind das natürlich nicht die kleinen Krauter oder bestirn­
te Zweige der Konsumgüter-Industrie (z. B. Textil), son­
dern die Chemische und die Sch wer-Industrie , d.h. die­
selben, die im Rüstungsgeschäft aktiv sind.
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Wen vertritt die
SPD- FDP— REGIERUNG?

Es wäre besser, wenn nicht so viel über "Fraktionen"
spekuliert, sondern die objektive Kapital-Entwicklung be­
trachtet würde. Hier zeigt sich nun, daß auch unter der
SPD-Regierung die Konzentration des Kapitals anhält -
wie ja auch in den Thesen richtig gesagt wird. Daß auf die­
ser Grundlage auch die Konzentration politischer Macht
fortschreitet, ist zu vermuten und zeigt sich in der Tat.
Auch das steht in den Thesen. Hier sei nur hingewiesen
auf die Entwicklung des sogenanten "militärisch-industri­
ellen Komplex", die in These 25 geschildert wird. Die
Thesen erwähnen als besondere Maßnahmen der SPD/FDP-
Regierung die Einsetzung eines militärischen Führungs­
stabes, "der praktisch einem neuen Generalstab ent­
spricht". Die nächsten Sätze aus These 25 sollen wört­
lich wiedergegeben werden :

"Mit der Ernermqng des ehemaligen Wehrwirt­
schaftsführers, und Thyssen-Managers Mommsen
zum Staatssekretär lür’Rüsfungswirtschaft und
der Errichtung eines Arbeitskreises für Rüstungs­
beschaffung, dem die Vertreter der wichtigsten Rü-
stungskonzeme angehören. . . wird der militärisch-
industriellen Komplex weiter ausgebaut. Die Heraus­
bildung des militärisch - industriellen Komplexes ist
Ausdruck einer neuen Stufe_der KIiH_tarisier_un_g_und_
Aggressivität des deutschen Imperialismus und
bringt ernste Gefahren für den Frieden in Europa
mit sich.,T

Richtig. Aber wie kann man uns dann andererseits erzäh­
len, daß sich in der SPD/FDP-Regierung die Herrschaft
einer "gemäßigteren" "Fraktion" der Kapitalistenklasse
ausdrückt, daß sich "reale MögHchkeiten zu Vereinbarungen
über eine friedliche Zusammenarbeit aller Völker Europas"
(These 26) bieten ? Das kann doch nur jemand behaupten,
der seinen eigenen Analysen nicht traut . Oder sollte der
Thyssen-Manager aus Gründen der "friedlichen Zusammen­
arbeit der Völker" ins Kriegsministerium geholt worden
sein ? Strebt Innenminister Genscher auf Wunsch eines

"gemäßigten Flügels" der Kapitalistenklasse die Stärkung
und Zentralisation der Polizei an ? Oder auf wessen Wunsch?

Es sit offensichtlich, daß sich überall in den Thesen dort
die Widersprüche auftun, wo das allgemeine revisionisti­
sche Geschwätz mit konkreten Analysen konfrontiert wird.
Der Partei vor stand behauptet, den Arbeitern mit diesen
Thesen eine "Antwort" gegeben zu haben. Aber was soll
der Arbeiter sagen, dem erst von einer "neuen Stufe in
der Militarisierung und Aggressivität des deutschen Im-



perialisnius" erzählt wird, und dem dann Resagt wi d
sich nunmehr"reale Möglichkeiten für einen gesicl ' 'h*'
Frieden" ergeben ? Das erzeugt keine Klarheit C'<fI’ten
nur weitere Verwirrung. ’ 0,K|ern

Es entsteht der Eindruck, daß der Parteivorstand selbst
nicht imstande ist, die z. T. widersprüchlichen Erschef.'
nungsformen der imperialistischen Politik zu durchschau
und zu einer komplexen, allseitigen und umfassenden Ein?11
Schätzung der Lage und zukünftigen Entwicklung der Oin
zu kommen.

Da wird z.B. ausgesagt, daß "im System imperialistischer
Machtausübung. . gegenwärtig das Bemühen in den Vorder­
grund getreten (sei), die Arbeiterklasse durch Reformver­
sprechungen an das monopolkapitalistische System zu bin-
den. " (These 5). Richtig, aber das ist doch wohl eine Ba­
nalität. Daß das Bemühen heute im Vordergrund steht,
kann jeder Arbeiter ohne weiteres sehen. Dazu braucht er
die Kommunisten nicht. Aber die Arbeiter erwarten mit
Recht nicht langatmige Erklärungen über die Dinge, die
unübersehbar im "Vordergrund" stehen, sondern über
das, was im Hintergrund vor sich geht.

IMPERIALISMUS BEREITET

VERSCHÄRFTE KLASSEN­

AUSEINANDERSETZUNGEN VOR

Wir haben da also eine Regierung, die sich der Reform­
versprechungen bedient, die nicht so offen arbeiterfeind­
lich auftritt, wie das vielleicht eine Regierung der CDU/
CSU tun würde , die das KPD-Verbot nicht so scharf an­
wendet, wie die Adenauer-Regierung während der 50er
Jahre usw. Das ist die Oberfläche. Zugleich aber geht
die Konzentration des Kapitals und’der politischen Macht
weiter. Hier werden von der SPD/FDP-Regierung eine
ganze Reihe konkreter Maßnahmen getroffen, vor allem,
was die Bürgerkriegsvorbereitungen betrifft. Unter dem
Schirm der reformerisch auftretenden SPD/FDP-Regie­
rung betreibt die Kapitalistenklasse nicht einfach nur ih­
re alte Politik weiter, sondern bereitet sich sie^ich so-
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gar auf verschärfte Klasserianseinaridersetzungen vor
iSn t sprech eh des gilt für die Xußenpolilik. ——__
Nur Phantasten können hier vorn Wirken einer "gemä­
ßigteren Fraktion" des Kapitals reden, wo doch offen­
sichtlich ist, daß sich hinter der "gemäßigten" Form
ein äußerst aggressiver Inhalt verbirgt.
Dies also hätte eine Analyse deutlich zu machen : hin­
ter der schein-reformerischen, liberalen Form des Re­
gierens die Vorbereitung der Kapitalistenklasse auf eine
Verschärfung der Klassenauseinandersetzungen und den
Übergang zu offen terroristischen Formen des Regierens.
Das Gerede, von den "Fraktionen des Kapitals" jedoch
versperrt gerade den Blick auf diese Perspektive, statt
zur Klärung beizutragen.
Wohin geht die Reise ? Das ist die zentrale Frage der
Arbeiter, auf die Kommunisten eine Antwort geben müs­
sen. Die "Antwort" des DKP-Part ei Vorstandes auf die­
se Frage ist leichtfertig und oberflächlich. Wenn sich
die Widersprüche des Imperialismus allseitig verschär­
fen - auch das wird in den Thesen gesagt (These 1), dann
bedeutet das eben nicht "reale Möglichkeiten für den
Frieden", "schrittweises Zurückdrängen'' des Monopol­
kapitals und dergleichen. Es bedeutet vielmehr : das
sehr rasche Herannahen umfassender und sehr scharfer
Kämpfe, auf die die Arbeiterklasse zur Zeit noch ver­
flucht schlecht vorbereitet ist.

IMPERIALISMUS GEHT
AöF BOE KRISE ZU

Nehmen wir z.B. die Verschärfung der Widersprüche
zwischen den imperialistischen Mächten, wie sie jetzt
wieder in den Beschlüssen der US-Regierung deutlich
geworden ist..,Es wird dann klar, daß der Imperialis­
mus sich einer sehr tiefen weltweiten Krise entgegen­
bewegt, deren Ende und Höhepunkt nicht abzusehen ist.
Diese Entwicklung kann sich sehr schnell zuspitzen
und scheint das auch zu tun. Das bedeutet aber: Ar­
beitslosigkeit, sinkende Löhne und allgemeine Ver­
schlechterung der wirtschaftlichen Lage der Arbeiter.
Daß die Arbeiter dieser Entwicklung spontan Wider­
stand leisten werden, steht außer Zweifel. Aber unter
welchen Bedingungen werden sie diesen Kampf führen ?
Offenbar unter sehr schlechten Bedingungen, wenn wir
von der gegenwärtigen Lage ausgehen.
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Die deutsche Arbeiterklasse hat 1933 eine
vernichtende Niederlage erlitten, als sie
eine Kommunistische Partei mit einem
Millionenheer von Mitgliedern und Anhän­
gern besaß. Um wieviel schlechter wäre
heute ihre Kampfposition !

Eine nüchterne und ehrliche Analyse müßte auch diese
Seite des Verhältnisses zwischen den Klassen aufzeigen
Es ist aber bezeichnend für die Thesen, daß darin
überhaupt nicht von der Möglichkeit und Gefahr eines
neuen Faschismus die Rede ist, und daß auch das soge­
nannte "Rechtskartell” nur beiläufig erwähnt wird.
So wird die Perspektive einer endlos friedlichen Entwik-
klung gestellt, was nie und nimmer der Wirklichkeit
entsprechen kann. Die ganzen Theorien über das
"schrittweise Zurückdrängen", über "antimonopolist­
ische Reformen" usw. gehen ja gerade aus von der An­
nahme einer friedlichen Entwicklung.

n ‘Hier liegt der Hund begraben. Alle Ausflüch­
te, Sophismen, betrügerischen Fälschungen
braucht Kautsky gerade, um über die gewalt-

1 same Revolution hinwegzureden ....
Der Imperialismus . . . zeichnet sich infolge
seiner grundlegenden, ökonomischen
Eigenschaften durch eine sehr geringe Friedens-

i und F reih bitsliebe und durch eine sehr große,
überall zu verzeichnende Entwicklung des
Militarismus aus. Das bei der Beurteilung,
inwieweit eine friedliche oder eine gewaltsame
Umwälzung typisch oder wahrscheinlich ist,

j 'nicht bemerken', heißt, zu einem ganz alltäg­
lichen Lakaien der Bourgeoisie hinabsinken.lr
TLenin3"151e’pröletarische~Revölution und der

kJ ienegat Kautsky).

Das Tolle ist, daß der DKP-Parteivorstand die Dinge
durchaus "bemerkt", von der Entwicklung des Militar­
ismus spricht (These 25) - dann aber trotzdem vom
Frieden und der "Zurückdrängung" der Monopole schwätzt
und die Möglichkeit einer bewaffneten Massenkonfrontation
mit dem Imperialismus verschweigt, die immerhin
noch in der Grundsatzerklärung vom April 1969 beim
Namen genannt wurde. Ein solches Verhalten hat noch im­
mer die Kräfte der Reaktion begünstigt und zu entschei­
denden Niederlagen der Arbeiterbewegung beigetragen.
(Indonesien, Griechenland, Sudan).

Wenn es richtig ist, daß jeder Schritt in Richtung "mehr
Demokratie" mit den Grundinteressen des Imperial!smus
unve reinbaj* isti dann ist zu erwarten, daß jeBe^'
derartige Schritt auf den äußersten Widerstand der Kapi­

talistenklasse treffen wird. Die Entwicklung des Imperia­
lismus (Konzentration der ökonomischen und politischen
Macht) hat zur Folge, daß die "Schwelle" immer
niedriger wird, an der die Macht der Imperialisten in
Frage”gestellt ist und wo also-die Imperialisten mit be­
waffneter Gewalt jeden Schritt in Richtung "mehr Demo­
kratie" zu blockieren versuchen.
Gerade unter dem Schirm der liberalen SPD-FDP- Regie­
rung sind die Vorbereitungen der Kapitalistenklasse auf
eine solche Entwicklung intensiviert worden. Die Kapi­
talisten verfügen über beträchtliche Mittel, jede demo­
kratische Regung ab zu würg en. Sie werden von diesen
Mitteln zweifellos Gebrauch machen.
Man kann nicht "die Macht der Monopole zurückdrängen".
Es sind die Monopole selbst, die jeden derartigen'Versuch
mit bewaffneter Gewalt zu unterdrücken versuchen. Es
kommt dann unvermeidlich zur Massenkonfrontation mit
dem Imperialismus, und die Frage der Macht ist un­
mittelbar gestellt, d.h. die Frage nicht des "Zurück­
drängens", sondern der Eroberung der Macht durch
die Arbeiterklasse und ihre Verbündeten. Es ist der
Imperialismus selbst - und nicht irgendwelche "Dogma­
tiker" ♦ - der dazu zwingt, die Frage auf diese Weise zu
stellen.

>
Das "veränderte

Kräfteverhältnis”
Hier tritt nun bei den Revisionisten an Steile einer realist­
ischen Einschätzung die famose Theorie vom "veränderten
Kräfteverhältnis in der Welt" und von der "Anziehungs­
kraft des realen Sozialismus". Es wird so getan, als
könnte sich innerhalb des Imperialismus eine Tendenz
("Flügel") durchsetzen, die sich mehr oder weniger "auf
Grund des internationalen Kräfteverhältnis" mit dem
eigenen Untergang abzufinden bereit ist, während auf der
anderen Seite die "Anziehungskraft des realen Sozialismus"
verhältnismäßig rasch und leicht zu einer revolutionären,
d.h. gesellschaftsverändernden Entwicklung führt.
Zum ersten ist zu sagen, daß das "veränderte Kräfte­
verhältnis in der Welt" u.a. nicht verhindern konnte, daß
sich in den letzten Jahren unmittelbar an den Grenzen des
"sozialistischen Lagers", nämlich in Griechenland und
der Türkei, Regimes mit faschistischer Tendenz durch­
gesetzt haben. Die Sowjetunion war nicht einmal in der
Lage, die VAR gegen die israelische Aggression ent­
scheidend zu unterstützen, obwohl sie zuvor eine der­
artige Hilfe versprochen hatte. Wir sehen, daß Israel
erhebliche Teile des Territoriums der VAR besetzt 



hält, obwohl diese mit der Sowjetunion, ''der wichtigste
Garant des Friedens, der Sicherheit und des gesell­
schaftlichen Fortschritts" (These 17) verbündet ist.

Daß das internationale Kräfteverhältnis sich seit der
russischen Oktoberrevolution und dem Sieg des chine­
sischen Volkes im Bürgerkrieg erheblich zuungunsten
des Imperialismus verschoben hat, ist offensichtlich.
Die Auswirkungen dieser Verschiebung sind jedoch be­
grenzt. Keineswegs kann davon die Rede sein, gegen­
wärtig die Imperialisten an der Entfesselung inb'r:»;»r to­
naler Konflikte oder an der Anwendung von Geaalt nach
innen wirksam hindern zu können.

In den Thesen wird behauptet, die "Länder des Sozia­
lismus" seien der "wichtigste Faktor des historischen
Fortschritts und des antiimperialistischen Kampfes in
der Wei»”. Unter diesen sei wiederum die Sowjetunion
die "Hauptkraft. .. des Kampfes gegen den Imperialismus"
(These 17).
Eine solche Einschätzung beinhaltet aber eine überheb­
liche, geringschätzige Einstellung gegenüber den
nationalen Befreiungsbewegungen wie auch gegenüber dem
Kampf der Arbeiter in den kapitalistischen Ländern. Es
wird geradezu so getan, als habe es in der Geschichte
der Menschheit überhaupt nur ein Volk gegeben, das
sich aus eigener Kraft seiner Kapitalisten entledigt
hat, während alle anderen Völker nunmehr von der
Hilfe aer Sowjetunion abhängig seien. Ganz in diesem
Sinn erklärte auf der 8. Tagung des DKP-Parteivorstan­
des (27. 2. 71) Willi Gerne :

"Wo wären denn Kuba und
« hiie ohne die Stärke der UdSSR? Könnten sich die VÖ1-
<•* : Indochinas ohne die wirksame sowjetische Hilfe so

Vit»lrreich der amerikanischen Aggression erwehren? "
Hier werden also die Verhältnisse auf den Kopf ge-

.■<•»111, als sei nicht der Menpch mit seinem Kampf
•’ür Gesellschaftsveränderungen das Entscheidende, son-
•jcrn das Material aus der Sowjetunion. Es ist aber ge-

‘-j umgekehrt ’ Ohne die Menschen, ohne die heroische
reitschaft zum Einsatz selbst ihres Lebens im anti­

imperialistischen Kampf sind die besten und modernsten
Waffen nichts als ein Haufen Schrott.
Schließlich ist der effektive Einsatz von Waffen auch ab­
hängig vom gesellschaftlichen System.

So hat z.B. die VAR insgesamt kaum weniger, sondern
eher mehr militärische Unterstützung von der Sowjet­
union erhalten als Vietnam, vor allem was die Ausstatt­
ung mit modernsten Waffen angeht. Aber in den Händen
der reakticnären Regierung der VAR sind diese Waffen
ebenfalls kaum mehr als ein Haufen Schrott, während
sie in den Händen des vietnamesischen Volkes zu töd- 
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liehen Waffen im antiimperialistischen Volkskrieg
geworden sind.
Wir sagen daher, daß - wenn es überhaupt sinnvoll ist,
von einer "Hauptkraft" im antiimperialistischen Kampf
■zu reden - dies unter den gegebenen Umständen ganz ein­
deutig die Völker Asiens, Afrikas und Lateinamerikas
sind, die die Hauptlast des Kampfes tragen und dem
Imperialismus die schwersten Schläge versetzen. Wir
meinen indessen, daß die besondere Hervorhebung der
einen oder anderen Seite als "Hauptkraft" überhaupt
schädlich ist, weil sie nicht der engen Verschmelzung
von nationalem Befreiungskampf, Klassenkampf in den
kapitalistischen Ländern und den Bestrebungen der
sozialistischen Länder dient.
Keinesfalls kann die bloße Existenz der Sowjetunion oder
auch der DDR die faschistische Gefahr in der BRD gegen­
standslos machen oder auch nur einen entscheidenden
positiven Einfluß auf die gesellschaftliche Entwicklung in
unserem Land ausüben, ebensowenig wie sie das im
Falle Griechenlands und der Türkei konnte.

Der "reale Sozialismus ”
In den Thesen ist wiederholt zu lesen, daß die DDR
"wachsende Anziehungskraft in Europa und in der Welt
ausübt" (These 18), eine "wachsende ideologische Aus­
strahlungskraft" (These 37) entwickelt. Allgemein wird
behauptet, daß die "Ausstrahlungskraft des Sozialismus. . .
. .. günstigere Möglichkeiten für den Kampf um Frieden
und demokratischen Fortschritt in unserem Lande" schafft
( Einleitung zu den Thesen ).
Tatsächlich schreckt aber das Beispiel der DDR die Arbei­
ter eher ab, als daß es sie anziehen würde. Das hat ver­
schiedene Gründe, von denen sehr viele ihre Wurzel in
der systematischen Diffamierung der DDR durch die Ka­
pitalistenklasse haben, während einige Kritikpunkte ob­
jektive Berechtigung haben. Keinesfalls kann eine Ein­
schätzung weiterhelfen, die in weltfremder Leugnung der
Tatsachen von einer angeblichen "Anziehungskraft" der
DDR ausgeht und darau8"günstigere Möglichkeiten" für
den Kampf der westdeutschen Arbeiterklasse herzuleiten
versucht.
Wie ist denn die "Ausstrahlungskraft' des Sozialismus",
wenn z.B. im vergangenen Dezember Arbeiterunruhen
in Polen blutig unterdrückt wurden, weil Parteiführung
und Regierung unfähig waren, ihre Politik in Diskussion
und Zusammenarbeit mit der Arbeiterklasse zu gestalten?
Wie ist die "Ausstrahlungskraft des Sozialismus", wenn
zwar nach den blutigen Zusammenstößen sehr scharfe



Kritik m der Goiuulka-Führung geübt wurde, aber offen­
em and von Bedeutung in der polnischen Partei
I c'.t Einsicht, Mut und Gelegenheit hatte, diese
r •» r h t z ei l i g zu entwickeln?

Hierzu kommen die Ereignisse in der CSSR von 1968, die
entscheidend auf das Bild wirken, das sich die Arbeiter
unseres Landes vom Sozialismus machen. Eines "Sozia­
lismus " nämlich, der ebenso wenia «Ha Ha~ va-ä?» -—_______________ —----------- — uer i\apitalisi~iTF
in der Lage zu sein scheint, innere Widersprüche anders
als durch terroristische Unterdrückung der Volksmassen

' zu lösen. Bei dieser Lage der Dinge von "Ausstrahlungs­
kraft des Sozialismus" daherzuschwätzen, ist eine offene
antikommunistische Provokation.

Daß die Imperialisten sich hinter diese Widersprüche klem­
men und durch wilde Hetze die Arbeiterklasse vom Kampf
um grundlegende gesellschaftliche Veränderungen, vom
Kampf um den Sozialismus abzubringen versuchen, ist
selbstverständlich. Die Imperialisten lassen keine derar­
tige Gelegenheit aus.

Kritik notwendig !
Aufgabe der Kommunisten ist, allen derartigen Verleum­
dungen entgegenzutreten. Das muß aber auch die notwen-

_ dige Kritik an Vorgängen und Entwicklungen einbeziehen,
die mit dem Sozialismus unve reinba r sind. Nur eine
solche ehrliche Kritik kann einerseits die Verleumdungen
des Imperialismus wirksam widerlegen und andrerseits
unser sozialistisches Ziel vor den Menschen glaubwür­
dig machen.

Die Revisionisten wollen diese Kritik nicht üben und kön­
nen es wohl auch nicht. So greifen sie zum Mittel der De- .
magogie, indem sie kurzerhand jede Kritik insbesondere
an der gesellschaftlichen Entwicklung in der Sowjetunion
mit der Hetze der Kapitalisten und Rechtsradikalen in einen
Topf werfen. So sprach z.B. Willi Gems auf der 8. Tagung
des Parteivorstands vom Angriff der "Strauß und Co." gegen
die Sowjetunion und fuhr dann fort:". .In diesen Angriff rei­
hen sich die unterschiedlichsten Kräfte ein, von den sozial­
demokratischen Führern bis hin zu den trotzkistischen, ul­
tralinken und maoistischen’Verleum’d'em der Partei und
des Landes "Lenins.

Hier wird also so getan, als sei die KPDSU sozusagen
gegen Fehler jeder Art "imprägniert", weil sie "die Par­
tei Lenins" ist. Die KPDSU hat schon zu Lebzeiten Lenins
verschiedene Fehler gemacht, und es entsprach der revo­
lutionären Aufrichtigkeit Lenins, schonungslos über
solche Fehler zu sprechen. Die KPDSU hat erst recht nach
dem Tode Lenins Fehler begangen, und es waren und sind 
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unseres Wissens gerade die Revisionisten, die an diesen
Fehlern eine weit über das Ziel hinausschießende , der
Sache des Sozialismus schadende Kritik seit demXX.
Parteitag der KPDSU geübt haben. (Kritik des "Stalinis­
mus")

W. Gems aber erklärte in der genannten Rede weiter:
"Wer gegen die Sowjetunion steht, ‘/leichgültig mit welchen
Gründen und mit welcher verbal«»»
Abgrenzung gegenüber dem Imperialismus auch immer, der
steht objektiv, ob er will oder nicht, i»n Lager des Klassen­
feindes. "
Solche Äußerungen sind nicht Ausdruck der Stärke, sondern
vielmehr der S ch wä ch e des Revisionismus, der aus Man­
gel an Argumenten jeder sachlichen Diskussion ausweicht
und jede Kritik "gleichgültig mit welchen Gründen" pauschal
abdiffamieren muß.
Mit dieser Haltung wirken die Revisionisten dem Kampf der
Kommunisten um die Gewinnumg der Menschen für das so­
zialistische Ziel direkt entgegen und leisten dem Imperialis­
mus Schützenhilfe bei deren Verleumdung des Sozialismus.
Denn dem Imperialismus ist es nur recht, wenn der Partei­
vorstand der DKP in seinen Thesen die Entwicklung in der
Sowjetunion, Polen, CSSR usw. völlig kritiklos, ohne jeden
Ansatz einer kritischen Einschätzung, zum
"Grundmodell" des Sozialismus überhaupt erhebt, das
in diesen Länderri'verwirklicht"sei und offenbar vom Par­
teivorstand auch für die BRD angestrebt wird (These 40).

Nicht nur das Gesellschaftssystem der Sowjetunion, DDR
usw. gilt als "Grundmodell", sondern auch die Durchfüh­
rung der gesellschaftlichen Umwälzungen in den Volksde­
mokratien nach 1945. So schreibt Günther Judick in Er­
widerung auf eine Kritik an den PV-Thesen (UZ 4. 9. 71, S. Io)
u. a.:
"Nach unseren heutigen Erfahrungen kann man davon ausge­
hen, daß strategische Zwischen- oder Ü_be_r_gan_g_8_e_tappen_

(also doch) zwischen Imperialismus und Sozialismus wahr­
scheinlich sind. . . . Die DDR, die CSSR und andere Volks­
demokratien durchliefen solche Übergangsetappen zum So­
zialismus unter ganz bestimmten historischen Bedingungen."

Was kann uns das Beispiel der DDR, CSSR usw. für die Mög­
lichkeit oder Wahrscheinlichkeit sogenannter'Übergangsetap-
pen? lehren? Überhaupt nichts ! Denn durch die militärische
Macht der Roten Armee war der Klassenkampf von vorneher-
ein zugunsten der Arbeiterklasse entschieden und die Bour­
geoisie faktisch entmachtet. Das hafte gerade in der DDR
die schädliche Folge, daß die Umwälzung sozusagen'iu
leicht"war, so daß die werktätigen Massen nicht in der er­
forderlichen Weise für diese Umwälzung mobilisiert wurden.



(Zu dieser Frage erscheint noch eine ausführliche Analys« .
siehe Anzeige in diesem Heft).
Es ist unsinnig, die Entwicklung in einem Land unter militä­
rischer Besetzung eines sozialistischen Landes zu vergleichen
mit einem Land unter der Herrschaft des Imperialismus, wte
also der BRD.

Das kann nur zu katastrophalen Fehleinschätzungen in Bezug
auf die Möglichkeiten der "friedlichen Umgestaltung" durch
Reformpolitik führen. Wer aber dauernd vom Kräfteverhält­
nis in der Welt spricht, das angeblich Möglichkeiten zur
Vermeidung von Krieg und Bürgerkrieg schafft, der sei er­
innert an die jüngsten Ereignisse in Sudan und Bolivien, wo
in zwei Fällen did’demokratische Umwälzung" von der mit
dem Imperialismus verbündeten Konterrevolution zerschla­
gen wurde. Illusionen werden niemals anders enden als in
Katastrophen für die Arbeiterklasse.
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Wem nützen die Bomben bei Springer?

Unter diesem Titel hielt der Kommunistische Bund am 29. Mai eine Infor­
mationsveranstaltung ab, auf der mehrere Referate zu folgenden Themen
gehalten wurden:

1. Die Bomben vom 19. Mai; Widersprüche über den Ablauf und die
Reaktion der Kapitalisten

2. Zur Provokationsstrategie der Kapitalisten; Infiltration der linken
Bewegung und Provokation durch Verfassungsschutz und faschi­
stische Agenten.

3. Kritik an der Roten Armee Fraktion (RAF)
4. Die Provokationsstrategie der italienischen Kapitalisten; als Bei­

spiel, womit wir bei entfalteteren Klassenkampfen zu rechnen
haben

5. Zur kommenden Entwicklung in Westdeutschland und zu den Auf­
gaben der Arbeiterbewegung in der nächsten Zeit.

Bestellungen sind zu richten an;

Verlag Arbeiterkampf
J. Reents
2 Hamburg 13
Rutschbahn 35

Außerdem erhältlich im

Arbeiterbuch
KG Politische Buchhandlung
GmbH & Co.
2 Hamburg 13
Grindelhof 45
Telefon 45 38 01
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Der alte Revisionismus in der SPD entstand u.a. auch
als Folgeerscheinung der Unterdrückung der Sozialde­
mokratie durch die Bismarck-Regierung.
Die Illegalisierung der Sozialdemokratie führte einer -
seits zu anarchistischen Stimmungen in der Partei, an­
dererseits aber auch - besonders nach Lockerung der
Verfolgung - zum opportunistischen Zurückweichen vor
der Reaktion.
Lenin merkte an :

".. .Als 189o eine Wendung zu* Zugeständnissen*
eintrat, erwies sich diese - wie immer - als noch
gefährlicher für die Arbeiterbewegung^ da sie den
ebenso einseitigen Widerhall des bürgerlichen 'Re-
formertums* hervorrief : den Opportunismus in
der Arbeiterbewegung. " (Die Differenzen in der eu­
ropäischen Arbeiterbewegung)

Auch der Übergang des Kapitals zur faschistischen Herr­
schaft Anfang 1933 hatte eine Stärkung des Opportunis­
mus in der deutschen Arbeiterbewegung zur Folge.

Vor der faschistischen "Machtergreifung’1 hatte die KPD
in der Einschätzung des Imperialismus allgemein sowie
der Rolle von NSDAP und SPD eine Reihe "linker" Feh -
ler gemacht.
Diese fanden vor allem ihren Ausdruck in der These von
der SPD als "sozialer Hauptstütze der Bourgeoisie" und
Hauptkraft der Faschisierung ("Sozialfaschismus"). Die
KPD hielt auf Grund dieser falschen Einschätzung zu
lange daran fest, den "Hauptstoß gegen die SPD" zu füh­
ren. In der Bündnispolitik propagierte die KPD
die "Einheit ausschließlich von unten", d.h. ohne die
Einbeziehung der SPD-Führung in Bündnis-Angebote.

Ihre Fehler hinderten die KPD, rechtzeitig die Arbeiter­
klasse zum anti-faschistischen Kampf zu mobilisieren.

eine breite Einheitsfront der Arbeiterklasse herzustei -
len und auf der Basis einer konsequenten Politik die Füh­
rung in dieser Einheitsfront zu gewinnen.

Heue Strategie

Der Sieg des Faschismus zwang zur Überprüfung der
bisherigen Politik. Unter dem erdrückenden Ein -
druck des Sieges des Faschismus entwickelten sich je -
doch innerhalb der KOMMUNISTISCHEN INTERNATIO­
NALE allgemein und in der KPD ganz besonders resig-
native, pessimistische Stimmungen in Bezug auf die
weitere Entwicklung der Arbeiterbewegung, verbunden
mit einer allzu optimistischen Einschätzung der zu -
künftigen Rolle der SPD und der bürgerlich-demokra­
tischen Kräfte.
Aus den "Veränderungen im internationalen Kräftever­
hältnis" wurde die Möglichkeit ganz neuer Dimensio­
nen der Bündnispolitik hergeleitet und eine besondere
"demokratisch-antifaschiBtische" Etappe erfunden.

Damals wurde von der KPdSU-Führung bereits der
"Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse in
der Sowjetunion" und das Ende des Klassenkampfs
verkündet. Daraus wurde nun eine "allgemeine
Stärkung der Kräfte des Friedens, der Demokratie
und des Sozialismus in der Welt" gefolgert sowie eine
"gewaltige Steigerung der Autorität und des interna -
tionalen Gewichts der UdSSR", und diese Einschät -
zung "wirkte auch unmittelbar auf die Strategie und
Taktik der Kommunistischen Parteien, darunter auch
der KPD, ein." (S.Vietzke, Die KPD auf dem Wege
zur Brüsseler Konferenz, Berlin/DDR 1966, s. 88)
Es gab - wie einige Wortführer innerhalb der KOMIN­
TERN behaupteten - "ein neues Kräfteverhältnis der
Klassen im internationalen Maßstab, das die kommu­
nistischen Parteien verpflichtet, eine Reihe grundle­
gender Probleme der Strategie und Taktik auf neue
Art zu stellen" (Manuilski, VH.Kongress der KOMIN­
TERN, August 1935) und daher "neue und grössere
Möglichkeiten der Gewinnung breiterer Massen, der
Schaffung der breitesten Einheitsfront und Volk« -
front" (Ulbricht, Brüsseler Konferenz der KPD,
Oktober 1935).
"Der Kampf um den Frieden bot die Möglichkeit, 



breiteste Volksschichten gegen die faschistischen
Kriegstreiber.zu sammeln. Das hatte tiefgreifende Wir­
kungen auf die strategisch-taktische Konzeption der~
KPD" (Vietzke, s. 89) •

Rechtsopportuiiistisohe
Bündnispolitik

Das führte nicht nur zu opportunistischen Angeboten an
die SPD-Führer,"sich für die Zelt des gemeinsamen
Kampfes gegen das Kapital und den Faschismus Jedes
Angriffs auf die Sozialdemokratie (zu) enthalten" (Ein -
heitsfrontangebot der KPD vom lo. März 1935), sondern
zur Anbiederung sogar an Reaktionäre und faschistische
Splittergruppen.
So erklärte man sich auf der Brüsseler Konferenz 1935
bereit, "auch mit Brüning zusammenzuarbeiten",dem
Reichskanzler von 193o-32 und Wegbereiter des Faschis­
mus (Ulbricht, Zur Geschichte der deutschen Arbeiterbe­
wegung, Bd. H, Zusatzband, S. 84).
Die Kontaktaufnahme zur Strasser-Gruppe (Anfang der
3oer Jahre aus der NSDAP ausgeschlossen - vertrat als
"Schwarze Front" extrem reaktionäre Ziele, die sich
am Wirtschafte- und Gesellschaftsleben des Mittelalters
orientierten!) scheiterte nur deshalb, weil linke Sozial­
demokraten - mit denen es sich die KPD-Führer nicht
verderben wollten - entschiedenen Protest einlegten
(Ulbricht, s. o., Bd. II, 2. Zusatzband, s. 64

An die Stelle des "Links"opportunismus trat eine rechts­
opportunistische Bündnispolitik der "Einheit um jeden
Preis" gegenüber der SPD und der Spekulation auf reak­
tionäre bürgerliche Parteien und Politiker bis hinein in
die Reihen des Faschismus.

“Lieber eine Niederlage
im Kampf als ohne Kampf”

Die Durchsetzung dieser Politik in der KPD war mit ei­
nigen Schwierigkeiten verbunden, obwohl durch die Ver­
haftung Thälmanns (offenbar durch Verrat war er schon
am 3. März 33 als erster Führer der KPD in seinem ge­
heimen Quartier festgenommen worden) der wichtigste
potentielle Gegner des neuen Kurses nicht mehr aktions­
fähig war.

135

Letztmals am 7. Februar hatte Emst Thälmann auf einer
bereits illegalen Sitzung des ZK der KPD gesprochen.
In einer langen Rede hatte er versucht, die sich aus dem
Sieg des Faschismus ergebenden Aufgaben der KPD zu
entwickeln. Thälmann konnte diese Rede nicht zu Ende
halten, da er von Ulbricht - der den Vorsitz führte - mit
der Bemerkung unterbrochen wurde, der geheime Sitzungs­
ort sei verraten worden. Die ZK-Sitzung wurde aufgelöst.
Mehrere Stunden später traf tatsächlich Polizei in dem
Inzwischen verlassenen Lokal ein.
Das ZK beschloß aber die "Verbreitung" der vollständigen
Rede Thälmanns wegen deren politisch-theoretischer Be­
deutung : "Die Rede wird illegal gedruckt und verbreitet".
Das geschah indessen nicht. Der DDR-Historiker Vietzke
kommentiert mit gespielter Naivität : "Offensichtlich
gelang dieses Vorhaben unter dem Druck des faschistischen
Terrors nicht mehr’’ (Vietzke, S. lol) - obwohl es zweifel­
los ein leichtes gewesen wäre, die Rede Thälmanns spä­
ter vom Ausland aus illegal zu verbreiten.
Aus dieser offenbar strategisch und taktisch bedeutsamen
Rede Thälmanns liegen bis heute leider nur isolierte Zitate
vor, die u.a. im Artikel Ulbrichts "Wir erfüllen Emst
Thälmanns Vermächtnis" und im Offenen Brief "Emst
Thälmann ruft zur antifaschistianhen Einheitsfront" vom
27.Februar eingesetzt worden waren, um den bei den Ar­
beitern populären Namen Thälmann für die rechtsopportu­
nistische Linie zu beschlagnahmen.
Zu lebendig aber war in der deutschen Arbeiterklasse die
Erinnerung an Ernst Thälmann :

"Die Leitung hatte große Mühe, die Genos­
sen davon zu überzeugen, daß es falsch
wäre, zum bewaffneten Aufstand überzu­
gehen ..." (Vietzke, s. Io2 - Fußnote)

Die kommunistischen Arbeiter Berlins sagten "Lieber eine
Niederlage im Kampf als ohne Kampf" - "ähnliche Mittei­
lungen liegen aus Hamborn, Wanne-Eickel, dem Saarge­
biet und aus anderen Parteiorganisationen vor..."
(Vietzke, s. Io2, Fußnote).
Das Mitglied des Politbüro, Hermann Remmele, erklär­
te auf einer Sitzung des Politbüro am 2o. März 33 :

□
 . daß es besser gewesen wäre, eine

Niederlage zu erleiden, als—in die
Illegalität zu gehen".
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setzen ctedhi

Zumindest bis zum Herbst 1934 behielten im Politbüro
des ZK der KPD (damals Sitz in Paris) die Gegner des
neuen Kurses um Hermann Schubert und Fritz Schulte
die Mehrheit, während Ulbricht und Pieck als Vertreter
des Rechtsopportunismus isoliert blieben.
Das entsprach der Lage in Deutschland selbst, wo vor
allem im Ruhr- und Saargebiet, in Berlin und Hamburg
die Illegalen Zellen den Kampf auf der Thälmannschen
Politik fortsetzen wollten.

Entscheidend für die Durchsetzung der Ulbricht-Pi eck-
Gruppe war die Zerschlagung gerade der aktivsten, be­
wußten und militanten Partei-Zellen durch den Faschis­
mus und der Bruch in der Kontinuität der politischen Lei­
tungstätigkeit in Deutschland :

Bis Mitte 1935 waren von 422 führenden Funk­
tionären der KPD mehr als die Hälfte - 219 -
verhaftet; in einigen Bezirken waren von März
1933 bis April 1935 bis zu acht Leitungen
nacheinander tätig!

Wie sich ganz allgemein das Kräfteverhältnis zu Ungun­
sten der Arbeiterklasse verschob, so wurde im besonde­
ren die Avantgarde des Proletariats entscheidend ge­
schlagen - physisch vernichtet oder demoralisiert.
So war für die Durchsetzung des Rechtsopportunismus
in der KPD eine objektive Grundlage gegeben. Dazu kam,
daß die Ulbricht-Pieck-Gruppe der Unterstützung der
KOMINTERN-Führung sicher war und dadurch die im
Ausland hergestellte illegale Partei-Presse kontrollier­
te.

Die Tagung des Politbüros der KPD vom 19.-23.Oktober
1934 endete noch mit einer mehrheitlichen Verurteilung
der Ulbricht-Pi eck-Gruppe als rechtsopportunistisch.
Das Exekutivkomitee der KOMINTERN (EKKI) gab da­
raufhin am 27. Oktober eine Erklärung zugunsten der
Ulbricht-Pieck-Gruppe ab und erklärte die Mehrheit des
Politbüros der KPD zur "linkssektiereriBchen Abwei­
chung". Ein weiterer derartiger Beschluß des EKKI
folgte am 19. Januar 1935.

Wenige Tage später, Ende Januar 1935, gelang es der
Ulbricht-Pieck-Gruppe erstmals, auf einer Sitzung des
ZK eine Mehrheit für ihren Kurs zu gewinnen (dies war 
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kein ordnungsgemäß zustande gekommenes, d. h. ge­
wähltes ZK, da die meisten Parteiführer inhaftiert
oder ermordet waren). "Nach der Januar-Tagung
begann der Kampf der leninistischen Kräfte in der Par­
teiführung um die vollständige ideologische Zerschla­
gung des Sektierertums und um die Durchsetzung der
vom ZK beschlossenen Politik in der ganzen Partei."
Hierzu wurden spezielle "Instrukteure" nach Deutsch­
land geschickt, die die Partei-Einheiten im Sinne des
neuen Kurses zu bearbeiten hatten. (Geschichte der
deutschen Arbeiterbewegung, Berlin/DDR, Bd.X,

s.95).
Nach dem VII. Weltkongress der KOMINTERN fand
Im Oktober 1935 in Moskau die sogenannte Brüsseler
Konferenz der KPD .statt, auf der ein Programm der
KPD für den Sturz des Hitler-Regimes beschlossen

wurde.
"Die Einschätzung des Kräfteverhältnisses der Klas­
sen und die Klärung des Charakters des Faschismus
als offener terroristischer Diktatur des Monopolka­
pitals führte die Konferenz zu der Erkenntnis, daß
auch in einem hochentwickelten imperialistischen
Land wie Deutschland, in dem schon seit der Jahr -
hundertwende die sozialökonomischen Vorausset­
zungen herangereift waren, die demokratische Ikn-
wälzung notwendig war. . . Unter den gegebenen ob­
jektiven und subjektiven Bedingungen konnte der
Sturz der faschistischen Diktatur also nicht durch
den unmittelbaren Kampf um die sozialistische Revolution
und um die"Errichtung der Diktatur des Proletariats ge­
führt werden, sondern die Massen mußten auf der Grundlage
eines demokratischen Programms für die nächsten Schritte
zum Kampf gegen’die Hitlerdlktätur gewonnen werden. . .
Ausgehend von dem unüberbrückbaren Widerspruch zwischen
den reaktionärsten Cliquen des Finanzkapitals und allen ande-
ren sozialen Gruppen, legte die Parteikonferenz fest, die
Volksfrontpolitik als eine spezifische Form der Bündnispo­
litik zu entwickeln..." (Geschichte der deutschen Arbeiter­
bewegung, Bd.X, S.119 und 123).

Diese Programmatik wurde vertieft auf der sogenannten
"Berner Konferenz der KPD", die Anfang 1939 in der
Nähe von Paris stattfand.
In einer Resolution dieser Konferenz hieß es u.a. :

"Das ZK der KPD wiederholt nachdrücklich vor
allen Sozialdemokraten, Katholiken, Demokratei,
vor allen verantwortungsbewußten Deutschen, daß
die Pölitfk der’KPD’fe’st’ünd gracfifnig'darauf ge­
richtet ist, in engster Gemeinschaft mit allen
fried- und freiheitsliebenden Deutschen Hitler zu
stürzen und an die Stelle der Hltlerdiktatur eine



vom ganzen Volk frei gewählte Volksregierung
in einer neuen demokratischen Republik zu set­
zen.

Es wurden - wie oben aufgezeigt - in den Jahren 1934/35
und folgenden tiefgreifende Änderungen in der Strategie und
Taktik vollzogen, die im wesentlichen mit angeblichen Ver­
änderungen in der Sowjetunion begründet wurden.
Indessen erweist sich die Verkündigung des '‘Sieges der so­
zialistischen Produktionsverhältnisse in der Sowjetunion” zu
jener Zeit als völlig willkürlich^ - ebenso wie die Behaup­
tungen, in der "Sowjetunion's eien'"die kapitalistischen Elemen­
te restlos liquidiert" (Geschichte der KPdSU/B, 1.414) und
es gebe nunmehr "keine antagonistischen Klassen mehr”(Sta­
lin, Über die Verfassung der UdSSR, 1936).

Gerade auf diese willkürlichen Festlegungen stützte üch
aber die Theorie vom "veränderten Kräfteverhältnis in der
Welt".

Die Strategie der "Volksfront" mußte - well sie auf fal­
schen Voraussetzungen basierte - notwendigerweise bank­
rott machen. Die "Volksfronten" in Spanien und Frankreich
während der 3oer Jahre waren nicht von langer Dauer.
Allgemein gesprochen hat die Arbeiterklasse bis heute mit
dieser glorreichen Strategie nur Mißerfolge erlitten.
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FRACTLX’TJ”
Wesentliche Grundlage der "Volksfront"-Strategie war die
Dimitroffsche "Zwei-Fraktion en"-Theorie.
Unter dem Einfluß Dimitroffs (damals KOMINTERN-Vor­
sitzender) bezeichnete das XIH. Plenum des EKKI (Dezem­
ber 1933 den Faschismus als "die offen terroristische Dik­
tatur der am meisten reaktionären, chauvinistischen und im­
perialistischen Elemente des Finanzkapitals", d.h. Diktatur 

nicht der Bourgeoisie schlechthin, sondern eines Teils

von dieser.
Der DDR-Historiker Vietzke schreibt dazu : "Das Neue be­
stand in der Feststellung, daß der Faschismus nicht eine
terroristische Herrschaftsform_derGroßbourgeöisle's'chlecht
hin," sondern "die' offene' terroristische Diktatur ihrer’rea'ktiö-
Härsten und aggresivsten Clique darstellt.
Diese präzisere Definition half den Kommunistischen Partei­
en, den Hauptstoß des Kampfes der Völker noch zielgerichte­
ter gegen die a_u_8_g_e_sp_ro_ch_en_faschistischen Kreise der Mono-
polbourgeoisie'zu richten und eine _Bündnis_pölitik für den
Kampf gegen den Faschismus auszüärbeit'enl'die auch auf die
Gewinnung der nichtfaschististischen Teile der Bourgeoisie
gerichtet war" (Vietzke, s.45).

Vietzke konstruiert eine 11Kräftev erschiebung im Lager
des deutschen Monopol- und Bankkapitals", die angeblich
der Regierungsübernahme des Faschismus zugrunde lag.
Vietzke zufolge hätte in der Weimarer Republik "die ge­
samte in sich sehr differenzierte Großbourgeoisie" die

politische Macht aus geübt.
In den letzten Jahren der Weimarer Republik (Regierun­
gen Brüning, Papen, Schleicher) sei dann eine "Umgruppie­
rung der Kräfte im Lager des deutschen Finanzkapitals
ver sieh gegangen", und zwar auf Kosten jener "Gruppie­
rungen der Großbourgeoisie, . . . die auf dem Gebiet der
Innenpolitik noch nicht vollständig mit den bürgerlich-de­
mokratischen Herrschafts'formen gebrochen hatten'ünd
außenpolitisch stärker am internationalen Handel als an
bewaffneten Agressionen interessiert waren. Im Janu­
ar 1933 schließlich hätten dann die ""reaktionärsten und
aggressivsten Teile" des Großkapitals "die politische
Macht vollends übernommen" (Vietzke, s. 41).

Von seinen eigenen kühnen "Differenzierungen im La­
ger der Großbourgeoisie" mitgerissen, konstruiert
Vietzke auch gleich noch "zwei Fraktionen" jenes zu­
letzt genannten "reaktionärsten und aggressivsten"
Teils der Großbourgeoisie, zwischen denen dann
ein "heftiger Kampf um den politischen Führungsan-
spruch im faschistischen Staate" stattgefunden habe
(Vietzke, S. 43), nämlich :

■ Dresdner Bank, Thyssen, Flick, Krupp, Blom­
berg (Reichswehrminister), Göring (Luftwaffe,
Rüstungsindustrie) und die Vereinigten Stahl­
werke - als die besonders reaktionäre
"Fraktion"

b Deutsche Bank, Siemens, AEG, IG Farben (!),
Schmitt und Darre (zwei später zurückgetrete-
ne Minister für Wirtschaft bzw. Landwirt -
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schäft), Schleicher (Reichswehr), Röhm (SA) '
und Gregor Strasser ("linker" Flügel der
NSDAP)

(Vietzke, s.43)

In der Zerschlagung der Röhm-Strasser-Gruppe und
der SA im Sommer 1934 sieht Vietzke daher nicht in
erster Linie die "Niederschlagung der kleinbürgerli­
chen Opposition" innerhalb des Faschismus, sondern
den "Ausdruck des Machtkampfes zwischen den reakti­
onär sten und aggressivsten Gruppierungen des deut -
sehen Finanzkapitals" (Vietzke, s. 43).

Aus der einfachen und von Marxisten nie bestrittenen
Tatsache, daß innerhalb der Kapitalistenklasse zahl­
reiche zum Teil sehr scharfe Widersprüche,bestehen,
folgern die revisionistischen Theoretiker auf die Exi­
stenz immer neuer "Fraktionen des Kapitals", Immer
neuer "Differenzierungen" (vielleicht wird es eines
Tages gelingen, den wirklich "allerreaktionärsten"
Kapitalisten ausfindig zu machen und zu isolieren? ?),
unter denen die Arbeiterklasse unter Hintanstellung
ihrer eigenen Kampfziele (Diktatur des "Proletariats^
Sturz der’Bourgeoisie) ihre potentiellen Verbündeten
zu suchen haben soll.
Es ist - einige Schritte in diese Richtung gegangen -
nur konsequent, daß Walter Ulbricht die von der NSDAP
abgespaltene faschistische Strass er-Gruppe (SCHWARZE
FRONT mit Sitz in Prag) und Ex-Kanzler Brüning in
eine "antifaschistische V olksfront" einbeziehen
wollte?

Vietzke weist leider nicht aus, nach welchen Kriterien
er seine "Differenzierungen" vorgenommen hat. So
kommt z.B. der sowjetische Historiker Daniil Melni­
kow zu ganz anderen "Differenzierungen" (M.,2o.Juli
1944 - Legende und Wirklichkeit, Berlin/DDR 1964).
Melnikow meint nämlich ;

"Um Krupp, Bosch und Reusch gruppierten
sich jene Monopolisten, die sich Hitler ge­
genüber kritisch verhielten."

(s.o., S.119)

Mit Krupp und Reusch (Vertreter der Gute-Hoffnungshütte)
rechnet Melnikow also zwei Vertreter des schwerindustriel­
len, rüstungs wirtschaftlich engagierten Teil des Großkapi­
tals zum "kritischen Flügel", die Vietzke für Vertreter der
"harten Fraktion" hält.

Tatsächlich stand z.B. der ehemalige Oberbürgermeister
von Leipzig, Goerdeler (einer der Führer des Putsches
vom 2o. Juli 44) in engster Verbindung zum Krupp-Konzern,
für den er vor dem Krieg mehrere Geschäftreisen ins Aus-

Was bedeutet :
Diktatur der Bourgeoisie ?
So , wie die revisionistischen Ideologen an die Sache heran­
gehen, muß es ganz unsinnig erscheinen, überhaupt von
e^er Diktatur der Bourgeoisie zu reden. Aber wenn z.B.

land unternahm (nebenbei dürften diese Reisen auch außen­
politischen Charakter gehabt haben). Mit Ewald Loeser
Ivar außerdem ein Vertreter des Krupp-Konzern in Goerde-
lers **Sehattenkabinett" für den Fall eines Sturzes der Hit­
ler-Regierung vorgesehen (Finanzministerium).

Melnikow kommt schließlich zur Feststellung, es sei
»noch nicht detailiert erforscht, welcher Teil der mono­
polistischen Bourgeoisie das ‘ sinkende Schiff Hitlers ver­
lassen wollte und begann, die Verschwörung aktiv zu unter­
stützen" (Melnikow, S. 117).
Das kann wohl nichts anderes bedeuten, als daß es gar
nicht möglich ist, die großkapitalistischen Hintermänner
des 2o.Juli (die es zweifellos gab!) mit dieser oder jener
"Fraktion der Monopolbourgeoisie" zu identifizieren.
Die Reihe der Rückversicherer für den Fall
einer Niederlage der Faschismus ging quer durch das
Großkapital hindurch. Ebenso finden sich vor 1933 Vertre­
ter beider von Vietzke konstruierten "Fraktionen" unter
den entschiedensten Förderern Hitlers.

Gegen die revisionistische "Zwei-Fraktionen"-Theorie sind
außer den eindeutigen empirischen Fakten
zwei grundsätzliche Überlegungen vorzubringen :

■ Die verschiedenen Gruppen und Zweige der kapi­
talistischen Wirtschaft sind - namentlich im Stadium
des Imperialismus ! - viel zu eng miteinander
verflochten, um grundsätzliche Inter­
essen-Gegensätze (im Sinne von "Fraktionen") zu

erlauben

Die Gegensätze zwischen verschiedenen Teilen
des Kapitals unter den Bedingungen der Anarchie
der Produktion führen nicht zur Herausbildung
fester, dauerhafter "Fraktionen", sondern zu
sachlich und zeitlich "begrenzt en piteresseng_e-_
meinschaften (A geht heute in dieser Trage mit
B gegen’C zusammen, während er morgen in
ipnPr Frape mit C gegen B zusammengeht usw.)



Lenin von der Diktatur der Bourgeoisie spricht, so ist
doch klar, daß keinesfalls die g???mt_e_KapitaliBtenklass^
bis runter zum allerkleinsten Kräuter, kollektiv <H0 politi
sehe Macht ausübt. Sondern die Macht wird seil,hi verstand
lieh immer von den größten Kapitalisten
übt, wobei die kapitalistische Konkurrenz sich auch
in gewissen "Machtkämpfen" widerspiegelt.
Sie üben diese Macht indessen aus im Grundinteresse der
gesamten Kapitalistenklasse, und'däsist für'uris Komrnünis
ten der'Grund/von einer KktaturderBourgeoisie zu reden

Natürlich ist es nicht so, daß sämtliche Kapitalis­
ten plötzlich und zur selben Zeit beschließen, zum Faschis­
mus überzugehen. Es gibt vielmehr einen Prozess des
"H e r a n k o m m e n s" der Kapitalistenklasse an den
Faschismus, der Individuell unterschiedlich verläuft.
Der Übergang zur faschistischen Herrschaftsform bedeutet
jedoch nicht, daß sich eine grundsätzlich und unter allen
Umständen zum Faschismus drängende'"Fraktion’’'des
Kapitals "durchsetzt gegen eine andere "Fraktion",die lieber
an der bürgerlichen Demokratie festhalten würde. Er bedeu.
tet vielmehr, daß die Kapitalistenklasse ingesamt den
Faschismus zur Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft gegen
die Arbeiterklasse braucht, daß sie ohne Faschismus nicht
mehr weiter kann.

VOI. Kongress
der KOMGITEREI
Meilenstein des Revisionismus

Die ideologischen Grundlagen der revisionistischen Stra­
tegie der "demokratischen Erneuerung" wurden bereits in
den 3oer Jahren gelegt - ganz abgesehen von ihren Vorläu­
fern in der Politik der SPD und im Rechtsopportunismus
der Brandler- Thalheim er-Fraktion innerhalb der KPD-
Führung (um 1923).
Völlig blind ist es, wenn z.B. einige super-"linke"
Abbau-Organisationen immer noch darauf schwören, die
Politik der KPD sei bis zum XX. Parteitag der KPdSU
(1956) und noch darüber hinaus "absolut korrekt" gewe­
sen.

Verbindlich für alle Parteien der KOMMUNISTISCHEN
INTERNATIONALE wurde die neue Strategie entwickelt
auf dem VII. Weltkongress der KI im August 1935.

„er VII.KI-KongresB definierte den Faschismus als die
"offene, terroristische Dlkatur der reaktionärsten, chau-
vlnlstischten, am meisten Imperialistischen Elemente
des Finanzkapitals". Diese Einengung des Faschismus
(nicht Diktatur der Bourgeoisie, sondern nur von Tellen
dieser)führte direkt zu einer Unterschätzung des Faschis­
mus und zu einem leichtfertigen, abenteuerlichen Heran­
gehen an die Frage des antifaschistischen Kampfes. Der
VB. -Kl-Kongress hielt den Faschismus für "eine grausa-
m«' aber keine feste Machti', wegen der "Melnungaver-
scldedenhelten1ründ'"Gegeneätze Im Lager der Bourgehl-
ele", weswegen die "Partei der Faschisten ihr Monopol
nicht lange aufrechterhalten" könne.
Es wurde auf ein rasches Zusammenbrechen des Faschis­
mus gerechnet, was seinen konkreten Ausdruck fand u. a.
In der Parole der Ulbrlcht-Pleck-Gruppe vom "Wiederauf­
bau der Freien Gewerkschaften", die nur dazu geeignet
war, hunderte fortschrittlicher Arbeiter zusätzlich den
faschistischen Mördern ans Messer zu liefern, aber kei­
nerlei praktischen Nutzeffekt hatte.

Als wichtigstes Mittel im Kampf gegen den Faschismus
bezeichnete der VII. Kongress der KI die "Schaffung der
Einheitsfront, die Herstellung der Aktionseinheit der
Arbeiter". "Die Herstellung der Aktionseinheit aller
Telle der Arbeiterklasse, unabhängig von Ihrer Zuge­
hörigkeit'su der einen oder anderen Partei und Organi­
sation, ist notwendig, noch bevor die Mehrheit der Ar­
beiterklasse sich zum Kampf für den Sturz des Kapita­
lismus und für den Sieg der proletarischen Revolution
vereinigt haben wird."
Der Hauptinhalt der Einheitsfront müsse sein :

"Die Verteidigung der unmittelbaren wirt­
schaftlichen und politischen Interessen der
Arbeiterklasse, die Verteidigung der Ar -
belterklasse gegen den Faschismus"

"Bei der Mobilisierung der werktätigen Massen zum
Kampf gegen den Faschismus" war nach Meinung des
Kl-Kongress "die Schaffung einer breiten antifaschis­
tischen Volksfront auf der Grundlage der pro­
letarischen Einheitsfront eine besonders wichtige Auf­
gabe", d.h. die gemeinsame Front des Proletariats
mit dem städtischen Kleinbürgertum und der Bauern­
schaft.
Der VH-KI- Kongreß war der Meinung, "daß eine sol­
che Lage eintreten kann, wo die Bildung einer Regie­
rung der Proletarischen Einheitsfront oder der anti-
faochlstiechen Volkofront nicht nur möglich, sondern
such,im Interesse des Proletariats notwendig sein
*ird . raB müsse eine "Regierung des Kampfes ge-
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gen Faschismus und Reaktion" sein, '.'im geeigneten
Moment, gestützt auf die ansteigende Einheitsfrontbe­
wegung, wird die Kommunistische Partei des gegebe­
nen Landes für die Schaffung einer solchen Regierung
auf der Basis einer bestimmten antifaschistischen
Plattform eintreten."

Diese Perspektive stelle sich aber nur "unter den Bedin­
gungen einer politischen Krise, wo die herr­
schenden Klassen bereits nicht mehr imstande sind, mit
dem mächtigen Aufschwung der antifaschistischen Massen­
bewegung fertig zu werden", wenn erstens "der Staatsappa­
rat der Bourgeoisie bereits genügend desorganisiert und
paralysiert ist", und wenn zweitens "die breitesten werk-
Massen der Werktätigen, besonders die Massengewerk-
schaften, stürmisch gegen Faschismus und Reaktion
auftreten".
"Wann und in welchen Ländern eine solche Lage tatsäch­
lich eintreten wird, in der diese Voraussetzungen in genü­
gendem Maße gegeben sein werden, kann man im voraus
nicht sagen".
"Die endgültige Rettung kann diese Regierung nicht

bringen. Sie ist nicht imstande, die Klassenherrschaft
der Ausbeuter zu stürzen und kann daher auch die Gefahr
der faschistischen Revolution nicht endgültig beseitigen.
Folglich muß man sich zur sozialistischen Revolution
vorbereiten. . ,, . __ . .---------------------- (alle Zitate aus dem Hauptreferat

Dimitroffs)

Im Vergleich hierzu haben die Revisionisten der DKP
in ihrer Grundsatzerklärung und verstärkt in ihren "The­
sen" folgende Veränderungen unternommen :

■ Die Darstellung der Perspektive der "Volks­
front-Regierung nicht als Möglichkeit
unter genau definierten Bedingungen,
sondern als grundsätzliche Strate­
gie, die in allen Phasen der Bewegung ver­
folgt wird - d.h. Festlegung auf die "Volks­
front-Regierung" als einziges mögliches
Modell der En-twicklung

H Die Einführung der "Volksfrontregierung"
als eine besondere E ta p p e ("demokrati­
sche Erneuerung"), d.h. eine Z w i s c h e n-
stufe zwischen Imperialismus und Sozia­
lismus und die Beseitigung des Kapitalismus
durch die "Volksfrontregierung" bereits in
der "Etappe" der "demokratischen Erneuerung"

DO^ KPD
Nach Kriegsende wandte sich die KPD am 11. Juni 1945

mit einem Aufruf "an das deutsche Volk zum Aufbau eines 

1U

„faschistisch-demokratischen Deutschlands".
antii»3 •
Fs hieß darin u.a. :

"Mit der Vernichtung des Hitlerismus gilt es gleich­
zeitig, die Sache der Demokratisierung Deutschlands,
die Sache der bürgerlich-demokratischen Umbildung,
dfe '1848"begönnen wurde, zu Ende zu"führen,“die"feu­
dalen Überreste völlig zu beseitigen und den reaktio­
nären altpreussischen Militarismus mit allen seinen
Ökonomischen und politischen Ablegern zu vernichten.

Wir sind der Auffassung, daß der Weg, Deutschland
das Sowjetsystem aufzuzwingen (?) falsch wäre, denn
dieser Weg _en_tspricht_nicht_den gegenwärügen Ent-
wTckl”un"g~8b"e€Üngüngen in Deutachlän d.
Wir” sind "vielmehr" der Äüfrae’sang/däÖ die entschei­
denden Interessen des deutschen Volkes in der gegen­
wärtigen Lage für Deutschland einen anderen Weg vor­
schreiben, und zwar den Weg der Aufrichtung eines
antifaschistisch-demokratischen Regimes, einer par­
lamentarisch-demokratischen Republik mit allen
demokratischen Rechten und Freiheiten für das Volk."

Dieser Weg wird bereits in der Erklärung vom 11. Juni 45
als "demokratische Erneuerung Deutschlands" bezeichnet.

Völlig falsch eingeschätzt wurde die Rolle des US-Impe-
rlalismus als möglicher Schutzpatron der "Demokratisie­
rung" in den westlichen Besatzungszonen und Teil des
"Weltfriedenslagers". So heißt es in der Erklä­
rung vom 11. J uni :

"Auf der Seite der Vereinten Nationen, mit der
Sowjetunion, England und den Vereinigten Staaten
an der Spitze, stand die Sache der Gerechtigkeit,
der Freiheit und des Fortschritts".

Diese Einschätzung gab dem Kampf der deutschen Arbei­
terklasse in den drei Westzonen eine völlig falsche Orie­
ntierung - als könnten sie die "Demokratisierung" mit,
statt gegen die westlichen Besatzungsmächte durch­
führen.
Es handelte sich dabei nicht um einen vereinzelten, iso -
Herten Fehlern, sondern um eine g r u ndsätzli -
ehe Fehlposition. Hier spukte wieder die revisionis­
tische "Zwei-Fraktionen"-Theorie herum. So wie die
Revisionisten heute vom "gemäßigten Flügel" des Impe­
rialismus reden, so wurde 1945 angenommen, daß eine
führende "Fraktion" des US-Imperialismus die Zusam -
menarbeit mit dem "Weltfriedenslager unter Führung der
Sowjetunion" bis in alle Ewigkeit fortsetzen wollte.
Indessen erwiesen sich die US-Imperiallsten sehr rasch
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als entschiedene Gegner einer Demokratisierung Deutsch­
land Im Sinne des von ihnen mit unterzeichneten Potsda­
mer Abkommens und als ebenso entschiedene Förderer
des deutschen Imperialismus.

Der Revisionismus
in Frankreich

In den anderen Ländern Westeuropas verlief die Entwick­
lung ähnlich.
In Frankreich z.B. propagierte die revisionistische KP
Frankreichs PCF die Entwaffnung der Parttsanen-
Verbände der Resistance nach Vertreibung der faschisti­
schen deutschen Wehrmacht. So wurde der französischen
Arbeiterklasse Ihr wichtigstes Kampfinstrument aus den
Händen gefunden, von Leuten, in denen die Arbeiter Ihre
Führer sahen !

Auf der Sitzung des ZK der PCF vom 21.-23. Januar 1945
erklärte Parteichef T h o r e z ganz offen :

"Die Aufgabe der Kommunisten lat nicht, zu re­
gieren, sondern denen zu helfen, die regieren11,

was nach Lage der Dinge nur heißen konnte : den Gaullis­
ten, der Regierung der Bourgeoisie.

Alle Anstrengungen der PCF wurden auf eine Kampagne
für die "Produktlonsschlacht" konzentriert. Ganz so, als
wäre Frankreich bereits ein sozialistisches
Land wurde die Parole ausgegeben : ."Der klaasenbe-
wußte Arbeiter vervielfacht seine Produktionsanstrengun-
gen".

Als das nicht wunschgemäß klappte, mußte Thorez Im Juli
1945 Im Auftrag der französischen Bourgeoisie eine Rund­
reise durch das nordfranzösische Kohlegebiet unternehmen,
um gegen "trotzklstlsche (!) Elemente Im Dienst der Kon­
zerne (?), die die Arbeiter zu Streiks verleiten wollen", zu
hetzen, um den Arbeitern Lohnverzicht und verschärfte
Ausbeutung schmackhaft zu machen.
Eine weitere Anti-Strelk-Kampagne mußten die Revisionis­
ten im Frühjahr 1946 führen. Der Streik der Drückerei-
Arbeiter im Januar 1946 war bereits von der revisionis­
tisch bestimmten Gewerkschaft CGT boykottiert wurden und
PCF-Arbeltsmlnlster Crolzat (die PCF erhielt In dieser
Phase von der Bourgeoisie einige Mlnisterposten einge -
räumt) klagte die streikenden Arbeiter der "Trägheit, Hab­
gier und Sabottage" an. Die betreffende Rede Crolzats
sollte zunächst in der Partei-Zeitung "1’ Humanlte'" ab-
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„druckt werden, was aber von den Druckern verhindert
wurde. Die Verbreitung der Rede durch Flugblätter schei­
terte ebenfalls. Weil die Verteiler von den empörten Ar­
beitern verjagt wurden.
jtn Februar 1947 traten die Arbeiter der verstaatlichten
Renault-Werke In den Streik. Die Revisionisten würgten
diesen Streik zunächst dadurch ab, daß sie erklärten, die
Renault-Werke "gehören dem Volk" und dürften deshalb
nicht bestreikt werden.
Bis Ende April hatte sich der Streik jedoch erneut auf
große Telle der Renault-Arbeiterschaft ausgedehnt.
Die Presse der PCF wollte diesen Streik zunächst
verschweigen, sah sich dann aber doch gezwungen,
in diffamierender Weise von dieser "Provokation einer
Handvoll Trotzkisten" immerhin Notiz zu nehmen.

Diese Episode der französischen Arbeiterbewegung endete
damit, daß die PCF-Mlnister nach Erledigung ihres
schmutzigen Geschäftes von der Bourgeoisie den Fußtritt •
erhielten und aus der Regierung flogen - nachdem sich
"die Lage beruhigt" hatte. Das geschah noch im Jahre
1947.

KPD propagiert
” Unternehmerinitiative ”

In Westdeutschland erhielt die KPD nicht einmal Regie­
rungssitze - betrieb aber dieselbe Politik der Bindung
der Arbeiterklasse an die Kapitalinteressen.

Schon in der oben erwähnten Erklärung der KPD vom
11. Juni 1945 wurde die "völlig ungehinderte Entfaltung des
freien Handels (!) und der privaten Unternehmerinitiative
auf der Grundlage des Privateigentums11 gefordert.
Es wurde so getan, als seien nunmehr "freier Handel" und
"private Unternehmerinitiative" die besten Mittel,
"die Wirtschaft wieder in Gang zu bringen" - das übrigens
ganz im Sinne der Erhardschen "Sozialen Marktwirtschaft",
aber in Widerspruch zur marxistischen Grunderkenntnis,
daß "Unternehmerinitiative" (d.h. anarchischer, unge -
planter Charakter der Produktion) und "freier" Handel
Hemmschuh der Produktivkräfte sind, statt deren
Entwicklung zu beschleunigen und voranzutreiben.

"Wir Kommunisten kritisieren nicht, um niederzureißen,
sondern um aufzubauen", wurde erklärt (Aufruf der KPD,
Bez. Ruhrgebiet-Westfalen, Dezember 45). Aber bevor
aufgebaut wird (nämlich der Sozialismus''!) muß 
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erst einmal niedergerissen werden (nämlich
der Kapitalismus!). Die Anstrengungen der KPD-Füh­
rer waren aber tatsächlich darauf gerichtet, die Arbei­
terklasse für den Wiederaufbau kapitalistischer Verhält
nisse zu gewinnen. Zu diesem Zweck wurden die
dämlichsten Sprüche geklopft, wie etwa :

“Von unserer eigenen Arbeit hängt der
Aufbau unserer Wirtschaft ab”
(aus demselben Aufruf wie voriges)

Diese Parole hatte in der damaligen SBZ ihren Sinn,
wo durch die Anwesenheit der Roten Armee, eine Entwick­
lung gesichert war, in deren Verlauf die Betriebe sehr
rasch den Kapitalisten entrissen werden würden.
Die Parole war aber völlig unsinnig, wo es darum ging,
dem Kapitalisten seinen Betrieb wieder in Gang zu brin­
gen.

Keinesfalls handelt es sich um isolierte Ausrutscher
verwirrter Partei-Funktionäre auf mittlerer und unterer
Ebene, sondern um die Hauptagitationslinie der KPD
zu dieser Zeit.

"In erster Linie muß alles getan werden, um unsere
Wirtschaft bis zu ihrer äußersten Leistungsfähigkeit in
Gang zu bringen" (Erklärung der Bezirkskonferenz
Großhessen der KPD "zu dringenden politischen (!) Aufga­
ben", 5. Mai 1946). "Jeder Kommunist ist verpflichtet,
für die Wiederankurbelung der Produktion... seine ganze
Kraft einzusetzen..... Jeder Kommunist muß durch sein
Verhalten beweisen, daß die Kommunisten zu den Besten
der deutschen Nation gehören." (KPD, Bez. Mittelrhein,
23./24. Januar 1946).
Zu diesem Zweck "muß die private Unternehmerinitiative,
die diesem Ziel dient, gefördert werden. Heute von ' sozia­
lisieren' sprechen kommt einer Irreführung der Arbeiter
gleich.." ( Delegiertenkonferenz der KPD, Bez. Ruhr­
gebiet-Westfalen, 2o. Jan. 1946). Ausdrücklich wurde
eine "Ermutigung der privaten Initiative und des freien
Handels11 gefordert (Aufruf der Bezirksleitung Nieder­
rhein der KPD zum Aufbau eines neuen, demokratischen
Deutschland, Herbst 1945).

Solchen Parolen waren Ausdruck der verheerenden Illu­
sionen Innerhalb der KPD über den Charakter des US-Im-
perialismus und der zukünftigen Kampfbedingungen in
den westlichen Besatzungszonen.

«ja es darum ging, die Arbeiterklasse umfassend aufzu­
gären über die Problematik eines wirtschaftlichen Wieder­

ufbaus unter kapitalistischen Bedingungen und über die
Vorteile einer Wirtschaftsplanung gegenüber der am
Profit orientierten "privaten Unternehmerinitiative" - wur-
jje gerade die letztere umfangreich propagiert.

Während In der SBZ bzw. seit 1949 DDR die demokratische
Umwälzung als Teil der sozialistischen Revolution zügig
und konsequent durchgeführt wurde, verhinderten die west­
lichen Besatzungsmächte in ihren Zonen jede demokratische
Reform. Das war von der KPD-Führung völlig fälsch
eingeschätzt worden, die ihren eigenen opportunistischen
Thesen vom "gewandelten (vemüftigen etc.) Imperialismus"
und vom "Kräfteverhältnis in der Welt" aufgesessen war.

Der XX. Parteitag der KPdSU 1956 hat zweifellos die Heraus
bildung eines in sich geschlossenen politisch-ideologischen
Systems des modernen Revisionismus enorm beschleunigt -
er ist aber weder Ursache noch Anfang dieser Entwick­

lung.
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DAS
UJJD SEIME

Vor 15 Jahren sprach das Bundesverfassungsgericht
das Verbot der KPD aus und ordnete ihre Auflösung
durch die Polizei an. Zur selben Stunde rollte unter
Leitung des CDU-Innenministers Schröder eine bundes­
weite, zentrale Polizeiaktion gegen Büros, Zeitungs­
häuser und Mitglieder der KPD an, gegen die die Po­
lizeiaktionen der letzten Wochen noch ein Kinderspiel
gewesen sind.

Das Verbotsurteil war Teil des Kampfes des wieder­
erstehenden deutschen Imperialismus gegen die Arbei­
terbewegung. Die KPD wurde verboten, weil sie am
konsequentesten gegen das Wiedererstehen des deut­
schen Imperialismus, gegen die Wiederaufrüstung und
gegen die Einschränkung der demokratischen Rechte
des werktätigen Volkes eintrat.

Der vom deutschen Imperialismus geführte Raubkrieg
hatte am 8. Mai 1945 mit der bedingungslosen Kapitu­
lation der faschistischen Wehrmacht geendet. Es war
der erklärte Wille der Völker der Welt, daß der deut­
sche Imperialismus ein für alle Mal vernichtet werden
sollte, damit nie wieder von deutschem Boden ein Krieg
aus gehen konnte.

Die Bestimmungen des Potsdamer Abkommens boten
dafür eine gute Grundlage. Es waren nämlich vorge­
sehen :

-• die Entwaffnung und Entmilitarisierung Deutsch­
lands,

■* eine planmäßige Entnazifizierung,
-• Bestrafung der Kriegsverbrecher in der faschis­

tischen Staats- und Wirtschaftsführung,
-• Auflösung der Großkonzerne,
-• Verbot jeder Rüstungsproduktion,
-• Neuaufbau Deutschlands auf demokratischer und

friedlicher Grundlage.

An einer solchen Entwicklung war jedoch vor allem der
US-Imperialismus nicht interessiert, der nunmehr den
Hauptstoß gegen die Sowjet- und gegen die Volksbefrei-
ungsbewegungen richtete. Ausdruck dieser Politik war
die Truman-Doktrin im März 1947. Die US-Imperia-
listen maßten sich darin an. Überall in der Welt zu-

der reaktionären Kräfte einzugreifen.
gunsiti'Deutschland spielte in den strategischen Überlegungen
der Imperialisten eine besondere Rolle. Daher betrie­
ben sie zügig die Wiederaufrichtung des deutschen

Imperialismus.
Während in der sowjetischen Besatzungszone auf der
Grundlage des Potsdamer Abkommens die antifaschis-
tische-demokratische Umwälzung durchgeführt wurde,
blockierten in den drei Westzonen die Imperialisten die
Durchführung des Abkommens. Es wurden so die wirt­
schaftlichen und politischen Voraussetzungen für das
Wiederentstehen des deutschen Imperialismus in der
westlichen Hälfte eines geteilten Deutschlands ge­

schaffen.

Im September 1950 beschloß eine Tagung der
westlichen Außenminister in New York die be­
schleunigte Wiederbewaffnung und Einbeziehung
der BRD in die NATO.

■ Als militärisches Organisationszentrum wurde
das sogenannte "Sicherheitsamt" geschaffen,
das direkt dem Bundeskanzler unterstellt war.

■ Im Januar 1951 wurden die Verhandlungen über
die Beteiligung der BRD an der NATO aufgenom­
men. Im Februar wurde die Aufstellung des so­
genannten "Bundesgrenzschutz" als 1. Schritt
zum Aufbau einer westdeutschen Armee be­
schlossen.

■ Im Februar 1954 wurden die Wehrgesetze im
Bundestag angenommen. Am 8. Mai 1956 trat
die BRD der NATO bei. Am 7. Juli des gleichen
Jahres wurde die allgemeine Wehrpflicht einge­
führt.

Das Wiederentstehen des deutschen Imperialismus,
der Abbau demokratischer Rechte und die Wiederauf­
rüstung trafen auf den entschiedenen Widerstand der
Arbeiterklasse und der übrigen werktätigen Bevölker­
ung. So verteidigten z.B. die Arbeiter durch Streiks

. ihre nach 1945 erkämpften Rechte im Betrieb, kämpften
gegen die Verschlechterung ihrer politischen Situation
durch das Betriebsverfassungsgesetz von 1952, demon­
strierten gegen Wiederaufrüstung und Atombewaffnung.

Die KPD erwies sich als aktive Kraft in diesem Kampf.
Daher befand schon im August 1950 die Konferenz der
11 Innenminister der Bundesländer ein Verbot der KPD
für notwendig. In dieser Zeit wurden fast alle kommun­
istischen, regionalen und überregionalen Zeitungen von
Mehrmonatigen Verboten betroffen.



Im Jahre 1951 verschäfte sich der Kampf gegen Kommu­
nisten und andere demokratische un^füdenskräfte
noch. Am 26. Juni wurde die FDJ vf^.iten, am 29. JU-
U der Rat der "Vereinigung der Verfolgten des Nazi-
Regimes". Ein weiterer Schritt war das Strafrechts­
änderungs-Gesetz vom 30. Auguar Jahres. J?s be­
droht die sogenannten Tatbestände des "Hochv%3ats",
"Landesverrats" und der "Staatsgefährdung" mit hohen
Zuchthausstrafen. Hierunter fielen insbesondere <Ms
Eintreten für die Wiedervereinigung Deutschlands und
Beziehungen jeder Art zu politischen Organisationen der
DDR. In Anwendung dieses Gesetzes wurde z.B. 1954
das KPD-Programm von 1952 als "Vorbereitung zum
Hochverrat" erklärt. Zahlreiche Funktionäre und Mit­
glieder der KPD wurden unter dem Vorwurf der Mitar­
beit an dem Programm zu langen Freiheitsstrafen ver­
urteilt.

Am 23. November 1951 stellte die Bundesregierung den
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der
KPD durch das Bundesverfassungsgericht. Am 31. Jan­
uar 1952 wurde als erster einer Reihe weiterer Über­
griffe eine Durchsuchungs- und Beschlagnahmeaktion in
den Geschäftsräumen der KPD durchgeführt. Am 23.
November 1954 begann beim Bundesverfassungsgericht
der KPD-Prozess, der am 17. August 1956 mit der Fest­
stellung der Verfassungswidrigkeit der KPD endete.

6 Jahre Vorbereitung

Spätestens seit der Innenministertagung vom August
1950 wurde das Verbot der KPD offen vorbereitet. Hier
ist zu erwähnen, daß die Verfassung der Bundesrepublik
zwei verschiedene Möglichkeiten für derartige Verbote
versieht.

Artikel 9 besagt: "Vereinigungen, deren Zwecke oder
Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich
gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den
Gedanken der Völkerverständigung richten, sind
verboten".
Das Verbot kann ohne juristische Umstände von der Bun­
desregierung bzw. den Länderregierungen ausgesprochen
werden. Auf dieser Grundlage wurden FDJ und VVN ver­
boten, ebenso wie 1970 der Heidelberger SDS.

Artikel 21 besagt; "Parteien, die nach ihren Zielen
oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausge­
hen, die freiheitlich demokratische Grundordnung zu
beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der
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———
Anundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind verfae-

nle Vertasaangswidrigkelt ml,ß vom Bundesverfassungs-
erlcht ausgesprochen werden, nachdem sie in einem

Prozess "nachgewiesen” worden ist. Bereits die Innen­
ministertagung vom August 1950 war übereingekommen,
gegen die KPD nicht den Artikel 9, sondern den Artikel

21 anzuwenden.Dafür waren offenbar zwei Gründe ausschlaggebend:
Schien es aufgrund des Kräfteverhältnisses
ratsam, die Partei nicht sofort zu ver­
bieten, sondern in einem langwierigen
Verfahren schrittweise aus der Legalität
zu drängen.

2.) sollte ein Musterprozess vor dem Bundes­
verfassungsgericht mit exemplarischer
Wirkung für die fernere Zukunft durchge­
führt werden.

Einige Aspekte des
KPD-Urteils

om 17. August 1956 heißt es:
"1, Die KPD ist verfassungswidrig

2. Die KPD wird aufgelöst
3. Es ist verboten, Ersatzorganisationen

für die KPD zu schaffen oder bestehende
Organisationen als Ersatzorganisationen
fortzusetzen...."

Das Gericht ging davon aus, daß die KPD auf Grundlage
der Theorie von Marx, Engels, Lenin und Stalin die Er­
richtung einer sozialistisch-kommunistischen Gesell­
schaftsordnung auf dem Wege über die proletarische Re­
volution und die Diktatur des Proletariats anstrebt. Das
Gericht faßte die grundsätzliche Entscheidung, daß die
proletarische Revolution und die Diktatur des Proleta­
riats unvereinbar seien mit der sogenannten
freiheitlichen demokratischen Grundordnung".

Im Urteil

Damit war nach Auffassung des Gerichts die Verfassungs­
widrigkeit der KPD gegeben. Ob die proletarische Re­
volution und die Diktatur des Proletariats als Fernziel
angestrebt werden, hielt das Gericht für unerheblich.
Wesentlich sei, daß die KPD diese. Zielsetzung



"systematisch zum Gegenstand ihrer parteipolitischen
Schulung, Propaganda und Agitation macht".

Es ist offensichtlich, daß die Erklärung der proletari­
schen Revolution und der Diktatur des Proletariats als
"verfassungswidrig" sich gegen jede Organisation rich­
tet, die ihre Politik auf der Grundlage des wissenschaft­
lichen Sozialismus bestimmt.

Das Gericht ging in seiner Auslegung aber noch erheb­
lich weiter. Es war nämlich der Meinung, für die Ver- ’
fassungswidrigkeit sei kein "konkretes Unternehmen"
nötig, sondern es sei ausreichend, "wenn der poli­
tische Kurs der Partei durch eine Absicht bestimmt
ist, die grundsätzlich und dauernd tendenziell auf die
Bekämpfung der freien und demokratischen Grundord­
nung gerichtet ist".

Mit dieser Beurteilung sogenannter "tendenzieller Ab­
sichten" bewegt das Gericht sich bereits eindeutig auf
dem Boden einer Gesinnungsjustiz.

Das Gericht sah auch grundsätzlich nicht für notwendig
an, daß die Zielsetzung der proletarischen Revolution
und der Diktatur des Proletariats tatsächlich auf ge­
stellt sein muß. Es sei ausreichend, wenn sich die­
se Ziele sozusagen im Hinterkopf der fraglichen Orga­
nisation befinden: "Eine Dokumentation der Zielsetzung
in dem Sinne, daß alle Ziele schriftlich niedergelegt
oder sonstwie fixiert sein müßten, verlangt Artikel 21
des Grundgesetzes nicht... Im Einzelnen mag es
schwierig sein, den wahren Inhalt der offenen und das
Bestehen verborgener Ziele zu erkennen. Ohne weite­
res leuchtet ein, daß Ziele, aus denen sich die Ver­
fassungswidrigkeit einer Partei ergeben könnten, nie­
mals offen verkündet werden. . .

Diese Beurteilung des Gerichts läßt der Spekulation
freien Spielraum. Sie bedeutet nämlich, daß im Grunde
für die Feststellung der angeblichen Verfassungswidrig­
keit einer Organisation irgend eine konkrete Beweis­
führung gar nicht notwendig ist. Zahlreiche Prozesse
gegen fortschrittliche Organisationen und Persönlich­
keiten seit 1956 haben gezeigt, daß oftmals nicht geur­
teilt wurde aufgrund der konkreten Inhalte politischer
Aussagen, sondern aufgrund ihres äußeren Stils und
Aufbaus. Wurde eine formale, stilistische Ähnlichkeit
mit Äußerungen der verbotenen KPD konstatiert, so
reichte das oftmals schon zur Verurteilung aus. Die
Existenz "verborgener illegaler Ziele" wurde in solchen
Fällen jeweils ohne konkrete Beweisführung voraus­
gesetzt.

Als noch weitgehender anwendbar erwies sich jedoch
die Zusatzbestimmung über das Verbot sogenannter
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.—-—"ErB«t«org»nißatIonen" der verbotenen KPD.
In einem Musterprozess stellte der Bundesgerichts­

hof d»zu {eBt:
"Eine Ersatzorganisation ist ein Personenzusammen-
schluß, der anstelle der aufgelösten Partei deren ver­
las sungs fein (fliehe Nah-, Teil-,oder Endziele, ganz
oder teilweise, kürzere oder längere Zeit örtlich oder
überörtlich, offen oder verhüllt, weiter verfolgt oder

verfolgen will. "
Ausreichend ist der bloße Wille, ein offenes Vertreten
bestimmter Ziele ist nicht erforderlich.

Hier seä*n nur einige Maßnahmen gegen nichtkommu-
nistisek» Demokraten und Aktionen für die Erhaltung
des Friedens genannt, die im Windschatten des KPD-
Verbots von der CDU/CSU durchgeführt wurden:

j|Im März 1957 wurde der Sozialist Dr. Victor
Agartz verhaftet. Agartz war ehemaliger Lei­
ter des gewerkschaftlichen Wirtschafte- und
Sozialwissenschaftlichen Institute des DGB in
Köln gewesen. Von der DGB-Führung wegen
seiner kritischen Neigung gefeuert, hatte
Dr. Agartz eine eigene sozialistische Zeitung
herausgegeben. Ihm wurde nun 1957 vorgewor- •
fen, für diese Zeitung Gelder aus der DDR er­
halten zu haben. Da dieser Vorwurf natürlich
haltlos war, mußte Dr. Agartz im Dezember
des Jahres frei gesprochen werden. Der Zweck
der Diffamierung war aber erreicht worden.

g Ebenfalls 1957 wurde die IG-Metall wegen an­
geblicher Verletzung eines Schlichtungsabkom-
mens zu einem Schadensersatz in enormer Hö­
he verurteilt. Hintergrund war der Streik von
34 000 Metallarbeitern Schleswig-Holsteins, der
mit größter Zähigkeit und Ausdauer vom 24. Ok­
tober 1956 bis Mitte Februar 1957 geführt wor­
den war. Zwei von der IG-Metall-Führung aus­
gehandelte Abkommen waren im Januar 1957
mit 97% und 76% von den Arbeitern abgelehnt
worden. Selbst die dritte Urabstimmung am
3. Februar ergab eine Mehrheit von 58% gegen
das Abkonmen. Damit war das Abkommen
allerdings zustandegekommen, da zur Fort­
führung des Streiks eine drei-viertel-Mehrheit
erforderlich gewesen wäre. Dieser Kampf -
zusammen mit der späteren Verurteilung der
IG-Metall - war von entscheidender Bedeutung
ür den allgemeinen Rückgang der spontanen

Arbeiterbewegung in den kommenden Jahren.
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■ Im April 1958 erklärte die Bundesregierung den
Gesetzesentwurf der SPD zur Durchführung
einer Volksbefragung über die Atombewaffnung
für "verfassungswidrig".

Dennoch beschlossen die SPD-Regierungen In
den Bundesländern Hamburg, Bremen und
Hessen die Durchführung dieser Befragung.
Auf Antrag der CDU/CSU-Reglerung erklärte
das Bundesverfassungsgericht am 30. Juli die­
se Befragung für "verfassungswidrig". ,

Wie wir sehen, sind die Bestimmungen des KPD-Verbots
sehr weitgehend. Sie verbieten nicht nur das Prop*gieren
deAlktatur des Proletariats und das offene Eintreten
dafür, sondern untersagen auch jede sogenannte "ver­
borgene" Zielsetzung dieser Art.
Das Urteil fordert nicht einfach Verzicht auf die Prp-
pagierung dieses Ziels, es verlangt Verzicht auf das
Ziel selbst. So kann jede normale Handlung, z.B.
des ökonomischen Kampfes, wie etwa das Aufstellen
einer Lohnforderung, Im Sinne des KPD-Urtells "ver­
fassungswidrig" sein, wenn dahinter die Absicht ver­
mutet werden kann, durch diese Handlung einer Gesamt­
politik Im Sinne der Vorbereitung der proletarischen
Revolution zu dienen. So enthält die Begründung zum
KPD-Verbot ausdrücklich eine Formel, die von der
"Verwendung sozialer Forderungen zur Tarnung der
parteipolitischen Arbeit" spricht.
Ganz^ diesem Sinne heißt es In der Broschüre "Die

kommunistische Betriebsarbeit", herausgegeben vom
Westdeutschen Wlrtechaftedienst Essen, Im Jahr 1964:

"Die kommunistische Agitation Ist ein wesen-
llcher Teil der Infiltration der Bundesrepublik.
Sie dient der Vorbereitung zum Umsturz, dem
die Machtergreifung durch die Kommunleten
folgen soll. Dies soll durch das allmähliche
Hinarbeiten auf eine Wirtschaftskrise einge­
leitet werden, die die KP durch ständig stei­
gende Lohnforderungen, durch Herabeetsen
der Konkurrenzfähigkeit, durch Streike u.a.
Methoden zu erreichen sucht. Die mit Ihr ver­
bundene Unzufriedenheit der Arbeiter hofft
sie dann zu entscheidenden Aktionen auenutzen
zu können..."

Offensichtlich wird hier jede gewerkschaftliche Lohn­
forderung diskriminiert, indem irgendwelche soge­
nannten "verborgenen Ziele" dahinter angedeutet
werden. Koneequenterweise rät die genannte Broschüre 
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dann auch dazu, j e den. Arbeiter, der - wie es heißt-
"im Betrieb radikale Reden führt'“ln den Kreis der-
■ -nigen einzubeziehen, die der "kommunistischen Be­
triebsarbeit" verdächtig sind.

So heißt es dort weiter:
"in der kommunistischen Betriebsarbeit ge-

‘ hört der illegale Streik zu den Kampfmitteln,
I die den Kommunisten als besonders geeignet
I füradie Durchsetzung ihrer politischen Ziele
[ erscheinen. Unter Berücksichtigung der äus-
| serst ernsten Folgen für Staat und Wirtschaft,
j die der illegale Streik mit sich bringen kann,
j ist es für jeden Betrieb von Wichtigkeit, sich
I mit allen Möglichkeiten und Formen solcher

Aktionen auseinanderzusetzen und schon in
ruhigen Zelten Ihre Abwehr vorzubereiten. ”

Hier zeigt sich die tatsächliche Stoßrichtung des KPD-
Verbots. Das KPD-Verbot erwies sich von Anfang an
als Waffe gegen jede politisch und ideologisch selbst­
ständige Entwicklung der Arbeiterbewegung.

Im KPD-Verbot gipfelte 1956 zunächst der Versuch
der Kapitalisten, angesichts heftiger Krisen jedes
Wiedererwachen der Arbeiterbewegung, jedes Wieder­
erstarken ihrer Organisationen sowie ihrer möglichen
Verbündeten im Keime zu ersticken.

Lookerusigj des KPD-Verbots ■■
neue Taktik der Kapitalisten

Seit etwa Mitte der 6oer Jahre ist eine gewisse Locke­
rung des KPD-Verbots und Abschwächung der Kommu­
nisten-Verfolgung festzustellen.
Die Aufrechterhaltung des KPD-Verbots beweist aller­
dings, daß es sich dabei nur um eine vorübergehende
Lockerung handeln kann. Das fortbestehende KPD-Ver­
bot bietet die weitestgehende Handhabe, alle heute
bestehenden sozialistischen und kommunistischen Or -
ganisatlonen jederzeit in die Illegalität zu drängen.

Warum geschieht das gegenwärtig nicht ?

Das KPD-Verbot stärkt den Opportunismus in der Ar­
beiterbewegung. Das ist eine alte Erfahrung gerade
der deutschen Arbeiterbewegung.
Im November 1967 erklärte Willi Brandt :

”lch bin dafür, daß es wieder eine KPD
gibt. Das könnte eine günstige Wirkung nach



innen und außen haben”.

Hier hat Brandt achon auf den politischen Hintergrund
der DKP-Gründung hingewiesen - die Kapitalistenklasse
verspricht sich davon eine "günstige Wirkung”. Nach
außen hin ; Vorspiegelung demokratischer Zustände in
der BRD, Erleichterung der '‘Neuen Ostpolitik” -
nach innen hin : Kanalisierung und Desorientierung der
antlkapitalistiachen Kräfte, Liquidierung der "APO".

Kurz nach der Ankündigung Brandt* ■ hieß es dann in
einer regierungsamtlichen Mitteilung vom 27.Novern -
ber 5 "Bundeskanzler Kleslnger, Bundesaußenmi­
nister Brandt, Bundesinnenminister Lücke und die Kon­
ferenz der Bundesinnenminister haben darauf hingewle-
sem, die KPD könne sich neu gründen und frei betäti­
gen, wenn sie die verfassungswidrigen Ziele aufgibt,
die zu rem Verbot"MHften.'Tr"“"...............

So erreicht die Kapitalistenklasse durch geschickte Kom­
bination von KPD-Verbot einerseits und Zulassung so­
genannter "kommunistischer" Organisationen anderer­
seits eine Deformierung der kommunistischen Ideologie
selbst, indem sie den Kommunisten vorschreibt, welche
Ziele sie anzustreben haben, bzw. welche nicht (z.B.
Diktatur des Proletariats).
Die Kapitalistenklasse bringt einen Teil der sozialisti­
schen und kommunistischen Kräfte dazu, im Interesse
ihrer hauchdünnen "Legalität" immer weiter vom Mar­
xismus-Leninismus abzurücken und traditionelle Grund­
ziele der Kommunisten preiszugeben.

Jüngstes Beispiel dafür ist der kürzlich veröffentlichte
Th es en-Entwurf des Partei Vorstandes der DKP. Dort
wird die Zielsetzung der proletarischen Revolution und
der Diktatur des Proletariats ersetzt durch die
reformistische Konzeption einer sogenannten "antimo-
nopolistischen Demokratie" .

Die Verbotsdrohungen gegen die DKP vor allem seitens
der CDU/CSU und des "Verfassungsschutz" werden sys­
tematisch eingesetzt, um die DKP-Führung noch wei­
ter in die rechts opportunistische Ecke zu treiben.
Das gilt besonders im Hinblick auf den kommenden Par­
teitag der DKP im November dieses Jahres. Arti­
kel der sozial-liberalen Presse fordern von der DKP-
Führung, ihre Abgrenzung vom Sozialdemokrat!smus
abzuschwächen, wobei unterschwellig wieder die Ver­
botsdrohung anklingt.

Andererseits hat das Gericht in Flensburg vor einigen
Wochen entschieden, daß die Beschlagnahme des KPD-
Programm-Entwurfs vom Jahre 1968 aufzuhebenist.
In der Begründung hieß es u.a. :
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"Das Propaganda-Material der KPD weist keine ver­
fassungswidrigen Tendenzen auf. " - - Insbesondere
wurde festgestellt, daß die in diesem Programmentwurf
dargelegten gesellschaftspolitischen Vorstellungen mit
d er kommunistischen Zielsetzung der proletarischen Re­
volution und der Diktat ur des Proletariats nicht iden­
tisch seien.
Das Flensburger Urteil wirft ein merkwürdiges Licht auf
die Verbotsdrohungen gegen die DKP.

Es soll abschließend noch auf folgenden Punkt hingewiesen
werden : Wie gezeigt wurde, hat das Bundesver­
fassungsgericht im KPD-Prozeß grundsätzlich festge -
stellt, daß die Zielsetzung der proletarischen Revolution
und Diktatur des Proletariats "unvereinbar mit der frei­
heitlich-demokratischen Grundordnung" seien.

Es ist aber selbstverständlich, daß sich Kommunisten
gerade für diese Ziele einsetzen.
Demnach bedeutet die Aufforderung der Kapitalisten zur
Neugründung sogenannter "kommunistischer" Parteien
bei Fortführung des KPD-Verbots : Jeder hat das
Recht, eine "Kommunistische Partei" zu gründen . mit
Ausnahme der Kommunisten selbst, da deren grundsätz­
liche Zielsetzung ja als "verfassungswidrig" abgestem­
pelt ist.
Wer eine "Kommunistische Partei gründen will, müßte
also zuerst einmal den Nachweis erbringen, daß er gar
kein Kommunist Ist, d. h. daß er nicht der für einen Kom­
munisten selbstverständlichen Zielsetzung des wissen­
schaftlichen Sozialismus folgt.

Das Widersinnige und Unverschämte dieser Tricks der
Kapitalistenklasse ist offensichtlich.



Von Pinelli zu Feltrindli
Eine Untersuchung der Zusammenhänge und Hintergründe um die Bombenan­
schläge des 12. Dez. 1969 in Italien. Anfangs wurde versucht, die Anschläge den
„Anarchisten" anzulasten. Inzwischen ist klar, daß sie auf das Konto der Faschi­
sten gehen. Diese Verbrechen spielen im Rahmen des Vorhabens der italienischen
Bourgeoisie, den „heißen Herbst" 1969 zu beenden und die Arbeiterklasse wieder
in die Defensive zu drängen, eine nicht zu unterschätzende Rolle. Die Wachsam­
keit der Arbeiterklasse hatte zur Folge, daß dies nur „unzureichend" gelang und
die Hintergründe entlarvt werden konnten. Nun versucht die bürgerliche Presse
Italiens massiv, zumindest eine Verbindung der Organisationen der bewußtesten ,
Arbeiter mit den Faschisten zu unterstellen. .

*

Wer ist Valpreda? Der Tod Pinelli's, Der unterbrochene Prozeß, Die
wahren Schuldigen: Ventura, Freda, Rauti, Die Provokation (Infiltra­
tion faschistischer Provokateure in linke Gruppen), Wer sind die Mörder?
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Arbeiterkampf, Unser VNeg,
Metallarbeiter,

Chemiearbeiter, Druckarbeiter,
Hafenarbeiter, Flugblätter

Außerdem führen wir ein großes Angebot an
Schriften zur Gewerkschaft!- und Arbeiterbe­
wegung, marx. Klassiker, Internationalismus,
Schriften aus der VR China, Albanien, Nord-
Korea, Literatur über AusbildungsweMn: für
Studenten, Schüler, Lehrlinge, Soziologie, Päda­
gogik, Psychologie.
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